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Noch zwei Tage bee 2 
“ £ertig:ist, weiß ich j 
Mepge, * 
er rein Bi 
We an, in der jzten Minus, 
eis sr wie weint 
Poftamonnalet Tech kann ja 
mal schreiben, wonach ihr 
in diesem Heft vergeblich 
suchen werdet. Also erstmal 
hat die Geschichte des Films 
ein abruptes Ende gefunden. 
War dem jungen Mann zuviel 
Arbeit und zu wenig Feed- 
back. Obwohl ich versichert 
habe, daß ich jede Folge mit 
Interesse gelesen habe, hat 
sich das jetzt erledigt. 
Dann fehlen Rezensionen 
diesmal völlig und Details 
zu den Terminen gibts auch 
keine. Zu Eggert und seinen 
Annäherungsversuchen an sei- 
ne Mitarbeiter schreiben wir 
auch nichts, das überla 
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22 Sexisten? Wir? 


“ng ganz viel RAF-Zeug - keine 
„Buchbesprechung 


ins Räitozial 


wir der Regenbogenpresse, 
obwolil 
ser, welt: 


de).-, Seplome ; u aut in ‚ühserer r 


pack) » Und schon gar ni 
rwenden z.in diösem zu 
rk Wort Jug 
pfarrer (Klerikale Sexi- 
sten), das ist uns echt zu 
doof, wir wußten das ja eh 
schon lange. 
Ansonsten gibt’s noch zu 
sagen, daß unsere Redaktion 
bei den Razzien Mitte Juni 
nicht durchsucht wurde und 
daß also die Listen mit un- 
seren AbbonentInnen noch 


fest in unserer Hand sind. 
Fragen tu’ ich mich aller- 
dings, ob wir auch eine ter- 
roristische Organisation 
sind, so wie die Redaktion 
der Radikal. Immerhin druk- 
ken wir auch manchmal 
BekennerInnenschreiben ab, 
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BR: 3 welche kriegen (i# 
h p° häufig). Und da 
„Fadl ja auch manchr 
ow-Bok4 
nn auch, 
r eine terrori- 
stischa "Vereinigung." Wir 
dachten bisher, wir werben 
für jemanden, der wirbt, 
Aber dabei werben wir ja für 
die TerroristInnen selber, 
Au weia. Eh, tut uns scht 
leid, wir ham’auch schon mal 
"n Text aus der radi abge- 
druckt, und die hat doch 
jetzt "durchweg strafbaren 
Inhalt", wie die Bundesan- 
waltschaft mitteilt, das war 
ja dann verboten. Naja seid 
uns nicht böse, wir hacken 
euch nach der Revolution 
auch den Kopf nicht ab, 


h R 45 das doch 
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% 42° CHRONIK DEUTSCHER ÄBSCHIEBEPOLITIK 
Zwischen Arbeit und Abschiebung 


MigraritInnen in Deutschland 


KEIN FUSSBREIT 
DEN FASCHISTEN 


"Präventiv gegen Linke vorgehen” 


Wie Innenminister Kanther seine Linksextremisten macht 


»Ich wurde wach durch "Hilfe!”- 
Schreie. gleichzeitig hatte ich den 
Lauf einer Pumpgun auf mich 
gerichtet. Zwei Vermummte in 
Jeanskutten und kugelsicheren 
Westen gekleidete Männer, be- 
waffnet mit Feuerwehraxt und 
Pumpgun standen vormir. Nazis 
oder Bullen? Als ich zum Fenster 
herausschauen konnte, sah ich 
Bullen vom MEK und SEK, teils 
mit Stahlhelmen, kugelsicherer 
Weste, vermummt, mit Maschi- 
nenpistolen und Pumpguns be- 
waffnet. Ich forderte den Bullen 
auf, das aufmich gerichtete Ge- 
wehr herunterzunehmen, was 


dieser auch tat, nachdem klar 
war, daß ich keinen Widerstand 
leisten würde. Der zweite Bulle 
hatte jetzt anstatt der Axt eine 
Pistole in der Handı..« 

Was sich hier liest wie eine Sze- 
ne aus einem Film, war am Mor- 
gen.des 13. Juli für die Bewohne- 
rinnen bzw. die Betreiberlnnen 
von 80 linken Projekten bundes- 
weit Realität. An diesem Tag 
nämlich führte der Apparat den 
"großen Schlag gegen Links- 
extremismus und -terrorismus", 
zu dem er seit Monaten ausge- 
holt hatte, aus. Einige der Durch- 
suchungs- und Haftbefehle wa- 
ren bereits im April ausgestellt 
worden, so wie im Fall des Info- 
ladens Omega in Neumünster, 
wo der Durchsuchungsbefehl 
das Datum vom 19. April trug. Die 
meisten der Überfallenen reali- 
sierten erst, als sie gefesselt auf 
dem Boden lagen oder Blendgra- 
nateninihre Häuser geschossen 
wurden, daß es sich um einen 
Einsatz der Bullen handelte. 
Kaum eine Tür wurde auf die un- 
ter Menschen übliche Art geöff- 
net. Selten sah jemand auf An- 
hieb einen Polizeiausweis oder 
einen Durchsuchungsbefehl. In 
Köln wurde sogar die Polizei um 
Hilfe bei dem vermeintlichen 
Nazi-Überfall gebeten. Als Vor- 
wand für die Durchsuchungen 
und Festnahmen dienten die 
"Anti-Imperialistischen Zellen" 
(AlZ), das K.O.M.I.T.E.E., die 
linksradikale Zeitung "radikal" 


und natürlich die RAF. 

Den AIZ werden nach Pressemit- 
teilungen 7 Anschläge derletzten 
drei Jahre zugerechnet, darunter 
Brandanschläge auf die juristi- 
sche Bücherei der Hamburger 
Universität, auf verschiedene 
CDU-Geschäftsstellen, die Zen- 
trale der Arbeitgeberverbände, 
Geschäftsstellen der FDP und 
zwei Anschläge auf Privatwoh- 
nungen. Obwohl die AlZ in einem 
Schreiben vom April bekennt, 
"man habe sich entschieden, po- 
tentiell tödliche Aktionen dort 
durchzuführen, wo die BRD-Eli- 
ten wohnen/arbeiten", istbisher 
bei ihren Anschlägen noch nie- 
mand verletzt worden. Dem 
Staatsschutz kommteine solche 
Gruppe gerade recht, nachdem 
die RAF in den letzten zwei Jah- 
ren kaum noch als Buh-Mann 
herhalten konnte. Entsprechend 
schätzt man dort die AIZ auch 
"als mindestens ebenso gefähr- 
lich wie die frühere RAF" ein. Ein 
Griff in die Zauberkiste, und die 
Welt stimmt wieder. Während 
europaweit Linke, Ausländerln- 
nen und Nicht-Weiße von Brief- 
bomben verstümmelt, von Rohr- 
bomben zerfetzt und von rechten 
Schlägerbanden totgeschlagen 
werden, zaubert der deutsche 
Staatsschutz eine terroristische 
Gruppe AIZ aus dem Ärmel, die 
klarmacht, wo die echten Terrori- 
stInnen stehen. Daß im Laufe der 
Durchsuchungen niemand im Zu- 
sammenhang mit den AlZin Haft 


v 


nicht, schließlich wisse man da 
auch.nichts genaues. Überhaupt 
stellt dermangelnde Fahndungs- 
erfolg der Aktion'am Abend des 
13. Juni für Innenminister.Kant- 
her kein Problem dar. Was am 
Morgennoch als entscheidender 
Schlag gegen Terrorismus galt, 
wird am Abend zur "zielgerichte- 
ten präventiven Maßnahme zur 
Einschüchterung gegen die links- 
radikale Szene". Zu diesem 
Zweck muß der $129a StGB (Mit- 
gliedschaft/Unterstützung einer 


seinem Bestehen herhalten. Die 
meisten 129a-Verfahren wurden 
bishereingestellt. Nichtergebnis 
los. Denn der Paragraphhatnnicht 


len, nein, der.129a ist ein Ein- 
- schüchterungs- bzw. Schnüffel- 
paragraph. 
Das mußten auch die Betroffe- 
nen an jenem Dienstagmorgen 
feststellen, als entgegen den 
Durchsuchungsbefehlen ganze 
Häuser durchwühlt wurden, ob- 
wohl oft nur ein Zimmer auf der 
Liste stand. Inden seltensten Fäl- 
len ließen sich die Bullen dabei 
eine Begründung (etwa "gemein- 
schaftliche. Nutzung") einfallen, 
bisweilen ordneten anwesende 
VertreterInnen der Bundesan- 
" waltschaft, offensichtlich von der 
- Ergiebigkeit des Objektes faszi- 
niert, vor Ort die Durchsuchung 
- weiterer Räumlichkeiten an. Mit- 
genommen wurde aus den durch- 
suchten Häusem:so ziemlich al-- 
les, was irgendwie nach Schrift 


eines Therapiezentrums fürver- 
gewaltigte Mädchen/Frauen, Ver- 


genommen wurde, verwündert 2 


terroristischen Vereinigung) seit 


das Ziel, irgendwen zu verurtei- . 


* deo- und Adiokassetten, Telefon- 


„der Begründung gelassen wurde, 
das Programm PGP wäre nicht 


(Pretty Good Privacy) istein Pro- 


aussah. Eine Patientinnenliste: 


zeichnisse von BuchläderVBiblio- 
theken, Schreibmaschinen, Vi- 


bücher und Gelbe Seiten, Konto- 
auszüge, Faxgeräte, Kopierer(!) 
und natürlich alles; was irgend- 
wie mit Computern zu tun hat, 
also Scanner, Drucker, Modems 
und die Rechenmaschinen 
selbst. In diesem Zusammen- 
hang.ist interessant, daß einem 
Frauennotrufprojekt in Neu- 
münster die-Computeranlage mit 


auf dem Rechnerinstalliert. PGP 


gramm, 'mit dem innerhalb von 
Datennetzen private Nachrichten 
verschlüsselt werden können. (Ist 
dummerweise: relativ sicher) 
Nachdem der Programmierervon | 
PGP schon in den USA Proble- |; 


me wegen des Exports "militä- 
risch relevanter Technologie" hat- 
te, stehen die Zeichen in diesem 
Land nun darauf, daß allein die 
Benutzung eines Codierungs- 
programmes (eines Briefum- 
schlages sozusagen) in Daten- 
netzen Grund für eine Krimina- 
lisierung sein kann. Der Informa- 
tionsdienst Schleswig-Holstein 
konstatiert indiesem Zusammen- 
hang "in verstärktem Maße Ver- 
suche, die Verschlüsselung mit 
PGP höchsttrichterlich zu verbie- 
ten". 

Listen derbeschlagnahmten Ge- 
genstände wurden an diesem 
Morgen nur vereinzelt angefertigt. 
Oftmals wurden den Bewohnerin- 
nen von Häusem solche Listen 
mit der Begründung vorenthalten, 
das sei ja schließlich nicht ihr 
Zeug. Auf unabhängige Zeugln- 
nen wurde während der Durch- 
suchungen größtenteils verzich- 
tet, ZeugInnen, die während der 
Verhöre anwesend waren, wur- 
den unter Druck gesetzt und ein- 


geschüchtert, wie in Lübeck: 
»...Die Vertrauensperson wurde 
während des Verhörs von dem 
Staatsanwalt gefragt, ob das, 


:Was der Zeuge hier äußert, auch 


den Tatsachen entspricht. Als die 
Vertrauensperson die Aussagen 
bestätigte, wurde sie selber in ei- 
nen anderen Raum gebrachtund 
dort einem Staatsanwalt, der 
schon auf sie wartete, zwangs- 
vorgeführt, Begründung: Da sie 
die Aussagen des vorgeführten 
Zeugen bestätigen könne, müs- 
se sie ja selber etwas wissen...« 
(Anna und Arthur!) In Münster 
wurde drei Beschuldigten nahe- 
gelegt, von der Kronzeugen- 
regelung gegen Rainer, der im 
Zusammenhang mit den Ermitt- 
lungen gegen die "radikal" fest- 
genommen wurde, Gebrauch zu 
machen. Will heißen: Wenn sie 
gegen Rainer aussagen, wird ih- 
nen in Aussicht gestellt (nicht 
garantiert!), daß ihre eigenen 
Verfahren zu keiner weiteren 
Strafverfolgung führen. Insge- 


samtwurden vier Männer verhaf- 
tet, die jetzt in Isolationshaft sit- 
zen (nach dem berüchtigten "24- 
Punkte-Haftprogramm'"), nicht 
weil sie jemanden erschossen 
hätten, oder weil sie Menschen in 
die Luft gesprengt hätten. Nein, 
ihnen wird vorgeworfen, an der 
Herstellung der "radikal', einer 
seit 20 Jahren erscheinenden 
linksradikalen Zeitung, mitgewirkt 
zu haben. Die "radi" sei, so die 
Bundesanwaltschaft, von "durch- 
weg strafbarem Inhalt". Abgese- 
hen von der Tatsache, daß die 
"radi" in den linken Auseinander- 
setzungen immer mehr an Be- 
deutung verliert, wird hier eine 
"terroristische Organisation" kon- 
struiert, weil "25 namentlich be- 
kannte Leute" eine Zeitung unter 
konspirativen Bedingungen her- 
stellen. Bisher galt der Abdruck 
von Bekennerlinnenschreiben als 
"Werbung für eine terroristische 
Vereinigung", diesmal soll die re- 
daktionelle Arbeit selbst die "Mit- 
gliedschaft" in einer solchen dar- 


stellen. Inwieweit der Abdruck von 


BekennerInnenschreiben über- 


haupt gegen ein geltendes Ge- 
setz verstößt, ist bislang nicht 
ganz klar. Ein gegen zwei Leute 
anhängiges Verfahren wegen Mit- 
arbeit an der "radi" aus dem Jah- 
re 1984 wurde 1991 mit einem 
Vergleich beigelegt. Während es 
Mitte der 80er in der Presse- 
landschaft noch zu lauten Prote- 
sten gegen die Zensurmaß- 
nahmen, die schließlich die "radi" 
in den Untergrund trieben, kam, 
bleibt es'heute eher ruhig. Zusehr 
habenssich die Menschenhieran 
den Gedanken gewöhnt, nicht 
mehr sagen zu dürfen, was sie 
sehen, nicht mehr schreiben zu 
können, was sie denken. 

Daß von den "25 namentlich Be- 
kannten" nur vier verhaftet wur- 


den, macht bei dem aufgefahre- . 


nen Aufgebot schon stutzig. Die 
Vier bleiben dann auch der einzi- 
ge "Erfolg" des Tages. Sowohl die 
Ermittlungen gegen das K.O.M.l.- 
T.E.E., das im Oktober 94 für ei- 
nen Brandanschlag gegen eine 
(leerstehende) Bundeswehr- 
kaseme sowie für die fehlge- 
schlagene Sprengung des Ab- 
schiebeknast-Neubaus in Berlin 
Grünau vom April diesen Jahres 
verantwortlich zeichnete, als 
auch gegen die AlZ haben offen- 


sichtlich zu keinen großartigen 


Ergebnissen geführt. Nun:ist 


noch nicht klar, was sich aus der 
Auswertung der (oft widerrecht- 
lich) beschlagnahmten Sachen 
ergibt, aber daß dadurch eine 
"terroristische Vereinigung" auf- 
fliegt, istnicht anzunehmen. Wohl 
aber werden wieder Unmengen 
an privaten Kon- 


akten 
durchleuchtet werden, Zusam- 
menhänge konstruiert werden, 
wo keine sind, Angehörige und 
Bekannte unter Druck gesetzt 
werden und die Fahndungs- 
computer mit neuem Material ge- 
füttert werden. Denn, machen wir 
uns nichts vor, einzig und allein 
diese Drohung an die linke Adres- 
se war Sinn der Mammutaktion. 
Auch die erkennungsdienstliche 
Behandlung (ED) dern Köln le- 
benden ehemaligen RAF-Gefan- 


‚genen Ingrid Barabaß, der vorge- 


wörfen wird, "sich als in der Le- 


galität lebende sogenannte 
Nahtstellenperson zu Mitgliedem 


der Kommandoebene fürdieter- - :: 
roristische Vereinigung. RAF : - - 
mitgliedschaftlich betätigt zu ha- 


ben", wird kaum nennenswerte: 
Neuigkeiten über die Fi ingerab- ar 
drücke der Frau offenbart haben: ° 
Das einzige, was wirklich: bleibt, wre 


ist die nun ausgesprochene Dro- 
hung: "Paßt bloß auf, werin ihr .-: 
bloß zuckt, haben wir euch alle”... . : 


Bleibt zu hoffen, daß wir uns nicht ” 
einschüchtem lassen. 


isteine Waffe! Grüße, Liebe" 
undKraftanunsere. . ‘ 


Freundinnen und Genossinnen ::: 


inden Knästent *  ' 


„Wemerin Heinzheim - Rainer 


in Karlsruhe - Ralfin Rastatt- - : 
AndreasinBruchsal-die 


Abgetauchten Peter,Beindund .. 


Thomas sowie alle anderen ° Kt 
betroffenen Menschen! Se 


Sach-und Geldspenden: he aL 
Wohnen und Leben e:V./Kto.Nr.: 
8132 501 Postbank Köln, BLZ. 2 
370 100 50 / Kennwort: Durch- LEE 


suchung 


Scldariät ar 


Wir sind Opportunistinnen. Ge- 
- henimmer den Weg desgering- 
sten Widerstands, scheuenuns 


Dachten wir zumindest bislang. 
\ jenern merkwürdigen 1: 13. 


Aber mal von Anfang an, ee es 

Dagabeseine Stadtratssitzung, nicht nur die Stadt 

irgendwann im Frühjahr Esging 

um die Connewitzer Projekte, die 
rden. 


zerinnenkongreß geschaut. Ne- 
ben Öffentlichkeitsarbeit standda 
noch Kiezpolitik. Das bereitete 
uns schließlich einiges Kopfzer- 
brechen. Doch auch diese Pro- 
bleme meisterten wir bravourös. 
Wir befragten alle unsere Groß- 
eltern, die zwar nicht direkt in 
Plagwitz wohnten, abersofem sie 
aufgrund der verfehlten Woh- 
nungspolitik (‚Nasse Wände und 
Neubausyndrom erhöhen das 
Herzinfaktrisiko“ (Bild 13.3.94) 
oder; „Herabfallender Dachziegel 
erschlüg 74jährige Frau® (MoPo 
4.5.93)) noch nicht verstorben 
waren, immerhin irgendwo wohn- 
ten, wo es fast wie in Plagwitz 
war: Wir befragten sie also, was 
sie’ davon halten, wenn wir ihr 
Nachbarhaus besetzen würden. 


Sie schlugen die Hände über den 


Kopf zusammen, vereinzelt kam 
‘es auch zu Herzinfarkten (zum 


Glück erfuhr die Bild-Zeitung. 


nichts davon). Doch unsere ruhi- 
‘ge Art „Oma, ich kann dir dann 
jeden Tag die Kohlen schleppen 
und Opa beim Abwasch helfen“ 
Konnte letztendlich den Familien- 


segen wieder zurechtrücken. Und 


. „ Wir.hatten uns beim repräsenta- 


tivsten Teil der Bevölkerung. 


zurückversichert. 
Nun:gab es da natürlich auch die 
Fraktion aus C., die meinte zum 
Kiez gehörten eher die ganzen 
‚ die so wären wie wir, 


 sonde dort nur den „rassisti 


Klassenkampf gegen herunterfa 
lende Dachziegel. : 
Politik, Presse und Personen 
(PPP) wußten u unse- 
rer Seite, 
Los konnte es gehen. Widerstand 
waralso nicht zu erwarten, Jetzt 
war nur das Leben noch so an- 
genehm wirmöglich zu gestalten. 


Wir nahmen uns also eine Villa 


(und keine Fabrikhalle, denn, 
Kreuzer hör gut zu, die Villen in 


stellen, weitreichenc 
inden Keller kommt, wie wi den 
riesigen Garten mit Spielplatz nut- 


zen, welche Sachen im Hofkiosk 


verkauft werden, wieviele Leute 


noch einziehen können, wie wir 
den Stadteil gegen Umstrukturie- 
rung und Zwangsvertreibung (au- 


Ber der Polizeiwache) schützen S 
USW. ER 


Plagwitz sind viel besser und ste- 


Soweitder Traum, der wahr w. 


hen aller leer, denn mit der Wen- 
de scheinen mit den ganzen 
FabrikarbeiterInnen auch die 


aberziemlich schnell, wie wiruns 
esnnicht haben träumen lassen, 


von der Realität eingeholt wurde. 


ganzen Fabrikbesitzer, die in die- 


Das Haus in der Fröbelstr. 7-9, 


sen Villen gewohnt haben müs- 
sen, verschwunden zu sein - die 
vielbeschworene Nassenlose Ge- 
sellschaft!). 

Wir nahmen uns, denn die Aus- 
wahl war groß, eine Villa mit 


Strom (,... sprach zum Licht- 


schalter, es werde... undes ward 
Licht“), Wasser (Teil der Kiez- 
politik: sauber sein!) und Gas 
(„...ihre Geräte werden Montag 8 
Uhrauf Erdgas umgestellt‘). Aus 
Sicherheitsgründen stöpselten 
wir das Telefon in den Anschluß 


die Genossinnen aus ©. herbei 


Es gab schöne, große Zimi 
ein neues Dach zum Sonne 
eine zum Aussichtsturm umfun 


eller, Balkons, rustikale Möbel, 
Haus- 


(„„tüüüt.-tüüüt- „) und suchten 

die Nummer im Telefonbuch 

(4798094), um im Notfall, falls 
_PPP.unsim Stich lassen sollten, 


ierte Esse, einen sauberen 


einehemaliger Kindergarten, seit 
einigen Monaten leer stehend, 
wurde am 9. Juni, einem Freita 
besetzt. Wir waren ungefähr20 
Leute aus varschiedenen Stadt- 
teilen und Zusammenhängen. 
Vordem EinzuggabesdasGe- 


_rücht, daß Haus würde dem Ju- 


gendamtgehörenoderzumindest 
von ihm verwaltet werden (was ja 
eherpositiv ist). Mitdem Lied, Wir 
wohnen in den schärfsten Villen 
und ihrereins im letzten Loch“ auf 


Presse und die Leute in der nä- 
heren Umgebung zu gehen, um 
offensiv auf Leipziger Linie, ver- 
fehlte Wohnungspolitik der Stadt 
und funktionierende Immoblien- 
spekulationen der Privaten und 
unsere eigenen Vorstellungen 
von billigem und gemeinschaftli- 
chen Leben aufmerksam zuma- 
chen - und dafür zu kämpfen 
(deshalb auch die Woche Zeit 
zum Sichem des Hauses)(wie 
der Kampf dann ausgesehen hät- 
te, war noch nicht klar und ist si- 
cher auch nicht in allen Einzel- 
heit im Voraus zu bestimmen, 
sondern sehr situationsbedingt). 
Am zweiten Tag kam ein neues 
Gerücht hinzu: das Haus sollte 
‚ein Frauenhaus werden. Da für 
. uns klar war, daß wir, falls dies 
- stimmen sollte, das Haus freiwil- 
Gerücht aberüber das Wochen- 
ende auch nicht bestätigen oder 

- widerlegen lies, passierte in die- 
ser Zeit nicht so viel (was sich 
später als Fehler herausstellte). 
Erst Montag abend wußten wir 
alle, daß das Haus kein Frauen- 
haus wird, mehr war aber nicht 
bekannt. Somit war der Dienstag 
der erste Tag der „richtigen.Be- 
setzung“, der Startschuß für un- 
ser Konzept. Und gleichzeitig 
auch der letzte. Gegen Mittag ka- 


einem Herr Neumannaus Mün- 
chen gehört, der aber noch im 
Streit mit einer Erbengemein- 
schaft liegt, die wie er Restitu- 
tionsansprüche angemeldet hat. 
Das Haus wird zur Zeitnoch von 
der LWB verwaltet, soll aber in 
nächster Zeit (ein paar Wochen 
oder Monate) dem Neumann 
übertragen werden, der dann Bü- 
roräume draus machen will. Die 
beiden vereinbaren mit uns einen 
Termin für 18‘Uhr, gleicher Tag 
und Ort. Es beginnen hektische 
Sicherungsaktivitäten, viele von 
uns sind aber unterwegs und 
nicht zu erreichen. 17.00 Uhrer- 
scheinen die beiden nochmals, 
stellen uns das Ultimatum „bis 
morgen 12 Uhr müßt ihr das 
Haus besenrein verlassen“ und 


wollen unsere Personalien: „wir. 
 ligverlassen würden, ‚sich dieses _ 


haben uns mit unserem Anwalt 


‚in Verbindung gesetzt, und der 
meint, daß wir uns die Personali- 


Räumungsklage (‚Wir sind län kung, 

mit auf die Wache. Später wird 
nen Schutztitel‘) und verweisen 
auf unsere „Nichtentscheidungs- 


gerals 3 Tage hierund'habenei- 


befugnis“ über die Frage, ob wir 
freiwillig 12 Uhr das Haus vonal- 
len Besen bereinigen oder nicht, 
da;wir ja „so 25 Leute sind, die 


_erstspätin der Nachtnach Hau- 


se kommen“, Außerdem wird ver- 
einbart, daß wir vorher ‚noch 


nett, habenvonnichis ne Ahnung 


daß.die angeforderte 


die vergeblich um Einlaß bitten. 
Irgendwie kommen sie dann doch 
ins noch ungesicherte Haus und 
treffen 3 Besucherinnen bzw. 
Bewohnerinnen an. Die beiden 
machen mit ihren Taschenlam- 
pen gleich auf Hausdurchsu- 
chung und sind erst im zweiten 
Stock durch einen Wortschwall 
zu.stoppen. Einen Hausdurch- 
suchungsbefehl bräuchten sie 
nicht, sie wären von einem Bür- 
ger angerufen wurden, Name 
könnten sie uns nennen, vonder 
LWB liegt nichts vor, aber.sie 
müßten diesem’Anruf nachge- 
hen. Sie wollen unsere Mietver- 
träge sehen, daß wir mit der LWWB 
„in Verhandlung sind“interessiert 


‚sie nicht. Solange wir nichts 


Schnitliches vorweisen können, 
wären wir illegal im Haus, mit der 
LWB Kontakt aufzunehmen, leh- 
nen sie ab. Das juristische Ge- 
plänkel wird dann von der Auffor- 


‚derung, endlich unsere Persona- 
‚lien zu zeigen, unterbrochen. Wir 


lehnen das zum Teil ab, Verstär- 


uns gesagt, selbst wenn wir die 
Personalien gegeben hätten, wä- 


ren wir aufdie Wache mitgekom- 


men. In dem Moment kommen 
Leute, die uns helfen wollen und 
unsere Wamung, sich zu verpis- 
sen, ignorieren, da sie denken, 
die zwei sind dochkein Problem, 
besonders weil sie gerade das 
Haus verlassen, nicht wissend, 


sofort kommt. Auf diese Art und 


LWB-Typen um Hilfe gebeten 
hatten, die Personalien. Auch die 
bestehende Chance, über den 
Hof abzuhauen, wird aus uner- 
findlichen Gründen nicht genutzt. 
Die Polizei ist sich im Laufe des 
Abends (die „Räumung“ dauerte 
eine Weile: alle Zimmer werden 
durchsucht und fotografiert, die 
Personalien aufgenommen und 
über Funk überprüft, zwei Leute, 
die sich:auf:der Esse versteckt 
hatten, gesucht und schließlich 
mit der schon gerufenen Feuer- 
wehr- „Ihrbezahlt den Einsatz“ - 


zum runterklettern gezwungen, wi 
wir dürfen unsere Sachen zusam- la 
mensuchen und raustragen) 
nicht sicher, was sie nun dürfen 


und ob ihr Einsatz überhaupt 


= Verzug- das seit em 


te Mädchen. aus Schleußig bel 

uns vermutet wurde! 

Gegen 11. Uhristder Einsatz bi 
endet und wir dürfen alle ‚na 


Hause“ fahren. Wirbeschließen, 
für.die Standard-17-Uhr-Conne-: 


witzer-Kreuz-Demo nicht zumo- 
bilisieren, weil einfach niemand 


rechtmäßig ist. VorunserenAu- r | 
get 3 


über unser Haus bescheid wuß- 
te (was natürlich auch 'n Fehler / 


Hausfriedensbruch; da 
Haus angeblich ünter Denkmal- 
schutz steht:und wir wertvolle 
Teile zerstört hätten, nachdem wir 
eingebrochen wären; daß eraber 


keinen Rundgang mitunsdurchs. 
Haus zur Klärung dieser Vorwür- 


fe will; daß er Dienstagabendden 


Staatsschutz von der Besetzung. 
informierte, die Polizei die Ein-. 


satzzeitaber selbst entschieden 


hätte (Leipziger Linie, jede Beset- 
zung ist innerhalb von 24 Stun- 


‚ten (wir gingen in der fastunbe 
wohnten ‚Seitenstr. davon aus 
cht sosschnell 


Polizeifunkn m itbel 
nicht für voll genommen 
scheint nichts i inder Presse. U 
die Bürgerinnen die uns denun 
ziert haben, lassen uns zu dem 
Schluß kommen: auf PPPistin 
P. kein Verlaß, Unterstützung 
durch Anwesenheitbeider Räu- . 
mung kamnuraus C.undüber- 
haupt ist alles ganz anders ab- 
gelaufen, als wir und. das dach- 


uns usgehen 


würde und daß wir es ja nicht 
noch einmal versuchen sollten; Hil 
daß er sich um die Aurelienstr. 
gekümmert hat, aber sowas gehe : 

tzt.nicht mehr und daß.er ja_ 


WB -Typen, die sich ver- 
ständnisvoll die Geschicht 


eUun- 


Die Symbolfalle 


Ein Wunder ist geschehen! Die 
Nation ist eins! Vergessen sind 
soziale Kämpfe, vergessen sind 
Affären, Schweinereien, Partei- 
grenzen, Ideologien. Geschafft 
hat dies - wie so oft - ein gemein- 
samer Feind. Und der hieß Shell. 
Pfui, sag das böse Wort nie wie- 
der! 
Tatsächlich. DerStein,den Green- 
peace ins Rollen brachte, wurde 
zur Lawine. Daß Bündnis 90/Grü- 
ne sich anschließen würden, hat- 
temanjanoch erwartet. Aberals 
lie Junge Union zum Kampf ge 
en Multi rief, durfte man 
schon stutzig werden. Und dann 
trauten wir bei der Tagesschau 
unseren Augen und Ohren nicht. 
Kirchentag, FDP-Wirtschaftsmi- 
nister, CDU-Bundeskanzler, Ge- 
werkschaften. Ein Volk wie ein 
Mann! Das Ganze in klein spiel- 
te sich dann auch in Leipzig ab. 
Lehmann-Grube, Hüter der 
Marktwirtschaft, war schon kurz 
davor, sich ein Schlauchboot zu 
kaufen und selbst nach Schott- 
land zu fahren. Aber er besann 
sich auf seine hiesigen Aufgaben 
und legte seine ganze Energie in 
den Zeigefinger. Nein, nein, städ- 
tische Kolonnen! Nicht bei Shell 
tanken! 
Was soll das? Ist sie endlich da, 
die Revolution in den Köpfen? 
Stehen wir endlich vor der rot- 
schwarz-blaugelb-rosa-grünen 
Koalition, die das Steuersystem 
radikalökologisch umkrempelt, 
Umweltvergehen zu Kapitalver- 
brechen erhebt, den Benzinpreis 
verdreifacht und ein großes 


Autobahnabrißprojekt startet? 
Keineswegs. Denn hinter der 
Show verbirgt sich wie so oft - 
schade eigentlich -bloßes Kalkül, 
politische Kosten-Nutzen-Analy- 
se. Es gibt ganz handfeste Grün- 
de dafür, daß Brent Spar gerade 
in Deutschland als Symbol geeig- 
net war und auch weidlich aus- 
geschlachtet wurde. 


sie inden Genuß des reinen Ge- 
wissens und des guten Medien- 
bilds: wir wollten ja, aber leider, 
leider. Gekoppelt ist diese Stra- 
tegie mit dem Argument, Umwelt- 
maßnahmen würden nur dann 
Sinn machen, wenn sie intema- 
tional umgesetzt werden. Alle 
oder gar nicht - am liebsten nur 
gleichzeitig und global: Dann 


Auch vom Lehm-mann aus der Grube war Dünnes zum Thema Shell zu 
hören: Wir sollten nicht mehr dort tanken. Aber das fun wir schon seit 8 


Jahren nichtmehr, Hinrich! Wegen "Wer SHELL tankt, tankt Gentechnolo 


gie", "SHELL betankt Südafrika" und so. Damals war das natürlich 
linksextremer Unsinn für jemanden wie unseren OBM. 


Seit einigen Jahren schon hat die 
offizielle deutsche Politik in Um- 
weltfragen wenig bewegt. Auf in- 
temationalen Konferenzen pfle- 
gen die teutonischen Abgesand- 
ten leeres Pathos. Sie erheben 
Forderungen, die intemational 
nicht durchzusetzen sind, und 
erfreuen sich dann der Ableh- 
nung der anderen. So kommen 


gäbe es erstens keine Wettbe- 
werbseinbußen für die deutschen 
Problemindustrien wie die Che- 
mie, und zweitens könnten die 
deutsche Umwelttechnikunter- 
nehmen ihren technologischen 
Vorsprung in klingende Münze 
verwandeln. So weit, so gut. Nur 
kosten darf es nix. Denn wenn die 
Staaten Osteuropas oder der 


“Dritten Welt’ argumentieren, sie 


hätten gar kein Geld, um deut- 
sche Umwelttechnik zu kaufen, 
dann zucken die Deutschen nur 
mit den Schultern. Allenfalls 
verpumpen sie ein paar Kredite, 
mit denen die Empfängerländer 
dann - na was? - Autobahnen 
bauen. Damit sie ingendwannein- 
mal genug Wirtschaftskraft ha- 
ben, um sich die teuren deut- 
schen Entsorgungsmaschinen 
leisten zukönnen. 

Man könnte jetzt noch den Um- 
weltgipfel von Berlin anführen 
(schon vergessen?) oder das 
Tauziehen um den Tschemobyl- 
Reaktor: langsam jedenfalls 
durchschaut die öffentliche Mei- 
nung in der Bundesrepublik, was 
da so gespielt wird. Auch im Lan- 
de selbst ist längst nicht alles in 
Butter. Stichworte mögen genü- 
gen: Sommersmog, Waldster- 
ben, die Zunahme von Allergien. 
Wie die Wähler auf solche The- 
men abfahren, zeigt sich immer 
stärker. Im Jahre 6 nach der Ein- 
heit und im Jahre 1 nach dem 
Kriegsjubiläum verlieren die histo- 
rischen Stunden an Zahl und 
Bedeutung. Das Vakuum auszu- 
füllen, sind eigentlich nur die 
Umweltprobleme geeignet. Die 
ökologische Steuerreform ist in 
aller Munde. Daß sie kommt, 
scheint festzustehen. Nur wann 
und wie, darum wird noch heiß 
diskutiert. Profil entwickeln dabei 
fast ausschließlich die Grünen. 
Von denanderen Parteien kann 
eigentlich nur die Union mithalten 
- sie hateinfach die klügeren Stra- 
tegen. Die FDP istmit sichselbst 
beschäftigt und mit der Frage, wie 
das Parteivermögen nach der 


Auflösung am besten nach Lu- 
xemburg zu bringen ist. Und die 
SPD ist orientierungslos. Schar- 
ping tritt demnächst zur CDU 
über, Rau durchsucht seine Bi- 
bel nach Umweltzitaten für die 
Koalitionsverhandlungen in 
NRW, und Schröder beherrscht 
nurein Gedanke: wie erBundes- 
kanzler werden kann. Bei so vie- 
len Nebenbeschäftigungen ver- 
gessen die Sozis völlig, eine um- 
weltpolitische Programmatik zu 
entwickeln. 

In dieser Situation kam die Bohr- 
insel den Altparteien gerade 
recht, Hier konnten sie spontan 
ihr Image aufpäppeln, ohne da- 
bei irgendetwas zu riskieren. Die 
Bundesregierung gab vor, selbst 
überhaupt keinen Einfluß aus- 
üben zu können. Dabei kehrte 
Umweltministerin Merkel gern 
unter den Teppich, daß sie eine 


Einspruchsfrist gegen die Ver- . 


senkung verschlafen hatte. 
Deutschland selbst hat keine 
Bohrinseln. Der Bösewicht war 
weit weg - die britische Shell hat 
mit der deutschen nur entfernt zu 
tun. Da wurde in Kauf genom- 
men, daß der Boykott zum gro- 
Ben Teil die Falschen traf. Denn 
die Umsatzverluste der Tankstel- 
len dürften inder Konzembilanz 
den Bruchteil eines Promilles, für 
die Pächter aberübers Jahr eini- 
ge Prozent ausmachen. Zwar hat 
die Deutsche Shell Entschädi- 
gungen angekündigt, aber die 
decken die Verluste erfahrungs- 
gemäß nicht. 

Wofür stand eigentlich das Sym- 
bol Brent Spar? Wenn sie ver- 
senkt worden wäre, für die Um- 
weltfeindlichkeit des Marktes. Da 


sie nun an Land wird, für das 
Recyclingkonzept: aus alt mach 
neu, “ch war eine Dose”. Dieses 
Kreislaufkonzept istin Deutsch- 
land Staatspolitik. Längst hängt 
daran eine ganze Industrie, die 
schon jammert, daß ihr die (Se- 
kundärroh-)Stoffe ausgehen. 
Umweltfreundlich aber ist Recyc- 
ling nicht, allenfalls ein bißchen 
weniger umweltschädlich als 
Wegwerfen. Denn Recycling ko- 
stet Unmassen an Energie. Und 
Giftstoffe sind ohnehin ausge- 
schlossen. Umweltfreundlich ist 
eigentlich außer Selbstmord nur 
noch die Müllvermeidung. Die 
aber hat mit der Brent Sparüber- 
haupt nichts zu tun. Insofern 
taugt die Insel nicht zum Symbol 
für eine ganz neue Denkweise. 
Vielmehr ist der Kampf um die 
Insel plötzlich zum Instrument 
ganz spezifisch deutscher Wirt- 
schaftsinteressen geworden: die 
germanischen Entsorgungs- 
unternehmen stehen schon 
Schlange, um sich den lukrativen 
Auftrag buchstäblich an Land zu 
ziehen. An jedem Tag der De- 
montage aber werden die ande- 
ren Bohrinseln in der Nordsee 
hunderttausende Tonnen Erdöl 
ausspucken, Raffinerien werden 
sie verarbeiten, Autos in die Luft 
pusten. Kein Mensch wird dar- 
über reden, geschweige denn 
sich aufregen. Vielleicht wird ir- 
gendwo ein Tanker auf Grund lau- 
fen - mit zwanzig- oder hundert- 
mal mehr Öl an Bord. 

Vielleicht wird in Rußland ein 
Atomkraftwerk hochgehen, das 
alte deutsche Brennstäbe aufar- 
beitet. Über tausend Tonnen (!) 
davon sind in Sibirien aufge- 


aucht. Die Bundesregierung 
weiß davon nichts”, steht in ei- 
ner Antwort aufeine Anfrage der 
PDS. Deren umweltpolitischer 
Sprecher hatin Moskau heraus- 
gefunden, daß der strahlende 


Umwelt wert - wenn sie nuretwas 
weiter weg und nicht in Windrich- 


tung liegt. . 

Fragen wir also die sre 
rung, was die ganze Show sc 
Fragen wir sie zum Beispiel, war- 
um sie Esso nicht auch angriff, 


wo doch Esso 49 Prozent der 
Brent Spar gehören. Fragen wir 
sie, warum sie Flugbenzinimmer 
noch nicht besteuert - vielleicht 
weil häufiges Fliegen ein Privileg 
der Manager von Shell und an- 


trotz des Embargos noch übel 
abkassierte, als andere Konzer- 
ne sich längst zurückgezogen 
hatten. Oder wie er zu Shell 


Nun bleibt das Gift also dem 
Ozeangrund erspart. Ganz 
fühlt sichals Sieger. Greenpeace 
wegen des Erfolgs, die anderen 
wegen der Pluspunkte in den Mei- 
nungsumfragen. Die Boykotteure 
habenihr Umweltgewissen fürein 
paar Monate beruhigt und werden 
als gute Menschen nun etwas 
Pächter wieder hochkommen. 
Das Umweltthema ist medien- 
mäßig vorerst abgearbeitet. Viel- 
leichtkommtja wieder eine nette 
Geiselnahme fürden Sommer, da 
Femseher, zumal uns draußen 


Die unvollendete Revolution 


Der Krieg im mexicanischen Bundesstaat Chiapas, der für die mediale Weltöffentlichkeit am 
Neujahrstag 1994 begonnen hat, ist für die indigene Bevölkerung schon seit Generationen Rea- 
lität. Auch ist die Existenz der Ejercito Zapatista de Liberation Nacional, EZLN, also der Zapatistischen 
Befreiungsarmee nicht eine Neujahrsüberraschung, von der in Mexico niemand gewusst hat. 
Um ein neoliberales Wirtschaftsmodell zu fördern, welches für das Nordamerikanische 
Freihandelsabkommen (NAFTA) mit den USA und Kanada von zentraler Bedeutung ist, mussten 
Mexicos happy few das soziale Konfliktpotential verleugnen und hoffen daß das Pulverfass mit 


Um die Hintergründe, die zum 
Aufstand geführt haben, zu ver- 
stehen, müssen wir weit zurück- 
schauen bis in die Tage der 
mexicanischen Revolution, die 
letztlich, wie das bei vielen Revo- 
lutionen der Fall war, nur die 
Machtübernahme einer ausbeu- 
terischen Elite von deralten Olig- 
archie war, im Namen des „Vol- 
kes“, 


Bei den Wahlen von 1910 tritt 
Francisco Madero, unterstützt 
von verschiedenen neugegrün- 
deten oppositionellen Parteien, 
gegen den seit 30 Jahren an der 


Macht sitzenden General Porfio 
Diaz an, der sich zum siebten Mal 
„wählen lassen will. Wenige Tage 
vor der Wahl wird Madero jedoch 
verhaftet. Gegen Kaution freige- 
lassen, flieht er in die USA und 
ruft die mexicanische Bevölke- 
rung auf, die Waffen zu ergreifen 
und sich zu erheben. In verschie- 
denen Regionen bilden sich dar- 
aufhin bewaffnete, hauptsächlich 
aus Bauem bestehende Grup- 
pen. Unter der Porfianischen Dik- 
tatur gingen in Mexico bedeutsa- 
me Veränderungen auf wirt- 
schaftlichem, sozialem und poli- 
tischen Gebiet vor sich. Auslän- 


dische Konzeme, denen Tür und 
Tor geöffnet wurde, bemächtigten 
sich in zunehmendem Maße der 
Reichtümer des Landes. Durch 
keinerlei Zwänge eingeengt und 
von Abgaben sogut wie befreit, 
legten vor allem britische und 
nordamerikanische Gesellschaf- 
ten ihr Kapital in Mexico an. Zu- 
dem gelang es Diaz mit Hilfe sei- 
nes Unterdrückungsapparates, 
vorallem dervonihm geschaffe- 
nen Landpolizei, der Rurales, 
wasnoch keiner zuvor vermoch- 
te: den indianischen Dorfgemein- 
schaften das von ihnen seit Jahr- 
hunderten benutzte, eigene Land 


zu rauben. 1911 besaßen nur 
3,4% der Bäuerinnen eigenen 
oder der Gemeinschaft (ejido - 
Land ) gehörenden Boden.Nach 
dem Sturz von Diaz bildete sich 
eine neue provisorische Regie- 
rung unter Madero. Er stammt 
aus einer einflussreichen und 
wohlhabenden Familie, die Teil 
einer neuen aufstrebenden bür- 
gerlichen Schicht ist, die in den 
letzten Jahren der Diaz - Diktatur 
entstand. Diese neue Bourgeosie 
steht in heftiger Opposition zu 
Diaz und zur Oligarchie, denn sie 
beansprucht Teilnahme an der 
Regierung. Sie ist ausgespro- 
chen anti-amerikanisch, da die 
vorherrschenden nordamerikani- 
schen Gesellschaften ihre Ent- 
wicklung auf Schritt und Tritt 
hemmen. Die Revolution hat be- 
gonnen, doch kämpfen verschie- 
dene Gruppen um die Macht in 
Mexico und um die Umsetzung 
der revolutionären Forderun- 
gen.Emiliano Zapata, einer der 
Führer der verschiedenen bewaff- 


neten Gruppen, die das Diaz - 
Regieme besiegt haben, sagt 
sich im September 1911 von Prä- 
sident Madero los. Er will die 
Hacendados ( Großgrundbesit- 
zer) verjagt sehen und verlangt 
die sofortige Rückgabe des ge- 
raubten Bodens an die Bauern. 
In seinem „Plan von Ayala“ , der 
für lange Zeit das Credo der Ver- 
fechter der Agrarreform bleibt, 
erkennt Zapata Madero die Prä- 
sidentschaft ab, verlangt die 
Rückerstattung des Bodens an 
die indianischen Dorfgemeinden, 
die Enteignung und Aufteilung 
des dritten Teils aller Haciendas, 
sowie die entschädigungslose 
Konfiszierung der Ländereien, 
deren Besitzer sich als Feinde der 
Revolution erwiesen. Im Jahre 
1913 putscht der Chefkomman- 
dant der Regierungstruppen, 
General Huerta, gegen Madero, 
der dabei ermordet wird. Huerta 
errichtet eine Militärdiktatur mit 
dem Ziel, die alte Oligarchie wie- 


der an die Macht zu bringen und 
versucht als erstes, die revolutio- 
nären Bauemarmeen Zapatas zu 
schlagen. Doch Huertamuß nicht 
nur im Süden kämpfen, auch im 
Norden wächst der Widerstand 
gegen ihn. Zum einen lehnt sich 
der Gouvemeur von Coahuila, 
Venustiano Carranza, gegen 
Huerta mit dem Ziel auf, einen 
„rechtmäßigen“ Nachfolger für 
Maderoeinzusetzen, zum ande- 
ren die „Division del Norte“ unter 
Pancho Villa, den Carranza als 
unberechenbaren Bandieten be- 
zeichnet, und die im Gegensatz 
zu diesem Ziele der Agrarista - 
Bewegung im Süden verfolgen. 
Während im Norden also in den 
Jahren 1913-14 diese beiden 
Strömungen den Armeen Huer- 
tasimmer stärker zusetzen und 
sich untereinander um die Macht 
streiten, kämpfen die revolutionä- 
ren Bauern unter Zapata im Sü- 
den weiter um ihre soziale Exi- 
stenz. Im Sommer 1914 ist Huer- 


ta geschlagen; ertritt zurück und 
verläßt das Land; aber der er- 
sehnt Friede kehrt nicht ein, son- 
dern die Gegensätze zwischen 
Carranza, Villa und Zapata ver- 
schärfen sich. Um den Ausbruch 
offener Feindseligkeiten zu ver- 
hindem, wird die „Konvention von 
Aquacalientes“ verabschiedet, in 
der sich Carranzistas, Villistas 
und Zapatistas „im Interesse der 
Weiterführung der Revolution“ 
um eine Einigung bemühen und 
zum ersten Mal seit Beginn der 
Revolution wird das Agrarprob- 
lem für ganz Mexico zur vorran- 
gig zu lösenden Aufgabe er- 
klärt.Carranza emennt sich zum 
Präsidenten. Der Konvent er- 
kenntihnnichtan und Zapata und 
Villa marschieren mit ihren Bau- 
emarmeen in Mexico - Stadt ein, 


Carranza flieht. Doch Zapata und. 


Villa hatten kein politisches Kon- 
zeptfürdie Machtübernahme und 
keine Vorstellung über die Orga- 
nisation einer nationalen Wirt- 
schaft, die auch die Bedürfnisse 
der städtischen Bevölkerung be- 
rücksichtigt hätte. Außerdem gab 
es zwischen beiden Meinungs- 
verschiedenheiten. Sie ziehen 
sich aufs Land zurück und über- 
lassen die Stadt wieder Carranza 
und seinem späteren Nachvolger, 
dem General Alvaro Obregön. 
Während einer Atempause 1914- 
15, als sich die Kampfhandlun- 
gen in den Norden verlagem, 
führt Zapata in Morelos eine ra- 
dikale Agrarreform durch. Haci- 
endas und Zuckerplantagen wur- 
den enteignet und das Land an 
landiose Bauemfamilien verteilt. 
Es entwickelten sich, alten Tra- 
ditionen folgend, Dorfgemein- 


schaften und basisdemokrati- 
sche Regierungsformen, die sich 
bis hinauf in die Distrikts- und 
Bundesstaatliche Ebene fortsetz- 
ten. Im Februar 1917 verkündet 
die Nationalversammlung der re- 
volutionären Volksvertreter eine 
neue Verfassung, die noch heu- 
te ( zum Teil ) in Kraft ist. Das 
neue Grundgesetz schafft den 


F 


Feudalismus ab, führt das ‚all- 
gemeine“ Wahlrecht ein ( aller- 
dings für Männer ), sowie eine 
Arbeitsgesetzgebung, die das 
Streikrecht beinhaltet. Außerdem 
proklamiert sie das Recht des 
Bauem auf eigenen Ackerboden. 
Carranza wird zum Präsidenten 
von Mexico gewählt, und die 
Agrarreform bleibt Papier. Im 
April 1919 wird Zapata auf An- 
weisung Carranzas in einen Hin- 
terhalt gelockt und ermordet. 
1920 wird er selbst von Obregon 
erschossen und 1923 Pancho 
Villa von Unbekannten ermordet. 
Mehr als 10 Millionen Menschen 
(was ca. 10 % der damaligen 
Bevölkerung entspricht) verlieren 


in den Revolutionsjahren ihr 
Leben.Nach der Niederschla- 
gung der revolutionären Kräfte 
und der Ermordung Villas und 
Zapatas stagniert die Revolution. 
Trotz der in der Verfasung fest- 
geschrieben Landreform hat sie 
in der Praxis nie stattgefunden. 
Anfang der 30er Jahre besitzen 
14.000 Großgrundbesitzer 83 % 

des Landes. Dies 


zwang viele der landlosen Bau- 
em in die USA auszuwandem, 
um dort Arbeit zu suchen. Erst 
unterLazaro Cardenas, der 1934 
Präsident wird, gibt es „seriöse“ 
Anstrengungen die Landreform 
durchzusetzen. In seiner Regie- 
rungszeit werden 18 Millionen 
Hektar Land an 800 000 Bauem 
verteilt. 1938, nach großen 
Streiks in den Ölraffinerien, ent- 
eignet und verstaatlicht Cardenas 
auch die englischen und nord- 
amerikanischen Ölgesellschaf- 
ten. Wegen der eigenen innenpo- 
litischen Kriese und des drohen- 
den Krieges in Europa verzichten 
die USA auf eine militärische In- 


tervention und begnügen sich mit 
24 Millionen Dollar Entschä- 
digung. Anfang der 40er Jahre 
wird der Industrialisierungs- 
prozess in Mexico beschleunigt - 
mirder Folge emeuter Abhängig- 
keit von den USA. Dies ist die 
Basis für das wirtschaftliche 
Wachstum, das bis Ende der 
70er Jahre anhält. Ausländisches 
Kapital und Technologie ermög- 
licht den Aufbau der neuen na- 
tionalen Industrien, aber anstatt 
der industriellen Autonomie kauft 
die Regierung damit die bleiben- 
de Präsenz der multinationalen 
Konzeme. Von dem sich daraus 
entwickelden „mexicanischen 
Wunder“ profitieren ca. 300 Fa- 
milien, die 50 % des nationalen 
Reichtums besitzen, während 
heute über 40 Millionen Mexi- 
canerinnen im Elend leben. Das 
anhaltende Wirtschaftswachs- 
tum bedingt nicht nur massive 
staatliche Investitionen und Pro- 
tektionismus, sondem auch nied- 


rige Löhne und eine kontrollierba- 
re Arbeiterinnenschaft. Alle gro- 
Ben Gewerkschaften des Landes 
stehen unter der Kontrolle der 
PRI ( dernoch heute herrschen- 
den Partei derInstitutionalisierten 
Revolution ), autonome gewerk- 
schaftliche Organisierung ist im 
ganzen Land verbreitet, wirdaber 
mit brutalen Mitteln bekämpft: 
1940 werden 11 Gewerkschafts- 
führer erschossen, als sie vor 
dem Haus des Präsidenten Un- 
terschriften fürihre Forderungen 
sammelten1942 greifen Truppen 
eine Demonstration an, die den 
Streik beim Nationalen Polytech- 
nischen Institut in Mexico - City 
unterstützt, 11 Studenten werden 
ermordet. 1952 protestiert eine 
Oppositionsbewegung gegen die 
repressive Politik des amtieren- 
den Präsidenten Cortinez und 
wird Opfer genau dieser Politik: 
200 Demonstrantinnen werden 
von der Armee erschossen.1958 


widersetzen sich Telegraph - Ar- 
beiterinnen, 'die demokratische 
Bewegung innerhalb dernationa- 
len Lehrerinnen - Gewerkschaft, 
Öl- Arbeiter und Bahnarbeiter den 
verschlechterten wirtschaftlichen 
Umständen und wollen die demo- 
kratisierung ihrer eigenen Orga- 
nisationen. Eine Auflistung, die 
sich weiter fortsetzen läßt.Zudem 
entsteht aufdem Land eine neue 
Bauemorganisation auf Initiative 
von Ruben Jaramillo, eines Ve- 
teranen, der unter Zapata ge- 
kämpft hat. Sie will die Forderung 
nach der Landreform endgültig 
umsetzen. 1943, nach langen 
fruchtlosen Verhandlungen mit 
Regierungsvertretem, greifen sie 
zu den Waffen und führen eine 
Serie von Guerilla - Aktionen in 
Morelos durch. Später gründet 
Jaramillo eine Bauemkooperative 
ineiner Zuckerraffinerie und baut 
eine kommunale landwirtschaft- 
liche Arbeitsorganisation auf. 


1962 werden er, seine schwan- 
gere Frauund ihre drei Kindervon 
Soldaten, die sich als Bauem ver- 
kleideten, ermordet. Andere 
Bauemführer, die sich an Protest- 
bewegungen beteiligt haben, wer- 
den Anfang der 60erauch inden 
Bundesstaaten Oaxaca, San 
Luis Potosi, Guerrero, Chiapas, 
Puebla und Zacatecas ermordet. 
Trotz der starken Repression gibt 
es in den 60em verschiedene 
Aufstände. In Chihihuahua ent- 
stehen 1962-63 zwei Guerilla- 
bewegungen, denenes abereher 
um bewaffnete Selbstverteidi- 
gung geht als darum die Macht 
zu übernehmen. Ihre Aktionen 
beinhalten Entführung von poli- 
tisch wichtigen Leuten, Bank- 
überfälle und Waffenbeschaffung 
in Militärbasen. Dem wird ein 
Ende gesetzt, als 24.000 Solda- 
ten diese Bewegung zerschlagen 
und ihre Anführer ermordenin 
den 60em überwiegt die städti- 
sche Bevölkerung Mexicos zah- 
lenmäßig erstmals der auf dem 
Lande. Mexico-City wird zu einer 
der weltweit größten Städte.1968 
findet die Sommerolympiade in 
Mexico statt, dermedialen Welt- 
öffentlichkeit soll gezeigt werden, 
daß Mexico ein aufstrebendes 
Land mit modemster Infrastruk- 
turist. Eine Studentinnenbewe- 
gung, die ein Ende der Repressi- 
on, das Recht auf Arbeit, ausrei- 
chende Emährung und Wohn- 
raum für alle fordert, ist im Auf- 
schwung und wird immer mehr 
von Arbeiterinnen und Bäuerin- 
nen respektiert und unterstützt. 
Die Möglichkeit eines Bündnisses 
wird von der Regierung als gro- 
Be Gefahrerkannt und muß wäh- 


rend der Olympiade von der Stra- 
Be verschwinden. Am 2. Oktober 
1968 versammeln sich 10 000 
Menschen zu einer Demonstrati- 
on auf dem Tlatelolco - Platz in 
Mexico-City. Sie werden von 
5.000 Soldaten mit 300 Armee- 
fahrzeugen eingekessselt, die kurz 
darauf das Feuer eröffnen. Die 
Schätzungen der Todesopfer be- 
laufen sich auf 300 - 800. Die 
Weltöffentlichkeit nimmt zum er- 
stenmal Kenntnis von derbruta- 
len Menschenrechtssituation in 
Mexico. 1982 nimmt in Mexico 
das seit Anfang der 30er anhal- 
tende Wirtschaftswachstum ein 
Ende. Die Antwort der Regierung 
unter Miguel de la Madrid (82 - 
88) und seinem Nachfolger Car- 
los Salinas de Gortari (seit 88) ist 
ein neoliberales Wirtschafts- 
programm: um die Schuldenkrise 
zu überwinden wird ein IWF - 
Programm adoptiert. Der „Erfolg“ 
dieses Programms ist der An- 
stieg der Arbeitslosigkeit von 4,7 
auf 17,6 %, die Inflation beträgt 
jährlich um die 100 %. Da laut 
mexicos Verfassung jeder Präsi- 
dent nur für eine Amtszeit von 6 
Jahren regieren kann, wählt.de la 
Madrid Salinas de Gotari als Prä- 
sidentschaftskandidaten der PRI 
aus, um seine Politik fortzufüh- 
ren. Unter Salinas Regierung 
werden über 200 verstaatlichte 
Betriebe reprivatisiert, außerdem 
zerstört ereine weitere Errungen- 
schaft der Revolution: den kollek- 
tiven Landbesitz. 1992 wird das 
ejido - Land privatisiert. Jeder 
ejidario bekommt einen eigenen 
Landbesitztitel. Dochviele sindso 
arm, daß sie gezwungen sind, 
das Land zu verkaufen. Eine Kon- 


zentration in den Händen weni- 
ger Reicherist die Folge. Diese 
neoliberalen Reformen bildeten 
die Voraussetzung, um das Nord- 
amerikanische Freihandelsab- 
kommen ( NAFTA ) am 1. Janu- 
ar 1994 in Kraft treten zu lassen. 


sagaz 


Wer mehr Details derälteren und 
neueren Geschichte wissen 
möchte, dem seien die Broschü- 
re „Viva Zapata; Bewaffneter Auf- 
stand in Mexico“ erhältlich bei der 
Mexico - Soligruppe „Direkte So- 
lidarität“, c/o Infoladen „Dane- 
ben“, Liebigstraße 34, 10247 Ber- 
lin und das Buch „Ya basta |; Der 
Aufstand der Zapatistas“, be- 
stimmt über den Infoladen bzw 
die Lesebude im Eiskeller oder 
über.den „Verlag Libertäre Asso- 
ziation“ zu bekommen, wärm- 
stens empfohlen. 


.  Besetzte Kaffeefincas in Chiapas 


I In Chiapas werden 35% des mexikanischen Kaffees produziert. 98% der dortigen Kaffeeplanta- 
I) gen sind in den Händen deutscher Familien. Plantagen mit so schönen Namen wie Hamburgo, 
| Bremen, Berlin, Lubeka, Prusia (Preußen) sollen an die geliebte Heimat erinnern. Die “Besitzer” 
dieser Ländereien sind zum größtenteil in den 20iger Jahren nach Mexiko gesiedelt. In den 


ı 40ern kamen noch einige Nazis hinzu, die sich dort ihr “neues” Deutschland aufbauten. 


Während der mexikanischen Re- 
volution drückte der Schlachtruf 
des Bauerngenerals Emiliano 
Zapata”tierra y Libertad” (Land 
und Freiheit) die Forderung der 
Bauem aus. Doch obwohl die Re- 
volution den Diktator Diaz hin- 
wegfegte, wurde in Chiapas nur 
wenig Boden verteilt. Frühzeitig 
blockierten die Großgrundbesit- 
zerdie meisthalbherzigen Versu- 
che der Zentralregierung, im letz- 
ten Winkel Mexikos eine Boden- 
reform durchzuführen. Einzig die 
Enteignungen einer Reihe von 
Großgrundbesitzern während 


des zweiten Weltkrieges ließen 
Genossenschaften in Finca- 
Nähe entstehen. Doch oft beka- 
men diese sogenannten Ejidos zu 
wenig fruchtbares Land zuge- 
sprochen. Die Genossenschafts- 
bauem wurden so schon bald zu 
einer billigen und verfügbaren 
Arbeitsreserve in Reichweite der 
Fincas. 

Auch die am 4.August letzten 
Jahres besetzte Finca Liquidäm- 
bargrenzt an Genossenschafts- 
land. Seit dreißig Jahren versucht 
das Ejido Palestina, auf legalem 
Weg an Land der Finca heran- 


un une De u zu 


zukommen. 6.000 Menschen 
müssen sich hier 800 Hektar Ak- 
kerland teilen. Nun wollen sie mit 
einem Teil der Fincafläche die 
Forderungen der Genossen- 
schaftler befriedigen, mit dem 
verbleibenden Rest eine Kaffee- 
kooperative eröffnen. Immervor- 
ausgesetzt, sie werden nicht ge- 
waltsam von den Ländereien ver- 
trieben. Heute steht die Finca 
unter Selbstverwaltung. Vorder 
Besetzung wohnten die Verwal- 
terinden wenigen Steinhäusem, 
die KaffeepflückerInnen (wäh- 
rendder Emtezeitca. 2.000) wa- 


ren in Baracken untergebracht. 
“Hühnerställe’ wurden diese etwa 
120 Quadratmeter großen Holz- 
bauten genannt, in denen ca.100 
Menschen monatelang “wohn- 
ten”. Neben der kleinen Kapelle, 
im Zentrum der Siedlung, befand 
sich die “Tienda de Raya”. In die- 
sem Laden konnten die Campe- 
sinos ihre Fichas, statt Geld für 
die geleistete Arbeit ausgegebe- 
ne Wertmarken, gegen Kleidung, 
Werkzeuge und billigen Fusel 
eintauschen. Für den Arbeitstag, 
dervon 5 bis 20 Uhr dauerte, er- 
hielten die KaffeearbeiterInnen 
Marken im Gegenwert von 8 Pe- 
sos, die Frauen unter ihnen we- 
niger. Das portionierte Essen - 
Tortillas, Bohnen und Kaffee - 
wurde vom Lohn abgezogen. 
Medizinische Versorgung gab es 
in Liquidambar für die Peones 
nicht. Allerdings konnten diejeni- 
gen, die in der Nähe über eine 
kleine Parzelle Land verfügten, 
Kredite für den Kauf von Medika- 
mente bei den Finca-Besitzerin- 
nen aufnehmen. Als Gegenlei- 
stung mußten den Deutschen die 
Besitztitel überlassen werden. 
Durch diese Methode haben sich 
über die Hälfte der Bewohnerinen 
desinder Nähe gelegenen Ortes 
Nueva Palestina verschuldet. 
Was mit den Menschen passier- 
te, die überkeine “Reserven” ver- 
fügten, läßt ein im Wald der Finca 
angelegter Friedhof vermuten. 
Holzkreuze ohne Namen und 


ohne Daten symbolisieren das 


Ende der Leidenswege zerschun- 
dener Tagelöhnerinnen. Falls es 


doch zu Protesten gegen die Ver- 


hältnisse kam, wurden sie von 


Aufpassem in das Gefängnis der 


Finca geworfen. Die folgende 
Geldstrafe wurde vom Lohn ab- 
gezogen. Der Lohn heute unter 
Selbstverwaltung beträgt zwi- 
schen 60 und 100 Pesos (ca. 12 
bis 20 US-Dollar), je nach ge- 
pflückter Menge Kaffee. 

Die Besetzungen werden von 
Campesino-Organisationen ver- 
schiedenster politischer Richtun- 
gen organisiert, um dem Ruf der 
landlosen Bauem nach Grund 
und Boden Geltung zu verschaf- 
fen. Sie liegen außerhalb des Ein- 
flußgebietes der EZLN. Es gibt 
ständige Räumungsversuche 


durch aufgestellte Söldnertrup- 
pen, sogenannte Guardias Blan- 
cas, die von den Großgrundbe- 
sitzem finanziert werden. Ver- 
schiedene Großgrundbesitzer- 
vereinigungen haben die Existenz 
einer 700 Mann starken Armee 
von Guardias Blancas bestätigt. 
Beieinem Räumungsversuch der 
Finca Prusia z.B. gab es einen 
Toten und 6 Verletzte. Insgesamt 
sind ca. 700 Ländereien enteig- 
net. Die Kämpfe um diese Län- 
dereienhaltenweiterhinan. te 
Quelle : Lateinamerika 
Nachrichten 


Die Ursachen für diesen Text sind 
vielfältig. Auslöser war letztend- 
lich aber die Seite 3 unserer Mai- 
ausgabe. Diese zeigt ein, übri- 
gens in der Stöckartstraße zu 
findendes, Graffiti („Titten raus - 
es ist Frühling‘) ohne jeglichen 
Kommentar. Es gab verhältnis- 
mäßig viele Reaktionen, die über 
den angeblichen Witz überhaupt 
nicht lachen konnten. Zwar blie- 
ben uns wütende Leserinnen- 
briefe erspart, aber nach einiger 
Diskussion sind wir zu dem Er- 
gebnis gekommen, daß das nicht 
der Maßstab sein kann, über 
Themen wie Sexismus/Sexismus 
inder Szene zu reden. Insbeson- 
dere jetzt, nachdem (noch ein- 
mal) deutlich wurde, wie groß die 
Kluft zwischen dem Anspruch, 
neben antifaschistisch, anti- 
rassistisch und eben auch anti- 
sexistisch zu sein, und unserer 
Realität ist. 

Unsere Realität istbesimmtvom 
folgenden: 

1. Das KlaroFix veröffentlicht, 
nach kurzer Diskussion in der 
Redaktion über hauptsächlich 
technische Fragen, die oben be- 
schriebene Seite drei. Erstnach 
heftiger Kritik von außen setzen 
längere Diskussionen ein, dar- 
über warum es sich um eine se- 
xistische Aufforderung gehandelt 
hat. Die dabei vertretenen Argu- 
mente sind zum großen Teil nicht 
spezifisch, sondem entsprechen 
vielmehr typischen Anschauun- 
gen. So heißt es, Sexualität sei 
etwas natürliches, die Wirkung 
weiblicher Brüste auf (heterose- 
xuelle) Männer, ebenso natürlich, 
eine sexuellangenehme, die Auf- 


forderungfolglich legitim, da ihre 


Unterdrückung unnatürlich und 
deshalb nicht unserem Men- 
schenbild entsprechend wäre. 

Der Mythos, unsere Sexualitätsei 
etwas natürliches, ist weit verbrei- 
tet. Während beim Essen wohl 
niemand emsthaft bestreitet, daß 
es von unserer gesellschaftlichen 
Kultur bestimmt wird, obwohl 
auch Tiere fressen, wird bei der 
Sexualität immer auf ihre natürli- 
che Notwendigkeit für alle Tiere 
(und Menschen) hingewiesen. 
Sicher hat Sexualität diesen 
Aspekt, aber welche Bedeutung 
steht diesem Aspekt zu? Sexua- 
lität kann sich wie alle unsere 
Handlungen und besonders sol- 


che, die wir nicht alleine ausfüh- 
ren, nicht den gesellschaftlichen 
Werten entziehen. Unsere Sexu- 
almoral ist immer mit im Spiel, 
und den Menschen, der sich aus 
dem Nichts eine eigene Moral 
schaffen kann, die nichts mit sei- 
nergesellschaftlichen Umwelt zu 
tun hat, wird auf diesem Plane- 
ten niemand begegnen. 

Auch die Wirkung weiblicher Brü- 
ste auf heterosexuelle Männerist 
davon betroffen. Diese Wirkung 
istweder genetisch determiniert, 
noch einheitlich. In unserer Ge- 
sellschaft stellen einem bestimm- 
ten Ideal unterworfenen weibliche 
Brüste ein Symbol für sexuelle 


eiblichkeit dar. Dabei ist das an 
Berlichen Merkmalen orientier- 
Ideal, im Gegensatz zu dem 
ymbol, selbst in relativ kurzen 
eiträumen Schwankungen un- 
rworfen, was nicht gerade für 
‚seine „Natürlichkeit“ spricht. Mit 
‚dem Begriff Titten ist also von 
m Autor (wer hätte es gedacht, 
n Mann) alles angesprochen, 
worauferseine Sexualität richten 
kann. Das sind in diesem Fall 
nicht einmal vollständige Frauen, 
es ist nur das sexuelle Objekt. 
Eine Frau, die eine eigene Per- 
sönlichkeit, einen eigenen Men- 
schen darstellt, ist überhaupt 
nicht gefragt. Das klingt alles 
schon ein wenig nach einem 
Maniac, der auch kein Problem 
damit hätte, seine Sexualität auf 
abgetrennte Frauenteile zu rich- 
ten, aber solche konsequenten 
Formen, der angeblich natürli- 
chen Zerstückelung von Frauen 
in sexuell relevante Teile und sol- 
che, die irrelevant sind, bekämpft 
die Gesellschaft. Und kommt 
doch jetzt bitte nicht damit, auch 
Männer könnten Titten haben! 
Werhat.denn beim ersten Lesen 
an etwas nicht weibliches ge- 
dacht? 
- Aber selbst ohne diese Überle- 
» gungen, selbst wenn du davon 
.. ausgegangen bist, all das sei 
_ natürlich, was ist die Geisteshal- 
Teiseynaemanen tung, die sich dahinter verbirgt, 
‚Is the control over a womans a den eigenen sexuellen Klischees 
So ask yoursellwouldyoucall zu entsprechen? Da würde pau- 
schal ungefähr die Hälfte der dich 
umgebenden Menschen aufge- 
fordert, den Begierden der ande- 
ren Hälfte, also wenn du hetero- 
sexuell und männlich bist, deinen 
: gefällig zu sein. In einer Umge- 


bung, in derihre Sexualität weit. hat, vergewaltigendherzufallen. Verweigerung. Nun ist aber ein 
unter die derMännergestelltwird. Es gibt keinen gleichwertigen „Männer, fickt euch doch selber“ 
In einem gesellschaftlichen Kli- Spruch. Die Position derFrauist auch nicht gleichwertig. 


ma, das Gewalt undinsbesonde- 
re Vergewaltigung erzeugt, invie- 
len Fällen wie in der Ehe sogar : 
schützt. Jede Form der gewerb- 
lich betriebenen sexuellen Aus- 
beutung von Frauen von Soflpor- 
no bis Zuhälterei wäre, wenn die- 
se Forderung berechtigt ist, legi- 


. timiert. 


Die Benachteiligung aufgrund 
des Geschlechts oder der sexu- 
ellen Ausrichtung, also Sexis- 
mus, ist ein Herrschaftsverhält- 
nis. Deshalb war auch der Lö- 
sungsvorschlag unbrauchbar, ei- 
nen gleichwertigen, gegen Män- 


ner gerichteten, Spruch auf der |. 
nächsten Seite drei zu veröffent- | 
lichen. Wie hätte der aussehen 
sollen? „Schwänze raus es ist 


Frühling‘, wäre wohl eher eine 
Aufforderung zur Vergewaltigung 
gewesen. Immerhin gibt es die 
Hormone, die es Männem im 
Frühling ohnehin so schwer ma- 
chen, nicht über alles was Titten 


in unserer Gesellschaft, trotz 
Gleichheitsgrundsatzim Grund- 
gesetz, die unterlegene. Weibli- 
:che Sexualität ist im öffentlichen 
Bewußtsein passiv, die Drohung 
die aus einer solchen Passivität 
erwachsen kann, istmaximal die 


Was also soll das Gerede über 
weiblichen Sexismus? Inunserer 
gesellschäftlichen Wirklichkeit . : 
hat weiblicher Sexismus nureine 
Funktion: die Zurückweisung fe- 
ministischer Forderungen. Die 
Gleichheit, wird damit vorgegau- 
kelt, ist vollzogen; aber Ungerech- 
tigkeit gibt es natürlich trotzdem 
weiter. Das allerdings ist ein an- 
deres Problem, da auch Männer 
benachteiligt werden, kann es 
sich nicht um Sexismus handeln. 
Abervielleichtistdasauch fürdie 
Feministinnen besser. Immerhin 
haben amerikanische Wissen- 
schaftler schon vor Jahren her- 
ausgefunden, daß Feminismus 
unglücklich macht. Wenn die Fe- 
ministinnen erst mal erwachsen 
sind (so ab 40) ärgern sich diese 
Frauen, daß ihnen von dereige- 
nen Ideologie die natürliche Mut- 
terrolle geraubt wurde, daß sie 
keinen Mann haben, dessen Es- 
sensie kochen, dessen Wäsche : 
sie waschen und dessen Kinder 
sie erziehen können, wie es ih-. 
nenangeborenistunddersie da- 
für am Abend wahlweise verge- 


an, daß diese antifeministische 
Strategie nichtnurin Amerika Fu- 
rore gemacht hat, sondem auch 
hier angekommen ist. Ein schö- 
ner Film, der diesen Mist propa- 
giert, heißt übrigens „Enthüllung“. 
Den gibt es sicher auch bald auf 
Video! 

2: Während einer Diskussions- 
veranstaltung zur Vorbereitung 
des Besetzerinnenkongresses 


zum Thema Frauen/Mütterin der 
Szene im Frauenkulturzentrum 
äußert ein Mitarbeiter des Conne 
Islands, er habe sich dafür ent- 
schieden, antirassistisch zu ar- 
beiten und nehme deshalb in sei- 
nem Umfeld auftretenden Sexis- 
mus hin. Sexismus sei für ihn, 
nachdem ersicheinmal entschie- 
den habe, ein „Nebenwider- 
spruch“. 

Die Konsequenzen ergeben sich 
daraus, daß zum einen Frauen 
als politische Subjekte völlig aus- 


geblendet werden. Rassismus ist 
dieser Auffassung zufolge eine 
Sache von Männern in einer 
Männerwelt. Zum anderen aber, 
daß nicht eine Utopie gegen die 
herrschenden Verhältnisse ent- 
wickelt wird. Wäre nämlich die 
Gesellschaft das grundlegende 
Problem, wie sollte dann der 
strukturell ganz ähnlich dem Se- 


xismus angelegte Rassismus ef- |c 
fektiv bekämpft werden können, |N 
während der Sexismus außenvor |< 
bleibt? Es wirktinunserer Gesell- | 
schaft das Prinzip, Menschen |w 
gesellschaftlichen Gruppen zuzu- |w 


weisen und dann Machthierar- 
chien zwischen dieseg Gruppen 
aufzubauen, die mit den Merkma- 
len, die zu der Zuweisung führ- 
ten, nicht begründbar sind. Nie- 
mand kann es sich aussuchen, 
welcher Rasse sie/er von Rassi- 
sten zugeschlagen wird, niemand 
kann sich aussuchen, mit wel- 
chem Geschlecht sie/er geboren 
wird. Männer sind rational, Frau- 
enemotional. Weiße sind logisch, 
Schwarze temperamentvoll. Män- 
ner sind aktiv, Frauen passiv. 
Weiße sind Herrscher, Schwar- 
ze sind Sklaven. Einmal in.diesen 
Gruppen gefangen, beginnen Zu- 
schreibungen wirksam zu wer- 
den, nach denen Geschlechter 
und Rassen in Hierarchien Plät- 
ze zugewiesen bekommen. Hat 
dich die Gesellschaft einmal an 
einen Platz gestellt, erfüllstduihre 
Anforderungen an dich, dann be- 


. kommen diese Zuschreibungen 
 auchihre nachprüfbare Wirklich- 


eit. Es gilt als Beleg für die Be- 
rechtigung’der Zuschreibungen, 


“Die Aufteilung in Haupt- und 


Nebenwidersprüche hat eine 
Menge Nachteile. Sie ermöglicht 
es, Widersprüche einfach auszu- 
blenden, um sich auf das „wich- 
tigere“ zu konzentrieren. In der 
Realität bedeutet das fast aus- 
schließlich, daß die Nebenwider- 
sprüche keine Beachtung finden 
und von jenen, in deren Leben sie 
eine entscheidende Rolle spielen, 
verlangt wird, im Namen eines 
Hauptwiderspruchs auf ihre For- 
derungen zu verzichten. Warum 
Rassismus ein solcher Haupt- 
widerspruch sein soll, ist dabei 


noch esoterischer als das Primat 
der Ökonomie. Es kannnnicht dar- 
um gehen, zu leugnen, daß ein 
Mensch sich für manche Ziele 
stärker einsetzt als für andere, 
aber bei der Rede von Neben- 
widersprüchen ist das Ergebnis, 
wie auch in diesem Fall, daß Se- 
xismus am Ende überhaupt kein 
Themaist. 


Die Diskussion hatte damals üb- 
rigens noch mehr Highlights. So 
stellte sich zum Beispiel heraus, 
daß der Job eines Babysitters ei- 
gentlich gar nicht möglich ist. Im- 
merhin zeigte das im Gegensatz 
zu mehreren amerikanischen 
Filmwerken die Erfahrung in ei- 
nem Leipziger Wohnprojekt, aus 
dem eine Mutter mit ihrem Kind 
am Ende auszog. Versuche des 
Babysittens von Mitbewohnem 


waren zuvor ohne Erfolg geblie- 
ben. 

3. Unter der Überschrift „Sechs 
dokumentierte Gründe für undog- 
matisches, autonomes Loslegen“ 
dokumentiert das FRENTE (Nr.3) 
einen Beitrag der Autonomen 
Antifa (M) aus Göttingen in der 
Radikal Nr.150: „Uns war wich- 
tig, daß an den entscheidenden 
Stellen der Demo das Zahlenver- 
hältnis von Frauen und Männem 
ausgeglichen war. Die Durchsa- 
gen aus dem Lautsprecherwagen 
wurden von einer Frau und einem 
Mann durchgegeben. Außerdem 
war auch die Anzahl von Frauen 
und Männem in den ersten bei- 
den Reihen (...) ungefähr gleich.“ 
Der Kommentar des FRENTE 
dazu: „Der Slogan der political 
correctness lautet: "Im Zweifels- 
fall nicht feiem“.“ Ganz anders als 
die Demo der GöttingerInnenver- 
lief dannin Leipzig die Demo zum 
BesetzerInnenkongreß. Dort 
mußten sich die Frauen/Lesben 
blöde Bemerkungen zu ihrem 
Block aus dem Lautsprecherwa- 
genanhören. 

Es ist klar, daß die Beschlüsse 
über die Zahlenverhältnisse auf 
den Demos der GöttingerInnen 
von den anwesenden Frauenmit- 
getragen wurden, wie sonstwäre 
ihre praktische Umsetzung mög- 
lich gewesen? Wahrscheinlichist 
sogar, daß sie von ihnen gefor- 
dert wurden. Die Praxis in antifa- 
schistischen Zusammenhängen 
sieht nun einmal so aus, daß 
ohne solche Beschlüsse Frauen 
in der Öffentlichkeit (häufigaber 
auch intern) unterrepräsentiert 
sind. Wenn Frauen sich dagegen 
wehren, indem sie Absprachen 


wie unter den Göftingerinnentref- 
fen odereigene Blöcke organisie- 
ren, soll das nicht berechtigt 
sein? Es ist leicht, über solche 
Forderungen mit dem Hinweis auf 
das Feindbild political correct- 
ness hinwegzugehen. Aber sehr 
selten wird sich dabei mit den Ur- 
sachen solcher Forderungen 
oder gar mit dem Konzept, das 
hinter dem Begriff political cor- 
rectness steht, auseinanderge- 
setzt. 

Diese Haltung ist einfach Aus- 
druck mangelnder Auseinander- 
setzung. So sind Forderungen 
nach political correctness, wenn 
auch nicht unter diesem Namen, 
in Politikfeldem wie Antifaschis- 
mus, Antinationalismus usw. oft 
selbstverständlich, während im 
Bereich des Feminismus” die 
Diskussionen immer wieder er- 
folglos von vome beginnen. 

4. Aus Anlaß des Treffens der 
Studentinnen der Ethnologie in 
Leipzig warich an einer Diskus- 
sion beteiligt, die darauf hinaus- 
lief, warum Männer an diesem 
Treffen nicht teilnehmen dürften. 
Solche Diskussionen gibt es im- 
mer wieder. Warum organisieren 
sich Frauen als Frauen? Was 
machen Frauen in diesen Frau- 
engruppen? Kaffetrinken? Und 
könnten nicht Männer mit gutem 
Willen den Frauen bei ihren Dis- 
kussiönen nicht nützlich sein? 


"Fragen über Fragen, die alle eins 


gemeinsam haben. Sie stellen die 
Erfahrungen von Frauen, die sich 
aus ihrer Realität für eine solche 
Organisierung entschieden, in 
Frage. Mit Interesse allein ist dies 
nicht zu begründen. Ein Interes- 
se an den Ergebnissen der Dis- 


kussionen von Frauen könnte 
auch anders gestillt werden, als 
deren Organisierung in Frage zu 
stellen. Es ist eher das ungute 
Gefühl, hier liefe etwas völlig am 
Mann vorbei. Etwas, auf das er 
keinen Einfluß habe. Ein Um- 
stand, der im allgemeinen mit 
Herrschaft verbunden ist. Es ge- 
schieht etwas in seiner Umwelt, 
das er nicht kontrollieren kann, 
etwas, auf das es keinen Zugriff 
gibt und das sich zu allem Un- 
glück auch noch auf seine Privi- 
legien erstreckt. 

Aber von Frauen die Offenlegung 
ihrer Diskussionen in der Art zu 
fordem, daß Männem darauf je- 
derzeit Zugriff gewährt wird, das 
wäre so, als ob Hausbesetzerin- 
nenbei jedem Plenum den Haus- 
eigentümer mit am Tisch sitzen 
haben müßten. Das erschwert 
jede Diskussion, weil die, die von 
der Gesellschaft gemeinsam in 
ein Unterdrückungsverhältnis ge- 
zwungen werden, ständig mit 
dem Gegenpol konfrontiert sind. 
Ziel wäre dann einen Konsens 
zwischen denen zuerreichen, die 
von der gesellschaftlichen Situa- 
tion profitieren, und denen, die 
unter ihr leiden. Wie das aus- 
geht, dürfte klar sein. Alle Unsi- 
cherheiten die bestehen, wenn 
derWeg gegen das Herrschen- 
de beschritten wird, werden dann 
sofort für das Herrschende spre- 
chen. Die eigene Situation zube- 
stimmen und Ursachen zu fin- 
den - ein Ding der Unmöglich- 
keit. 

Jede Forderung von Frauen 
nach Freiräumen in einer von 
Männer kontrollierten Gesell 
schaft istberechtigt. 


PS.: Sexismus ist nicht ein ein- sensollte. Es wäre nett, wenn wir 
zelnes Thema. Sexismusiistein davon erfahren würden. 9 
Politikfeld, daß sich in verschie- 
dene Richtungen erstreckt. Die 
Erkenntnisse, die darin von Fe- 
ministinnen gewonnen wurden, 
haben heute Bedeutungin allen 
Bereichen linker Politik, wo sie 
häufig stillschweigend übernom- 
men werden. Dieser Text konnte 
nur Schlaglichter auf wenige 
Punkte der Situation speziell in 
Leipzig werfen. Eine notwendige 
Diskussion, die sich daran an- 
schließen müßte, hat nicht viele 
Chancen. So haben die Frauen, 
die Kritik an unserer Seite 3 üb- 
ten, schon insoweit resigniert, als 
sie eine schärfere Intervention in 
unseren Zusammenhängen für 
sinnlos hielten. Eine Kritik an uns, 
die in so krassem Widerspruch 
zu unserem Selbstbild steht, daß 
sie auch über diesen Text hinaus 
Diskussion auslö- 


ne 
| sexsismus 


Is 


Mai 1970. Unter dem Titel ‚Die genen aus derRAF werden soll- werden, nichtmit Elektroschocks 
Rote Armee aufbauen“ wirdinder te: Isolationsfolter. Der Hoch- rückt .die „zivilisierte“ Staatsmacht 
Zeitschrift agit 883 ein von.der..sicherhei Stammheim» BRD den Gefähgenen zuLeibe, 
(RA für raubt sie vielmehr jeder 
nt vißheit der Welt. 
B anderen Menschen, 

die sie nicht berühren, sprechen, 
sehen oder hören dürfen in den 
Isolationszellen, die nur eines 
zum Ziel haben: Gefangene ganz 
auf sich selbst zurückzuwerfen. 
Keine Gewißheit von etwas an- 
derem als dereigenen Existenz 
n.einer feindlichen alles beherr- 
chenden, jede Regung be- 


antiimperialistische Guerillaver- nen, die ihnen au zt sirk 
ich istig zuvemich- 
tionsbedingungen, 
„88 Gefangenen unmöglich ma- 
indiesem Land offen. Von chen sollen, ihre Identität zu wa- 
an wurden sie dabeivom Staat, ren. Diese Isolationsbedingungen ‚öbachtenden Umgebung. Ver- 
_ demsiedenKriegerklärthatten, verstoßen nicht nur gegen die schärft werden können diese 
_ mitallen Mitteln bekämpft. Schon Menschenrechle, ganz zu schwer Bedingungen noch durch den 
1970 kam es zuden ersten Ver- gen von der Genfer Konvention „Schutz der Gefangenen vor sich 
haftungen. Horst Mahler, Iren zur Behandlung von Kriegsgefan- selbst‘, den sich die Anstalts- 
Goergens, Ingrid Schubert, genen, die derEskalationsebene, leitung in ihrer „Fürsorgepflicht® 
Brigitte Asdonk und Monika auf der der Konflikt BRD-RAF zum Ziel setzt. Konkret kann das 
Berberich sinddieerstenGefan- ausgetragen wird, angemessen heißen, daß nachts aller 15 Mi- 
genen aus der RAF. Sieerleben wäre, sie erfüllen auch ganz klar nuten die bzw. der Gefangene ge- 
zu diesem Zeitpunktnoch nicht, die Kriterien für Folter. Nicht mit weckt wird, um einen Selbstmord 
was später Ausdruck desunbe- mittelalterlichen Streckbänken zu verhindern. Ein Mensch der 
dingten Verichtungswillensdes und glühenden Eisenzangen,die nicht träumt, lebt nicht. Birgit 
Staates gegenüber allen Gefan- mitdem Begriff Folterverbunden Hogefeld beschreibt in ihrem 


ZSK”..; 


Brief vom 16.11.1993 an Brigit- 
te Mohnhaupt, ebenfalls Gefan- 
gene aus der RAF, eine solche 
Situation: „Hier war letzte Woche 
inder Nacht auf Freitag auch die- 
se »Selbstmordgefahr«-Kon- 
struktion gegen mich angesagt. 
Die ganze Nacht Dauerbeleuch- 
tung, und alle 15 Min. kamen sie 
in die Zelle rein und haben mich 
angesprochen, angeblich konn- 
ten sie durch den Türspion nicht 
sehen, ob ich tatsächlich noch 
lebe. Am nächsten Tag kam dann 
der Sicherheitsinspektor, eristei- 
ner, der in allem, was mich be- 
trifft, bisher sehr viel persönlichen 
Ehrgeiz und Motivation gezeigt 
hat - und diesmal kam er an- 


geschleimt: Doch, es wäreihre & 


Fürsorgepflicht mir gegenüber 
gewesen ... Nein, das, was in 
den Zeitungen steht, seien nicht 
die wahren Gründe, hoffentlich” 
würde ich die noch erfahren ... 
Mißverständnisse und eigent- 
lich beimirentschuldigen... 
Ich habe in dem Moment noch 

nicht alles einordnen können, 
aber eins war mir sofort klar, das 
zielt gegen Euch, und sie denken, 
daß sie so den Keil weiter treiben 
können zwischen uns.“ (S.300)' 
Die Konstruktion von Selbstmor- 
den isteine Spezialität des Staa- 
tes bei der Vernichtung der Ge- 
fangenen aus der RAF. Der Tod 
von Ulrike Meinhof am 9. Mai 
1976 istder erste einer Reihe von 
„ungeklärten Todesfällen“, die 
sich am 18. Oktober 1977 mitden 
Morden an Andreas Baader, 
Gudrun Enslin und Jan-Carl 
Raspe forisetzt. Inmgard Möller 
überlebt den Anschlag vom 
18.10.77 schwer verletzt und be- 


streitet von da an die Selbstmord- 
theorie. Bad Kleinen bietetmitder 
Erschießung von Wolfgang 
Grams durch einen Killer des 
Sonderkommandos GSG 9 das 
neuste Beispiel dafür, wie dabei 
durch beständiges Widerholen 
offensichtlich falscher Tatsachen 
und das Verwischen von Spuren, 
der den Staat entlastenden My- 
thos vom Selbstmord am Leben 
erhalten wird. 

Inden 80er Jahren war die Situa- 
tion hingegen von bei der Fest- 
nahme erschossenen Mitgliedem 
der Guenilla geprägt. : 


1995, also 25 Jahre nach dem er- 
sten öffentlichen Lebenszeichen 
der RAF, veröffentlicht die Editi- 
on ID-Archiv „wirhaben mehr fra- 
genalsantworten ...“mitdem Un- 
tertitel „RAF diskussionen 1992- 
1994“. Das Buch enthält. die chro- 
nologisch angeordneten Diskus- 
sionstexte von politischen Gefan- 
genen aus RAF und Widerstand, 
deren Angehörigen und Illegalen 
aus der RAF, beginnend mit der 
Erklärung der RAF vom April 
1992, die eine entscheidende 
Zäsur im Kampf der RAF dar- 
stellt. 


Die Zäsur 
Mit der Apnil-Erklärung wendet 
sich die RAF „Analle, die auf der 
Suche sind, wie menschenwür- 
diges Leben hier und weltweitan 
ganz konkreten Fragen organi- 
siert und durchgesetzt werden 
kann.“ (S.16) Die Guenilla stellt 
fest, daß es nach dem Zusam- 
menbruch des Realsozialismus 
und dem weltweiten Rückschlag 
der Befreiungsbewegungen nicht 
weiter möglich ist, den eigenen 
Kampf auf die „Strategie gegen 
die Strategie“ des Imperialismus 
aufzubauen. Vielmehr sei es not- 
wendig „die Suche nach unmit- 
telbaren positiven Zielen und 
danach, wie eine gesellschaft- 


kussiön der Angesprochenen 
if breiter Basis. Die Jahre 89- 
91 haben gezeigt, daß eine Neu- 
bestimmung der Grundlagen des 
evolutionären Kampfes derRAF 
bei gleichzeitiger Weiterführung 
der bisherigen Praxis nicht ge- 
lingt. Die RAF erklärt deshalb eine 
Zäsurinihrer Praxis, welche die 
neuen Bestimmungen für die wei- 
tere Praxis ermöglichen soll: „Wir 

haben uns entschieden, daß wir 

von uns aus die Eskalation zu- 

rücknehmen. Das heißt, wir wer- 

den die Angriffe aufführende Re- 
präsentanten ausWirtschaftund 
Staat für den jetzt notwendigen 


Prozeß einstellen.“ (S.18) Der 
Prozeß soll die Diskussionund 
den Aufbau einer „sozialen 


Gegenmacht von unten“ zum Ziel 
haben, die in den konkreten Be- 


ten Kampfes aufzugeben, ent- 
täuscht sind, weil er ihnen in.den 
> vergangenen Jahren Mut gab, 
* gegen ein so allmächtig sc 
ie nendes System anzukämpfen, 
ür weist Eva Haule darauf h 
sei, eine Guerilla nicht aus em 
ı len Gründen sondern als 
Offensivposition inden Metropo- 
lennotwendig sei. 


Interviews 
 Aberauch öffentlichen Außerun- 


gen,dieüberdieErklärungenderr 


 Gefangengruppe bzw. in einem 

vergleichbaren Kontext geschrie- 

ngau au esellschafti- bene Texte einzelner Gefangener 
Innenminister Kinkel Anfang ches Bündnis fürdie Zusammen- hinaus gingen, gab es 1992. Da 
1992 veröffentlichte Initiative, der legung der Gefangenen ausder warzum einendas NDR Interview 
zufolge die am längsten inhaftier- RAF eingetreten wär, mit den Lübecker Gefangenen 
„tesultiere. >= ‚Christine Kuby, Irmgard Möl- 

rabbe und Gabrie- 

»das an eine breite 
snitlichkeit gerichtet in mehre- 
ren dritten Programmen gesen- 
det wurde und zum anderen ein 


ie Lösung des „Problems 
RAF" setze. Die RAF fordert: „Die 
Haftunfähigen und die Gefange- 
nen, die am längsten sitzen, müs- 
sen sofort raus und alle anderen 
bis zu ihrer Freilassung zusam- 
menkommen!* (S.19) An dem 
‚Vorankommen der Kinke 
- aberauch an der Entwicklung um 


spektivisch um die Freiheit 
aller Gefangenen in einem über- 
schaubaren zeitlichen Rahmen 


Interview mit der Zeitschrift ‚Kon- 


‚ kret“ der Celler Gefangenen 


Karl-Heinz Dellwo, Knut 
Folkerts und Lutz Taufert. 
Sowohl in Celle als auch in Lü- 


‚beck sind die Gefangenen in 


leinstgruppen zusammenge- 
In beiden Interviews kommen 
inhaltliche Bestimmungen zum 


die Hafenstraße oder am Um- undeine „Neuorientierunginder Ausdruck, obwohl das Lübecker 
 gang.des Staates mitden Kämp- Gesellschaft und den intematio- aufgrund seiner Publikumsaus- 
..._fender nicht-politischen (sozia- nalen Zusammenhängen undBe- richtung ein starkes Gewicht auf 
len) Gefangen für verbesserte ziehungen”. AuchEvaHaulerea- die Haftsituation, das Verhältnis 
Haftbedingungen und gegen giertals Gefangenenochim April. RAF/Gefangene aus der RAF 
Sonderhaft, am Umgang des InderZäsurund dem damitver- usw. legt. Den Zusammenbruch 
Staates mitden BewohnerInnen bundenen notwendigen Prozeß des Realsozialismus sehen die 
der Ex-DDR, am Maße, indem sieht sie die Chance, die Lübeckerinnen nicht nur negativ. 

_ derRassismuszunehmendge- Fragmentierung der Linken zu Erermögliche vielmehrauch aus 
_ schürt werde, der Staat überwinden. Füralledievondem erstarrten Denkstrukturen auszu- 
Antifaschistinnen und Flüchtlin- Schrittder RAF, Teile desbewaff- brechen. So hätte beispielsweise 


der Kampf derRAF immerim Zu- 
sammenhang mit derinternatio- 


der Verhältnisse, des Alltags- 
lebens zeigt. „Die Gewalt, die in 
den Sechzigem und Siebzigem 
etwas Besonderes war und die 
auch die besondere Funktion hat- 
te - von unserer Seite -, gesell- 
schaftliche Widersprüche aufzu- 
brechen, sichibar zumachen und 
zuzuspitzen, daß die heute gar 

nicht mehr die Funktion haben 
kann. Das haben wir auch äniden 
letzten Aktionen von der RAF 


militanten Aktionen: 

ren, aberes entwicke 
tüsch nichts mehr dran.” (Krabbe, 
S.37) Die Lübeckerinnen heben 
auch noch einmal hervor, daß die 
Zäsur der RAF im Prinzip seit89 
anstand, aber zunächst als 
paraller Prozeß zu den bewaffne- 
ten Aktionen gedacht war. Insge- 
samtsehendie Gefangenen das | 
Bild der „Linken“ aber düster, so 
düster, daß sie behaupten es 
gäbe sie eigentlich gar nicht 
mehr. Trotzdem oder gerade des- 


£ pässie- 


_ halb unterstützen sie die Zäsur, 


die die Eskalation zurück nimmt. 
Der Schnitt sei aber nicht so ein- 
malig. Schon 1977 sollte die Si- 
tualion mit der Entführung des 
Altnazis und Wirtschaftsexpo- 
nenien Hans Martin Schleyer 
entschärft werden. Schleyer soll- 


fsichpol- 


te damals gegen die Gefangenen 
ausgetauscht werden, die ihren 
Kampf im Gegenzug nicht auf 
dem Boden der BRD fortsetzen. 
Mit den Stammheimer Morden 
eskalierte die Situation dann aber 
erstrecht. Das Ergebnis war der 
Deutsche Herbst, eine bis dahin 
fürbundesrepublikanische Ver- 
hältnisse unvorstellbare Repres- 
sionswelle, die auch Unbeteiligte 
überrolite, um die RAF militärisch 
zu zerschlagen. Die einseitige 
Rücknahme der Eskalation kann 
aberfür die Lübeckerinnen keine 
„Versöhnung“, keinen Frieden mit 
dem Staat bedeuten. Das ist 
auch keine Frage von ‚Hardliner“ 
oder „Weichliner“, einer Unter- 
scheidung die immer wieder ins 
öffenlich.Bild der Gefangenen- 
e eingestreut wird, nicht 


sur der Aprilerklärung der RAF. 
Sie verwehrt sich aber gegen die 
damit verbundene Interpretation, 
die RAF hätte den.Kampf gegen 
den Imperialismus als ausichts- 
los eingestellt. Die Einschätzung 
heute interscheide sich abervon 


unter dem Eindruck intemationa- 
ler Aufstände gegen das System 
eine reale Chance für dessen 
Sturz gesehen wurde. Heute, 
nach den Zusammenbrüchen im 
Osten, sei die Linke völlig auf sich 
selbst zurückgeworfen. Im Ge- 
gensatz zu den Lübeckerinnen 
sehen die Celler aber nach wie 
voreine Linkeindem System, das 
fürkeine der heute drängenden 
Frageneinen Lösungsansatz bie- 


te. Dies spricht in ihren Augen 
entschieden gegen eine Stabili- 
sierung des Systems in den letz- 
ten zwanzig Jahren. Allerdings 
bestehe die Forderung, „daß der 
Bruch mit dem System etwas 
Reales in unserem Leben sein 
muß.“ (Dellwo S.96) Dieser 
Bruch befähigt dann auch dazu, 
Konflikte auszutragen. Dellwo 
stelltin diesem Zusammenhang 
den Interviewem die Frage: „Ich 
hab heute mittag noch gedacht, 
guck mal, ihr seid länger als ich 
in der Linken und seid nie im 
Knast gewesen. Warum eigent- 
lich nicht? Warum habt ihr nicht 
mal 'ne Sache durchgekämpft, 
auch mal einen Preis bezahlt? Da 
fehlt doch an dieser Linken et- 


was.“ Aus einem solch real emp- 
‚fundenen Brüch ist ES den Cel- 


- Pre Subjekt sehen zu 
ä- müssen. 


Anti-Weltwirtschaftsgipfel in 
München 92 
Der Gegengipfel zum Spektakel 
des Weltwirtschaftsgipfels 1992 
in München bot für die radikale 
Linke. der BRD nicht nur die Mög- 
lichkeit, sich selbst zu treffen, 
sondern führte auch zu Begeg- 
nungen mit Kämpferlnnen aus al- 
len Erdteilen. Die Teilnehmerln- 
nen versuchten, über gemeinsa- 
me Perspektiven gegen die Fort- 
setzung der 500 Jahre Unterdrük- 
kung und Mord beidem Raubder 
Weltdurch die Europäerzuent- 
wickeln. Die Entdeckungen eines 
Kolumbus waren für.die Entdeck- 
ten eben keine „neue Welt“ son- 


demderBeginnihrerAusbeutung 


[farofix = 3‘ ] 


und Vemichtung. Dieser Politik, Nämlich der Begriff, daß es nicht Erste Kritik 
die heute durch Zusammen- nur um Befreiung aus den öko- Schonim Mai veröffentlichten die 
schlüsse, wie IWF, Weltbank nomischen Zwängen geht (..) Gefangenen aus dem Wider- 
oderdie G7-Staaten, ihre Fortset- sondem um die Befreiung von der stand Bernhard Rosenkötter, 
zung erfährt, sollte der Gegen- Entfremdung, die die Wirkung AliJansen, Michael Dietiker er- 
gipfel sich solidarischentwickeln- des kapitalistischen Systems auf ste Kritikpunkte an der Aprier- 
de Altemativen entgegenstellen. alle hat-auf die Verhältnisse un- klärung. Diese sei für einen sol- 
 DiemassivenstaatlichenRepres- tereinander.“(S.74) Dieser Begriff chen Schritt zu ungenau verfaßt. 
sionen dagegen setzten schon des Menschseins, der das Ideal Eine Reflektion der eigenen Ge- 
während der Vorbereitung des von 24 Stunden selbstbestimm- schichte und vor allem auch die 
Gegengipfels ein und fanden ih- tem Leben der.die Menschen voll- Geschichte der Kritik dazu fehle 
ren Höhepunkt im Münchener ständig durchdringenden kapita- völlig. Dafür maßt sich die RAF 
Kessel, in dem Demonstrantin- listischen Realitätentgegensetze, ingeradezu traditioneller Weise 
nen wegen des Skandierens von verköpere auch das, was der an, für den gesamten Widerstand 
Losun- Staatsoerbittert mitallen Mitteln zu sprechen, wenn sie ihre eige- 
(Folter und Mord) bekämpfe. ne Situation analysiere. Die Ur- 
Giesela Dutzi appelierte daran, sache dafür sei wohl, daß die 
bei künftigen Auseinandersetzun- RAF viel zulange mit dem Glau- 
gen, auch über die Äprilerklärung ben gelebt habe, die Entschei- 
derRAF, den en vor dungsschlacht mit dem Impernia- 


‘Was der Erklärung im übrigen 
ack der „Beendi- 
erleihe, sei der Umstand, 
daß in der Auseinandersetzung 
mit der RAF über lange Zeit die 
St gezielte tödliche Aktion zur Ge- 
gen und der Benutzung von Tril- i sin- sinnungsfrage stilisiert worden 
lerpfeifen mehrere Stunden fest- i es wäre, Die Situation würde sich 
-_ gehalten wurden, bevor sie bru- itt sei 3- anders darstellen, wenn eindeu- . 
talvonder Polizei festgenommen mei iti bew tig wäre, daß Gewalt, auch wenn 
wurden. derhi sie als legitime Gegengewalt ge- 
Die Beiträge aus der RAF zum ituati gen das staatliche Monopol aus- 
Gegengipfelkamen neben Gruß- esder RAF nichtmöglich war, als- jeübt wird, nie den Statuseiner 
adressen von politischen Gefan- eigene Kraftinden Vereinigungs- Selbstverständlichkeit trägt. 
genen hauptsächlich von ehema- prozeß einzugreifen, beginnejetzt Zum Münchener Gegengipfel 
‚ligen Inhaftierten. So wiesMoni- mit der Zäsur nach 22 Jahren wamen die drei Gefangenenda- 
kaBerberich auf die Bezügeder eine neue Etappe in der Ge- vor, jetzt, wo.die zum Slogan ver- 
RAF aufdie Menschenrechte hin. schichte der RAF. In dieser sei- kommene Kompromißlosigkeit 
- „Was wir entwickelt haben, war en.offene Diskussionen überdie von Holger Meins? „entweder 
_ ein umfassender Begriff von Neuorientierungzwarunverzicht- mensch oder schwein® (S.71) 
-__Menschsein, vonderWürde des bar, es seiaber klar, daß Diskus- nicht mehr dazu führe, daß de 
Menschen, den wir sowohl aus sionen nicht alles sein können. gezielte tödliche Aktionder Maß- 
Befreiungskampf der »Drit- Eine Konstante bleibe derKampf stab aller Dinge sei, indas ande- 
felt« hergeleitethabenwie um die Befreiung der Gefange- re Extrem zuverfallen undaufde 
auch aus den Kämpfen hier. nen. Fiktion eines „gemeinsamen In- _ 


mia nd. Sie konstatie- 


ihrem „konkret‘-Interview, 

e allgemeine Niederlage der 
)__ Linken. Obwohl der Erfolg nicht 
N nzige Kriterium für die Rich- 
__figkeit revolutionärer Politik sein 

‚kann, ist auch ihre Legitimität, die 

> nicht anzweifelbar ist, ein sol- 
ches. ur Klärung ist eine Ge- 

1 ntana jse,, die bishernichter- 

I 


Bo ‚kötter sehen einen Bruch im 
_ Selbstbild der RAF, den sie auf 
das Jahr 1982 datieren. Bis da- 

. hin war die RAF keineswegs von 


lismus ausgegangen. Die Gü 
la hatte die Funktion, alsil 


gerlegalen politischen Organisa- 


ihm Räume zu öffnen. Nachdem 
mit dem Zusammenbruch der 
| - Studentinnenbewegung diese le- 
ale Organisation weggebrochen 
war, lagen bis 77 die Aktivitäten 
der RAF hauptsächlich auf dem 
Gebiet. der Gefangenenbefreiung. 
Ab 82. kam es dann zur Wende, 
Das Frontkonzept stellt die mili- 
insche Operation in den Mittel- 
unkt und führte letztendlich zu 

or Situation, in der die Zäsurnot- 


: der sozialen Ge- 
unten, birgt aller- 
fahr des Reformis- 


ıd dafür ist, daß politi- 


Basisarbeit niemals unmit- 
Revolution führt. Sie 


einer Besiegbarkeit des Imperia- 


enthält allerdings mit der Selbst- 
organisierung ein entscheiden- 
des revolutionäres Element. 
Deutlich wird in dem Text, dal3 
Niederlagen aber auch Wider- 
sprüchlichkeiten notwendigerwei- 
se in einer revolutionären Praxis 
enthalten sind. 
Die Augusterklärung der RAF un- 
terstützt diese Einschätzung in 
weiten Teilen. Die Illegalen wol- 
len allerdings nur für die Zeit ab 
1984 sprechen. Entgegen denin- 
temationalen Erfahrungen, denen 
zufolge die Guerilla die Kämpfe 
der Bevölkerung unterstützt, ließ 
das Frontkonzept keinen Raum 
für die Auseinandersetzung mit 
nicht militant/militärischem Wi- 
derstand gegen das imperialisti- 
di 


Fraktion im Zusammenhangmit le: 


ge Neuorientieru ig waren neben d 
dem Stoßen andie Grenzen des 


Frontkonzepts die Erfahrung 
der Kämpfe an der Frankfurte 
Startbahn West, in der Hafen 
straße und während des Hunger- 
streiks von 89. Mit der Aufgabe 
tegie gegen die Strate- 
gie und dem Versuch über die 
soziale Gegenmacht die revolu- 
tionäre Bewegung neu zusam- 
menzusetzen, wobei die unter- 
schiedliche Geschichte bei einem 
gleichen Ziel als Stärke interpre- 
tiert wird, sah sich die RAF mit 
einer Konsumhaltung ihrer Kniti- 
kerlnnen konfrontiert. Diese 
drückte sich beispielsweise in 


‚den Reaktionen auf die US-Bot- 


schaft während des Golfkriegs 
aus, als die Meinung auftauchte, 


die RAF könne sich ie . 
mit den Blockiererinnen solidar- 
siert haben. Es herrsche zu häu- 


fig Unverständnis darüber, daß 


die RAF der Linken einen Teilder 
Verantwortung fürihr politisches 


Vorgehen überträgt. 

Auch wenn der Staat mit seinem 
Vemichtungsverhältnis zu den 
Gefangenen nie gebrochen hat 
und nicht bricht, hat der Aufbau 
der Gegenmacht Priorität vor. der 
bewaffneten Aktion, die, sollte sie 
wieder nötig sein, nur auf einer 


verbreiterten Basis geführtwer- 


denkann. Die Altemative zur sich 
verschärfenden sozialen Situati- 
on heißt Solidantät und Selbstbe- 
stimmung. 


Kinkeliniative gescheitert 
Anläßlich.des emeuten Prozes- 


ses gegen den Gefangenenaus 


der RAF Christian Klar, vom 


initiative (eigentlich eine Initiative 


der Koordinierungsgruppe Terro- 


rismus®) diene nicht der politi- 


schenLösungderLagederGe- 


fangenen, sondem habe lediglich 
zum Ziel, im Inneren der BRD 
Frieden zu schaffen, um in 

AUssenpolitik ungestört zu Ag- 


7.9.92, teilte dieser in seiner: 
Prozeßerklärung mit, die Kinkel- 


gressionen zu kommen. An die 
Linke appellierte erin diesem Zu- 
sammenhang, keine Rücksicht 
auf die vom Staatals Geiseln ein- 
gesetzten Gefangeneri zuneh- 


men. Auch die Angehörigengrup- 
pe der Gefangenen machtinih- 


men seien, deren Freiheit ohne- 
hin ausstand. In derjetzigen Si- 
tuation seien aber nicht einmal 
alle haftunfähigen Gefangenen 
entlassen worden. 

Im November erklärt dann auch 
Karl-Heinz Dellwo, daß die 
Kinkelinitiative nie über Absichts- 
erklärungen hinaus ging. Der 
Schritt der RAF sei aber trotzdem 
richtig und schon lange überfäl- 
. lig gewesen. 


Anfang 1993 kritisiert Khut ! 


für die gesamte Linke dargestell- 
te Zäsur fatalerweise mit der 
Konsequenz daratis sei, daß die 
Gefangenen jetzt dar staatlichen 
Willkür ausgeliefert sind. Auch 


Kinkelinitiativex igentlich hätte- He 


die Initiative von den Gefangen 
ausgehen:müssen, zumindest: 
aber hätte auf die neue Situati- 


on, daß von seiten des Staates itiati 


die Freilassung von Gefangenen 
thematisiert wurde, reagiert wer- 


den müssen. Während die Öf- ‚Norgehen gesetzt hatten, blieb \ ungeeignet Esmüsse endlichin- 
das politische Ziel „Alle müssen Yellichdiskußert worden. 


fentlichkeit das Thema 

hätten die Gefangenen niehtei- 
gene Forderungen (z.B. nachei- 
ner Konkretisierung) gestelltson- viel 
dem geschwiegen. Daeine Aus- 
sprache über das Vorgehen als 
gemeinsame Gefangenengruppe 
unmöglich war, waren die Ent- 


scheidungen der Lübecker und : 


Celler Gefangenen für die Inter- 
views richüig. 

Der Gefangene Rolf Heißler er- 
klärt zur selben Zeit, daß die 
Kinkelinitiative als Spaltungs- 


raus!“ auf der Strecke. Die neu- 
en Diskussionen enihiellenihrzu- 
viel Selbstkritik statt Herrschafls- 


delt. 


aus der bei den revolutionären 


Rückzug der Linken die Ursache 
für Freiräume der reaktionären 
Für die Politik der RAF folgt, daß 


Bessinsien Kampfes letztlich 


‚auch dessen objektive Unmög- 
lichkeit folge. Gesellschaftlich 


gesehen, seien die Aktionen der 
RAF auch zu unwirksam gewe- 
sen. Die Auswirkungen des 
Frontkonzepts hätten es ad ab- 
surdum geführt. Deshalb warsseit 
89 die inhaltliche Auseinander- 
setzung unumgänglich. Trotzdem 
wurde sie nicht durchgeführt. 
Blockiert durch das vom Ghetto 
bestimmte Bewußtsein überlie- 
Ben die Gefangenen dem Staat 
die Initiative. Jetzt überlassen sie 
den Illegalen auch noch die Auf- 


die im Ergebnis die Illegalen und 
die am längsten Gefangenen als 
Reformisten abstemple. 


Weiterstadt 
Am 30. März 1993 sprengt das 
RAF-“Kommando Katharina 
Hammerschmidt“ in Weiterstadt, 
den gerade fertiggestellten Neu- 
bau eines Hochsicherheitsknas- 
tes. In der Erklärung des Kom- 
mandos heißtes: „‚Wirhaben mit 
dem Kommando Katharina Ham- 
merschmidt den Knast in Weiter- 
stadt gesprengt und damit auf 
Jahre verhindert, daß dort Men- 
schen eingesperrt werden. Wir 
wollen mit dieser Aktion zu dem 
politischen Druck beitragen, der 


die harte Haltung gegen unsere 


gefangenen Genossinnen auf- 
brechen EN osaten dieser 


Frage zurückdrängen kann. Do&h.- 


dafür, daß ihre Freiheit durchge- 
setzt werden kann, braucht es die 
unterschiedlichsten und vielfäl- 
tigsten Initiativen von vielen. Im 
letzten Jahr hatten wir versucht, 
trotz der Zäsur politischen Druck 
von unserer Seite aus an dieser 
Frage über die Drohung zu hal- 
ten. Das, was es dafür.an Dro- 
hung und Grenze hätte sein kön- 
nen, ist leider gerade von Genos- 
sInnen aus dem linksradikalen 
Spektrum systematisch demon- 
tiert worden. 

Mit unserer Aktion haben wir den 
Druck jetzt neu gesetzt und die 
Drohung.aktualisiert. Wir.denken, 
daß das genutzt werden kann.“ 


(5214) 

“Die Aktion in Weiterstadt. wird 
aber in.einen über die Gefange- 
nenfrage hinausgehenden Rah- 
men gestellt. Sie stellt das Macht- 

von Birgit Hogefeld am 27.6.93 


monopol des Staates an den 


Punkten von Abschiebehaft und . 


durch Hierarchisierung diszipli- 


Zur Zäsurerklärt die RAF, daß die 
Kämpfe gegen Rassismus und 
Sexismus (Kategorisierung als 
grundlegendes Herrschafts- 
phänomen in derkapitalistischen 


Gesellschaft) grundlegende Be- 
standteile des Gegenmacht- 
konzeptes seien. Das Gegen- 


machtkonzept bedeute dabei 


aber keinesfalls den Bruch mit 


dem Intemationalismusprinzip. : 
Es sei im Gegenteil auf eine we- 


sentlich tiefgründigere Weise 
internationalistisch, da es die Mo- 
tive für internationalistisches 
Handeln in der Realität hier fin- 
de. Insgesamt nimmt die Repres- 
sion in der BRD immer mehr zu, 
während der Rassismus als 
Integrationsmittel in der Krise ge- 
schürt werde. Da die Neuorien- 
tierung aber ein notwendiger Pro- 
zeß sei, der auch nicht mit der 
Gefangenenfrage verknüpft ist, 
kann die Zäsur nicht einfach um- 
gekehrt werden. Die Diskussion 
sei allerdings hicht'breit genug. 


Bad Kleinen und die 

»® Spaltung 
Auf die Erschießung von Wolf- 
gang Grams und die Verhaftung 


in Bad Kleinen reagiert die RAF 
in einer ersten Erklärung mit der 


. Feststellung, die Aprilerklärung 


seivom Staat als Schwäche auf- 
gefaßt und mit Terror beantwor- 
tetworden. . 

Ab August hagelt es Kritik von 
seiten der Gefangenen. Bad Klei- 
nen sei die Folge der neuen Poli- 
tik, die sich desorientiert geöffnet 
habe und jeden Widerspruch ak- 
zeptiere. Dabei sei revolutionäre 


Politik in den Metropolen deh | 
notwendigerweise eine Sc 


von Minderheitengegendenun- 
gebrochenen gesellschafticen 
Konsens.HelmutPohlholtzum 
„Niefschlag“ (Hogefeld S.230) 


IK R35) . 


ad fangstenseiweeertich älsteis 


i Ss Verbindlichkeit stehe keineswegs 


ter wahr, 
Von außen wirkt die ganze Dis- 
kussion fatal wie ein Coup der 
-Koordinierungsgruppe Terroris- 
mus, die sich, die schlechten 
Kommunikationsmöglichkeiten 
der Gefangenen im Knast aus- 
nutzend, bestehender Vorurteile 
"bediente, um miteinem Fehlerder 
Celler die Zersplitterung zuerrei- 
chen. Nachdem ihnen das zuvor 


& ee Briefan die Lübeckenin- 
nen, indem ersie auffordert sich 
dafür einzusetzen, daß .die Spal- 
tungsdebatte auf diesem Niveau 
beendet wird, schreibtderGefan- 
gene aus dem Widerstand, Nor- 


_ ergreift Partei für die Gefangen- 
 _mehrheit und lehnt den Abdruck 
von Erklärungen der Celler und je! 
 derillegalen ab. In diesen Erklä- „s@ naeh der Naucionke- =: ist.doch so, daß einigen diese 
1° rung ihrer Politik. Die Auseinan- Aganze Richtung mit dem»... of- 


‚göste- dersetzung mit einem Tel "-.fenen Raum fürDiskussionen .. 
hen ein, daß derCallerAlkingang der Ge- ; kritischer Reflexion ... Neu- 
ein Fehler war, er hätte aber ee bestimmung ... usw.« Sowiasa 
den Charakter eines in der grundsätzlich von Anfang an 
Geschichte der en nicht gepaßt hat. 

durchaus üblichen Kommu- See Wenn das wirklich ein emsthaf- 

. nikationsversuchs gehabt. We ; tes Interesse war, dann frage 
Von Verhandlungeninsbeson- # ich mich, warum wurde denn 
dere über die Abwicklung der dann keine inhaltliche Kritik 
Gefangenenmehrheit könne vorgebracht, wo waren ei- 
aberkeine Rede sein. Vielmehr ; gentlich die Diskussionsbei- 
habe es sich um den Versuch ge- > träge, die kontroversen 
handelt, Druck füreine politische Standpunkte? Wenn ich. 


\ 30K "7,7 


Badkleinen.DieForderungnach _ 


Trotzdem nehmen diellegen 
ihre Verantwortung als RAF wei- , 


dann jetzt lese, daß es manche 
gibt, die »schon alles gewußt« 
haben, daß es angeblich den 
Cellem, Illegalen nicht um Neu- 


bestimmung radikaler Politik 


ging.“ (S.257f.) 

Auch nach der Spaltung gab es 
diese Diskussionsbeiträge und 
kontroversen Standpunkte nicht. 
Abgesehen vielleicht von den Er- 
gänzungen Lutz Taufers zu 
„Ghetto vs. Gesellschaft“ oder ei- 
nigen Bemerkungen der RAF in 
ihrer Steinmetzerklärung vom 6. 
März 1994, in der die Illegalen zu 
dem Schluß kommen: „Von der 
sozialen Kenntlichkeit unseres 
Kampfes sind wir alle - RAF und 
Gefangene - weiter entfernt als 
die Jahre zuvor. Das zuändem, 
wird neue Anläufe brauchen.“ 


Diese „neuen Anläufe“ werden 
aber zum Scheitem verurteilt 
sein, wennnichtallen, „die aufder‘ 


Suche nach Wegen 
menschenwürdiges Leben hier 
und weltweit an ganz konkreten 
Fragen organisiert und durchge- 
setzt werden kann“, bewußt wird, 
daß es ihres Einsatzes, ihrer Ide- 
en und ihres Mutes bedarf, um 
zum Erfolg zu kommen, daß ih- 
nen die Konsequenzen ihres 
Denkens niemand abnehmen 
kann, daß eine Guerilla weder 
Feuerwehr für Kämpfe sein kann, 
die aus sich heraus keinen mili- 
tanten Widerstand hervorbringen, 
noch allein in der Lage ist, Per- 
spektiven und Strategien füreine 
revolutionäre Praxis zu entwik- 
keln. Die soziale Gegenmacht 
von unten ist ein Vorschlag. Es 
gilt, ihn mit Leben zu erfüllen. oder 
über konstruktive Kritik eine Al- 
temative zu entwickeln. 


mehr fragen als antworten ... 
- das Buch 

Es ist in der BRD keine Selbst- 
verständlichkeit ‚Texte der RAF 
zu veröffentlichen. Die Auseinan- 
dersetzung des Staates mit der 
RAF beinhaltete auch immer 
schon die Behinderung der Dis- 
kussion mit der/über die Guernil- 
la. Dereigens dafür geschaffene 
8129a des StGB, der Mitglied- 
schaft in einerterroristischen Ver- 
einigung genauso unter Strafe 
stellt, wie die Werbung für eine 
solche, wird dabei nicht zimper- 
lich eingesetzt. 
Insofern hat die Edition ID-Archiv 
Mut bewiesen. Allerdings wäre 
eine etwas genauere herausge- 
berische Arbeit sicher möglich 
gewesen. .Zuoft wird in den Brie- 


ter genommen, ohne.daß die 


Möglichkeit genützt würde, durch 


Anmerkungen Klatheit zu schaf- 
fen. Auch die.nicht immer chro- 


nologische Reihenfolge stellt 


beim Verständnis mitunter ein 
Hindemis dar. 
Auch die im Anhang zusammen- 
gestellten historischen Daten 
sind etwas knapp ausgefallen. 
Sie blenden den mit der RAF zu- 
sammenhängenden Widerstand 
völlig aus, was um so verwunder- 
licher ist, als Gefangene aus die- 
sem Widerstand im Buch zu 
Wort kommen und die damit ver- 
bundenen Erfahrungen eine nicht 
allzu kleine Rolle in der Diskussi- 
on spielen. 

Trotzdem istdiese Textsammlung 
ein wichtiger Beitrag zur Diskus- 
sion des bewaffneten Kampfes 
und der Geschichte der RAF in 


nd Erklärungen bezug auf . 
“Nicht im.Büch enthaltene Schrif- 


der BRD, auch wenn beim Lesen 
immer wieder das Gefühl ent- 
steht, das wesentliche Eckpunkte 
der Diskussion hinter den Zeilen 


liegen. 


wir haben mehr fragen als antworte 


Halle Zitate aus ID-Archiv im HSG/ 


"Amsterdam (Hrsg.), „wir haben 


mehr fragen als antworten ...“, 
Berlin-Amsterdam, 1995 
?Holger Meins war Gefangener 
aus der RAF, der 1973 während 
eines Hungerstreiks bei der 
Zwangsemährung getötet wurde. 
Die KGT ist ein Zusammen- 
schluß von Geheimdienst- und 
Ermittlungsbehörden mit der 
Bundesanwaltschaft und der Po- 
litik zur Bekämpfung des politisch 
motivierten Terrorismus. Ihre Exi- 
stenz steht im klaren Gegensatz 
zum verfassungsrechtlichen 
Grundsatz der Trennung von Po- 
lizei und Geheimdienst. 


_ Pro) | 


Bei Protesten von Kurden mehr als 
400 Festnahmen 


Propagandamaterial der verbotenen © 
Kurdischen Arbeiter-partei (PKK) ? 


KÖLN, 5. Juni (afp). Nach gewalt- 
tätigen Ausschreitungen bei einer 
Demonstration von Kurden hat die 
Polizei am Wochenende in Köln 
403 Demonstranten vorläufig fest- 
genommen. Bei den Auseinander- 
setzungen wurden nach Polizei- 
angaben zwölf Beamte und 15 
Kundgebungsteilnehmer leicht ver- 
letzt. Alle Festgenommenen wur- 
den im Verlauf des Wochenendes 
wieder auf freien Fuß gesetzt. An 
dernicht angemeldeten Demonstra- 
tion vor dem Gebäude eines kurdi- 
schen Verlages, den die Polizei am 
Donnerstag wegen Verbreitung von 


geschlossen hatte, nahmen minde- 


stens 450 Menschen teil. 


Die Ausschreitungen begannen, als 
etwa 150 Personen versuchten, das 
Verlagsgebäude im Kölner Stadtteil 
Ehrenfeld zu besetzen. Die Bonner 
„Informationsstelle Kurdistan“ kri- 
tisierte die Schließung des Verlages 
als mittelalterlich anmutende Zen- 
surmaßnahme’ und warf der Poli- 
zei brutales Verhalten vor. 


(Aus: Frankfurter Rundschau, 
06.06.1995) 


Die Legitimation der PKK im Völkerrecht 


Am 26.11.93 wurde in Deutschland 
vom Innenministerium die PKK 
und ihre „Teil- und Nebenorga- 
nisationen“ wie die Nationale Be- 
freiungsorganisation ERNK, sowie 
andere Arbeiter- und Kulturverei- 
nigungen aus Kurdistan verboten. 
Im Zuge des Verbots der FEYKA 
wurden 30 kurdische Kulturverei- 
ne in verschiedenen deutschen 
Städten illegalisiert. Das Innenmi- 
nisterium geht davon aus, daß die 
genannten Organisationen sich mit 
den Zielen der PKK identifizieren, 
und leitet die Verbotsbegründung 
dahingehend ab. Es werde „gegen 
den Gedanken der Völkerverstän- 


digung verstoßen“ und „das fried- 
liche Zusammenleben von Türken 
und Kurden gestört“. 

Ein von mehreren deutschen An- 
wälten bei dem Hamburger Völker- 
rechtler Norman Paech angeforder- 
tes Gutachten sollte Klärung dar- 
über verschaffen, inwieweit die 
PKK als von der kurdischen Bevöl- 
kerung legitimierte Befreiungsor- 
ganisation völkerrechtlich über- 
haupt verboten werden darf. Paech 
kommt zu dem Schluß, daß die Be- 
gründung der Bundesregierung für 
das Verbot jedes grundlegenden 
Verständnis” desVölkerrechtes ent- 
behrt. „Nach allem muß dem Bun- 


kommene Unkenntnis bzw. Nicht- 
berücksichtigung des Rechts auf 
Selbstbestimmung vorgeworfen 
werden, welches ein zwingendes 
Prinzip des Völkerrechts ist (ms 
cogens). Trägt man diesem Prinzip 
jedoch Rechmung,, so ist es nicht der 
kurdische Widerstand, sondem die 
türkische Regierung und das türki- 
sche Militär, die gegen den Gedan- 
ken der Völkerverständigung ver- 
stoßen und das friedliche Zusam- 
menleben zwischen Kurden und 
Türken stören.“. 
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chungsgerät, zeuge und 


 Gewaltexporte in die sogenannte Dritte 
Welt wirbt, halten sie indes keine Pro- 


bleme. Gewalttätig sind nicht diejenigen, 
die mit ihrer nächtlichen Aktion dazu 


u- beigetragen haben, die COPEX zu ver- 
hindern, sondem diejenigen, die ihr Ge- 
schäft mit Gewalt, Folter und Tod ma- 


chen...” 


Anklage gegen Auto- 
nome Antifa 
zusammengebrochen 


Göttingen. Die $129a-Anklage der 


Generalstaatsanwaltschaft Celle 
gegen 17 angebliche Mitglieder der 
GöttingerAutonomenAntifa (M) ist 
praktisch zusammengebrochen. 
Das niedersächsische Innenmini- 
sterium erklärte jetzt auf Anfrage 
des Celler OLG, die Demonstra- 
tionsankündigungen der Autono- 
menAntifa (M) seien von der örtli- 
chen Polizei inihre jeweilige Lage- 
beurteilungen und die Entwicklung 
der sog. „Deeskalationsstrategie“ 
einbezogen worden. Im Mittel- 
punkt derAnklage stehen nun aber 
zwölf antifaschistische Demonstra- 
tionen in Göttingen. Die Gruppe, 
so derVorwurf, sei deshalb eine 
„kriminelle Vereinigung‘, weil Sie 
sich bei den Demonstrationen kol- 
lektiv vermummt und die Polizei 
genötigt habe. Tatsächlich hatte sie 
ihr jeweiliges Demo-Konzept vor- 


ab auf Flugblättern bekanntge- 


macht und stets auch im Briefka- 
sten des Göttinger Ordnungsamtes 
hinterlegt. Dies, so das Innenmini- 
sterium, sei von der Polizei als 
Quasi-Anmeldung betrachtet wor- 
den. - Ende Mai bereits hatte das 
OLG eine $129a- Anklage gegen 
den Geschäftsführer des Buch- 
ladens „Rote Straße“ nicht zuge- 
lassen, so daß die Generalstaatsan- 
waltschaft in ihrer Verfolgungswut 
immer mehr in Nöte kommt.-(nach: 


+ Junge Welt, 13.6.) 


„BRD-RAF“ wieder 
erhältlich 


Die 10 Monate lang beschlagnahm- 
te Broschüre BRD-RAF ist wieder 
frei. Das OLG Düsseldorf hatte 
festgestellt, daß die Broschüre 
nicht im Sinne des $129a wirbt, und 
die Aufhebung der Beschlagnah- 
me verfügt. Das ließ jedoch die 
Bundesanwaltschaft nicht ruhen. 
Sie legte Beschwerde gegen die 
Aufhebung der Beschlagnahme 
ein; jetzt hat sie ihre Beschwerde 
zurückgezogen. Das objektive Ver- 
fahren vor dem Bundesgerichtshof 
ist damit allerdings noch nicht be- 
endet. 


Nach zwei problemlosen Flugblatt- 
verteilungsaktionen junger Antifa- 
schistInnen in Wurzen kam es am 
10.6. zu einer Auseinandersetzung 
mit Wurzener Nazis in der Nähe der 
Baracke, die von den Faschos als 
Treffpunkt genutzt wird. Im Verlauf 
derAuseinandersetzung wurde der 
Wurzener Fascho Patrick Findeisen 
verletzt. Am gleichen Tag wird an 
einer Wurzener Tankstelle ein ein 
junger Leipziger von ca. 20 Faschos 
zusammengeschlagen. Er trägt 
schwere Verletzungen im Gesicht 
davon. Ein Pulk Faschos (8 Autos) 
bewacht an diesem Tag das Grund- 
stück von markus "Boxer" Müller, 


Wie derBBCWorld Service berich- 
tete, ist in London zum ersten Mal 
in der britischen Rechtsgeschichte 
ein Mann wegen der (versuchten) 
Vergewaltigung eines anderen 
Mannes verurteilt worden. DerAn- 
geklagte, der laut BBC bereits we- 
gen Vergewaltigung (von Frauen) 
vorbestraft war, wurde wegen der 
versuchten Vergewaltigung eines 
18jährigen Mannes zu einer lebens- 
langen Freiheitsstrafe verurteilt. 

Die Sprecherin einer britischen 


In Wurzen brennt die Luft 


dem Kontakte zur Bielefelder NF 
nachgesagt werden. 

In der folgenden Woche statten ei- 
nige der Rechtsextremisten der 
Wurzener Berufsschule einen Be- 
such ab, wo sie aber mit einem Satz 
heißer Ohren empfangen werden, 
was sie schließlich zwingt, sich in 
einem Klassenraum zu verbarrika- 
dieren. 

Nachdem am Donnerstag, den 15.6. 
ein Pulk mit Baseballschlägern be- 
waflneter Neonazis die Wurzener 
Straßen unsicher machte, verteilen 
die Faschos am Freitag eigene Flug- 
blätter mit derAussage, sie seien ja 
wohl hier die Guten, und die Lin- 


Wer Männer vergewaltigt ist schlimmer noch 


Iniative zur Unterstützung verge- 
waltigter Frauen drückte in einem 
im selben Zusammenhang gesen- 
deten Interview zwar ihre Zustim- 
mung zur grundsätzlichen Gleich- 
stellung aus, bezeichnete jedoch 
das außergewöhnlich hohe Straf- 
maß als ein weiteres Beispiel für die 
ungleiche Behandlung von Män- 
nern und Frauen. Bei derVergewal- 
tigung einer Frau seien Strafen zwi- 
schen zwei und vier Jahren die Re- 
gel. 


ken hauen sie immer auf die 
Schnauze, und sie brauchen nun 
endlich mal einen Jugendclub. Al- 
lerdings werden die Faschos von 
einigen beherzten Wurzner Jugend- 
lichen daran gehindert, an diesem 
Tag noch eine zweite Ladung der 
Handzettel unter die Leute zu brin- 
gen. Am darauffolgenden Samstag 
(17.6.) wurde die Baracke das Ziel 
von etlichen Steinwürfen. Diesmal 
faßt sich ein Polizist ein Herz und 
droht zu schießen. Wo war der nur 
immer, wenn in Wurzen Portugie- 
sen, Italiener oder Punks angegnif- 
fen wurden? 


Grafitti-Prozeß 
inLeipzig 
Gegen drei junge Männer, denen 
vorgeworfen wird, im Frühjahr des 


letzten Jahres in der Innenstadt | 


Wanzen, Augen und Ohren - verse- 
hen mit dem Signum "Polizei" - 
gesprüht zu haben, wird der Prozeß 
am 4.7. um 13 Uhr am Amtsgericht 
Angerstraße eröffnet. Weil in der 
Nacht Unmengen an solchen Sprü- 
hereien auftauchten, und alle Ver- 
suche der Staatsanwaltschaft, ein- 
zelne Sprühereien einzelnen Leuten 
zuzuordnen fehlschlugen, soll hier 
über die Konstruktion eines "ge- 
meinschaftlichen Tathergangs" eine 
Kollektivschuld konstruiert werden. 
Warum passiert es nicht, wenn 
Faschos in Eberswalde gemein- 
schaftlich unter den Augen der Bul- 
len einen Menschen erschlagen, 
daß ein gemeinschaftlicher Tather- 
gang alle Beteiligten hinter Gitter 
bringt? 


8 n wurden Gäste der meherere 
Tage dauemden Fete mit Steinen bewor- 
und beschimpft. Am Samstagabend 


erfielen die Faschos die noch anwe- 
\ on ca, 10 Leute. Einige, unter ihnen 


7a 
Die anderen wurden mit Tritten, Fa 
schlägen und Holzknüppeln I traktiert. Es 


Zwei Leute, die sich zur lin 
den Bullenwache flüchten konnten, und 


gen zum [ 


sem Zusammenhang. Doch nicht etwa 


aschos waren vorgeladen, wi 


kam zu schweren Verletzungen, einem | 


Aktive Mitwirkungspflicht bestätigt 


Daß im Falle einer Verhaftung eine 
aktive Mitwirkungspflicht besteht, 
hat ein junger Leipziger am 20.6. 
am Leipziger Amtsgericht lernen 
müssen. Er war im Rahmen einer 
Wehrdienstverweigerungs-Aktion 
verhaftet worden, und hatte sich 
"gegen den Bahnsteig und gegen 
die Tür des Bahnhofsreviers ge- 
stemmt". Außerdem hatte er sich 
geweigert, seine Personalien auf- 
nehmen zu lassen, da er sich nichts 
vorzuwerfen hatte. Im Rahmen der 
Verhandlung wurde.nochmal:klar- 
gestellt, daß er eigentlich nichts 
Verwerfliches getan hatte, aber den- 


noch den Anweisungen der Beam- 
ten hätte Folge leisten müssen. Des- 
halb wurde ihm eine richterliche 
Ermahnung ausgesprochen (er darf 
200,-DM an den "Ohne Ketten le- 
ben e.V." spenden). Besonders 
strafverschärfend kam hinzu, daß 
gegen ihn schon einmal ein Verfah- 
ren wegen Diebstahls eingestellt 
worden war, und er wohl die erzie- 
herische Wirkung dieser Sache da- 
mals außer acht gelassen hatte. In- 
wieweit eingestellte Verfahren über- 
haupt zur Urteilsbegründung heran- 
gezogen werden dürfen bleibt uns 
unklar. 


24.4.95 
300 Vietnamesinnen demonstrie- 
ren in Chemnitz gegen ihre Krimi- 
nalisierung. Grund für den Pro- 
test ist eine Razzia der Polizei 
vom 7.4.95, beider 44 Menschen 
festgenommen wurden,gegen sie 
erging Haftbefehl. Eine 33jährige 
Frau wurde während der Razzia 
von einem Polizeibeamten ange- 
schossen und lebensgefährlich 
verletzt und ein anderer Polizist, 
stahl einem Gemüsehändler 
5.000 DM, als dieser kurzzeitig 
festgenommen war. 


16.5.95 

Der Anfang April in einem Asyl- 
bewerberlnnen- und Flüchtlings- 
wohnheim in Köln durchgeführte 
Zwangsbluttest blieb bis heute 
ergebnislos, die Mutter des Jun- 


Sagt nicht, 
ihr hättet nichts gewußt 


Eine,Chronik,deutscher,Abschiebepolitik 


gen konnte nicht gefunden wer- 
den. 

Der Emittlungsrichtervom Bun- 
desgerichtshof Kahrisruhe erläßt 
einen Haftbefehl gegen Aziz Y. 
der laut Bundesanwaltschaft am 
14.5.95 „bei einer konspirativen 
Gebietsversammlung derPKK“in 
Mainz vorläufig festgenommen 
wurde. Er soll mitverantwortlich 
für die Beschädigung von 14 tür- 
kischen Einrichtungen am 
24.6.93 sein. An diesem Tag wur- 
den 80 türkische Einrichtungen, 
meist Banken und Reisegesell- 


schaften, angegriffen und zum 
Teil verwüstet. 

Das Oberlandesgericht Frankfurt 
entscheidet ‚daß dereinzig zuläs- 
sige Gründ für Abschiebehaft die 
Sicherung der Abschiebung ist, 


sie darf nichtmit dem Ziel verbun- 
den werden eineN abgelehnteN 
Asylbewerberin zur Änderung ih- 
rer/seiner Angaben zur Person zu 
drängen“. Es geht um einen 
17jährigen Flüchtling der nach 
Algerien abgeschoben werden 


wie ai und Pax Christi erheben 
schwere Vorwürfe gegen das 
sächsische Innenministerium 
und die ihm untergeordneten Be- 
hörden. In Sachsen wird syste- 
matisch das Recht auf Men- 
schenwürde, Freiheit, körperliche 
Unversehrtheit, Asyl und Anhö- 
rung verletzt. So entscheiden im 
Freistaat die Bediensteten immer 
wieder nach ihrem eigenen Wil- 
len über das Schicksal von 
Flüchtlingen. Besonders proble- 
matisch wird es wenn Familien 
abgewiesen werden, dann kom- 
men die Eltem in Abschiebe- od. 
U-Haft und die Kinderin irgend- 
welche Heime.in Sachsen gibtes 
40 Heime in denen ca 7000 
Flüchtlinge und Asylbewerberin- 
nen, meist aus dem ehemaligen 
Jugoslawien,leben. 


185.35 

Eine Gruppe kurdischer Flücht- 
linge brechenin der ZASt Braun- 
schweig ihren Hungerstreik nach 
einer Woche ab. Die Braun- 
schweiger Bezirksregierung si- 


chertihnen zu eine ihrer Haupt- 
forderungen zu erfüllen und sie 
in den nächsten sechs bis acht 
Wochen auf Wohnheime in an- 
deren Orten zu verteilen. 

Über 2.000 Menschen ziehen 
durch die Berliner Stadtbezirke 
Schöneberg und Tiergarten zum 
Tagungsort der Innenminister um 
gegen die Abschiebung von 
Flüchtlingen zu demonstrieren. 
Nach der Abschlußkundgebung 
machen mehrere Hundertschaf- 
ten Jagd auf Trägerlnnen von 
kleinen PKK-Fähnchen und an- 
geblichen Vermummte. Bereits 
im Vorfeld der Demonstration 
wurde das Fronttransparent be- 
schlagnahmt und 27 Menschen 
festgenommen. 

Pro Asyl und die Gesellschaft für 
bedrohte Völker rufen die Innen- 
minister dazu auf einen Ab- 
schiebestopp für in ihrer Heimat 
bedrohte Flüchtlingsgruppen zu 
erlassen. 


195. 

Innenminister von Bund und Län- 
dem einigen sich darauf das der 
Abschiebestop für kurdische 
Flüchtlinge aus der Türkei am 
12.6.95 auslaufen soll. Danach 
sind die Länder zur Abschiebung 
verpflichtet. Weiterhin wollen sie 
die ierung darin unter- 
stützen, die „illegale“ Zuwande- 
rung aus dem Kosovo und aus 
der Türkei über Italien zu unter- 
binden. Sie kritisieren das Italien 
noch keine Visumspflicht für Ser- 
ben und Montenegriner einge- 
führt hat (gemäß Schengener 
EU-Abkommen) und seine Gren- 
zennicht wirkungsvoll kontrolliert. 
Außerdem verwahren sie sich 


gegen die Vorwürfe von ai, das 
beiderdeutschen Polizei Auslän- 
derfeindlichkeit herrscht. Die 
Innenministerkonferenz sagt der 
„rückhaltlosen Aufklärung“ aller 
Einzelfall- Vorwürfen zu, aber sie 
dürfen nicht verallgemeinert wer- 
den, weil so die BRD „auf eine 
Stufe gestellt wird, in denen die 
Folter angewendet wird“. (bran- 
denburgischer Innenminister Al- 
win Ziel, SPD) 

Derbayerische Flüchtlingsrat kri- 
tisiert emeut die menschenun- 
würdige Behandlung von Asyl- 
bewerberinnen in der Abschie- 
behaft.Die Politiker und die Insti- 
tutionen die die Gesetze vollzie- 
hen sind anzuklagen, denn sie 
tragen die Verantwortung für die 
„zahlreichen Verzweiflungstaten, 
Revolten und Selbstmorde“. 


Hintergründe will Freise lediglich 
„nicht ausschließen“, 


225.35 


Solidaritätskundgebung vor dem 
Gefängnis in Berlin-Moabit für 


den dort seit Ende Januar inhaf- 
tierten Benjamin Ramos Vega. 
Nach ihm fahnden die spani- 
schen Behörden wegen Unter- 
stützung der ETA und wegen 
Sprengstoffbesitzes. Er sitzt dort 
in Isolationshaft und hat inzwi- 
schen Asylantrag gestellt, deral- 
lerdings keine aufschiebende 
Wirkung hat. 

Inder bayerischen Landeshaupt- 
stadt müssen Flüchtlinge in Hei- 
men leben, die durch das Pesti- 
zid Lindan hochgradig verseucht 
sind. Es wurde letzten Herbst auf 
drängen der Regierung von Ober- 
bayem in den staatlichen Asyl- 
bewerberlnnenunterkünften ver- 
sprüht. Danach mußten sich 
auch Kleinkinder und stillende 
Mütter darin aufhalten. Lindan 
wirkt Leberschädigend, Blutbild- 
verändemd und hat Störungen im 


Asylberwerberinnen wegen Be- 
stechlichkeit und Vorteilsnahme 
zu zwei Jahren Haft auf Bewäh- 
rung. Er wurde für schuldig be- 
funden seit 1989 wiederholt be- 
sonders „pflegeleichte“ Asyl- 


bewerberinnen gegen Geld ver- 
mittelt zu haben. 

Das Landessozialgericht Rhein- 
land-Pfalz in Mainz entscheidet 
das einE AsylberechtigteR kei- 
nen Anspruch auf Förderung ei- 
ner Umschulung hat, wenn er/ 
sie inseinem/ihren Herkunftland 
schon eine Ausbildung absolviert 
hat. 

Derinnenpolitische Sprecherder 
CDU/CSU Erwin Marschewski 
kündigt an das sich der Innenaus- 
schuß mit den Vorwürfen von ai 
gegenüber der Polizei beschäfti- 
gen wird und wieß diese emeut 
zurück.“Es gehört zur Aufgabe 
der Polizei, gegen visinamesk“ 


sche Zigarettenschmugler, alba- 


nische Die ee alıkani- . 


27.5.95 

Ein 32jähriger Flüchtling der in 
Abschiebehaft in der Justiz- 
vollzugsanstalt Leipzig in der Al- 
fred-Kästnerstraße sitzt, kletter- 
te an einem Blitzableiter auf das 
Dach dieses Gefängnisses. „Wir 
gehen davon aus, daß der Mann 
die Flucht ergreifen wollte und mit 
Selbstmord drohte,alser sich in 
einer aussichtslosen Situation 
befand“ mutmaßte Rolf Jacob, 


Leiter der Justizvollzugsanstalt. 
Erwurde dann vonder Feuerwehr 
heruntergeholt. Der Mann soll in 


den Irakabgeschoben werden. 


29.5.35 

Mitarbeiter der SPD-geführten 
Senatsverwaltung für Jugend und 
Familie nehmen jugendliche 
Asylbewerberinnen“in Augen- 
schein“ und schätzen ihr Alter, 
damit löst es vorerst die bis jetzt 
angewendete Röntgenuntersu- 
chung. des Handwurzelknochens, 
zur Altersfeststellung ab. Diese 
gesundheitsgefährdenden und 
rechtswidrigen Untersuchungen 
wurden nach Protesten von 


sich die Betroffenen nur wehren 
wenn sie weitere „geeignete“ Do- 
kumente mit Angabe ihres Ge- 
burtstermins vorweisen können, 
die Geburtsurkunde allein reicht 
dem Senat nicht. Sie „können“ 
auch einer Untersuchung mit 
Röntgenstrahlen zustimmen. 
Auch am Flughafen Frankfurt/ 
Main wird das Alter von jugendli- 
che Flüchtlingen vom BGS ge- 
schätzt. Außerdem dient die 
Altersfestsetzung noch dem 


Zweck der Feststellung der Straf- 
mündigkeit. In einem Beschluß 
des Verwaltungsgerichtes Frank- 
furt heißt es, eine Altersschät- 
zung der Flüchtlinge ist nicht ge- 
eignetihr Alter zubestimmen. 


30.5.95 

Die Betreibergesellschaft von 
Wohnheimen für Vietnamesin- 
nen (ARWOBAU) spricht sich 
gegen die Auflösung der Heime 
aus, in der Begründung durch 
den Geschäftsführer Wolfgang 
Huberheißt es, die Wohnanlagen 
wie in der Gehrenstraße in Ho- 
henschönhausen bieten eine 
maximale Sicherheit. Diese Si- 
cherheit will sie durch einen pri- 
vaten Wachschutz gewährnlei- 
sten. 

Ein Göttinger Friedensbündnis 
veranstaltet eine Diskussion mit 
Parteien-Vertretem zu der Frage: 
Welche rechtlichen und politi- 
schen Möglichkeiten hat eine 
Kommune, Abschiebungen von 
Deserteuren und Kriegsdienst- 
verweigerem aus Kriegs- und 
Bürgerkriegsgebieten zu verhin- 
dem? Hintergrund war das Vor- 
haben vonörtlicherSPD, Grünen 
und Linker Liste einen entspre- 
chenden Antrag in den Stadtrat 
einzubringen. Göttingen wäre 
damit bundesweit die erste Kom- 
mune die eine Art Abschiebe- 
stopp füreine Gruppe von Flücht- 
lingen verhängt. 
Derinnenpolitische Sprecher der 
Unionsfraktionen Erwin Mar- 
schewski spricht sich für eine 
umfassende Reform des BGS 
aus. Der Veränderungsbedarf 
ergibt sich vorallem aus dem 
Schengener Abkommen, der sich 


seinen Mitgefangenen aus Polen, 
Mazedonien, Türkisch-Kurdistan, 
Nigeria und Togo, zum Femse- 
her und zum Warten auf den 
Knastfraß und den Abend. 

Nicht alle Gefangenen kommen 
aus Rumänien und haben auf 
dem Bau gearbeitet. Aufmanche 
wartet »zu Hause« wieder der 


Knast oder Schlimmeres. Man- 
che sitzen hier nicht nur zwei 
Wochen, sondem etliche Mona- 
te. Aber dies ist der Kem: Der 
Staat teilt die ArbeiterInnen per 
Gesetz in verschiedene Katego- 


rien ein und erklärt einige davon 
für »illegal«. Wenn Arbeiterinnen, 
die gerade in eine »illegale« Ka- 
tegorie fallen, bei ihrem »illega- 
len« Leben Pech haben, landen 
sie im Abschiebeknast und wer- 
den in die für sie vorgesehene 
Ecke dieses Planeten abgescho- 


ben. Und Arbeiterinnen aus »le- 
galen« Kategorien tun sich zu 
antirassistischen Gruppen zu- 
sammen und »betreuen« diejeni- 
gen, die Pech hatten. 


Der verstärkte Bau von Abschie- 
beknästen wurde 1993 zusam- 
men mit der faktischen Abschaf- 
fung des Asylrechts beschlos- 
sen. Seitdem sind eine Reihe von 
solchen Sonderknästen errichtet 
worden: der größte im nordrhein- 
westfälischen Büren. 1994 wur- 
den 53.000 Menschen aus der 


BRD abgeschoben. Aber wozu 


dienen Abschiebeknäste? Geht 
es wirklich darum, die Gesell- 
schaft »ethnisch zu säubern« 
und alle »Ausländer« rauszu- 
schmeißen? Die Leute, die hier 
eingesperrt und dann abgescho- 
ben werden, wollten alle vor- 


übergehend oder langfristignach 
Deutschland einwandem. Aber 
bei der Einwanderung spielt der 
Staat den Zuhälter und will be- 
stimmen, wie viele Leute kom- 
men, woher sie kommen, welches 
Geschlecht, welches Alter und 
welche Ausbildung sie haben und 
vor allem: unter welchen Bedin- 
gungen und mit welchen Rech- 
ten sie hierleben. 

Gehen wir ein Stück zurück: Ein 
EinwanderungslandwarDeutsch- 
land schon immer: Seit der so- 
genannten industriellen Revoluti- 
on kamen die vom Land vertrie- 
benen Habenichtse in die Städ- 
te, um in den Fabriken ihre Ar- 
beitskraft zu verkaufen. Zuerst 
kamen sie aus dem direkten 
Umland, aber mit zunehmender 
»Entwicklung«, wie sich das 
nennt, von immer weiter her. 
Schon vorüber 100 Jahren wur- 
de z.B. der Hamburger Stadtteil 
Wilhelmsburg zum großen Teil 
von polnischen Bauarbeitem er- 
baut. 

Ausländische Arbeitsimmigran- 
ten waren Staat und Arbeitgebem 
aus zwei Gründen schon immer 
sehr willkommen: Erstens muß 
der Importeurs-Staat weder für 
ihre Ausbildung noch fürihre Al- 
tersversorgung bezahlen, denn 
sie kommen schon als fertige 
Arbeitskräfte an, und wenn sie 
verbraucht sind, verschwinden 
sie wieder. 

Zweitens kennen sie sich hier 
nicht aus, sprechen die Sprache 
nicht oder nur schlecht, haben 
keine Kontakte und lassen sich 
als fremdartig und minderwertig 
darstellen, so daß man sie leicht 
als billige und diskriminierte Kon- 


kurrenz zu den schon ansässigen 


‘ Arbeitskräften einsetzen kann. 


Da die Zuwandereraber meistens 
ziemlich schnell mitkriegen, wie 
hier der Hase läuft, und ihre mit- 
gebrachten Kampferfahrungen 
einfließen lassen, versuchtman 
sie ständig durch Neue auszutau- 
schen (»Rotation«). 

Anfang der60er Jahre (nachdem 
der Mauerbau den Arbeiterzu- 
strom aus der DDR abschnitt) 
machte die Bundesanstalt für 
Arbeit in Rom, Athen, Lissabon 
und anderswo Musterungsbüros 
auf, wo » Gastarbeiter« mit befri- 


“ steteten Verträgen in die BRD 


angeworden wurden. Die Arbei- 
terwollten sich aber nichteinfach 
wieder wegschicken lassen und 
bis dahin in irgendwelchen Ba- 
racken hausen - sie wollten nicht 


wenigerals die anderen Kollegen‘ } 


neben ihnen am Band. Da chro- 
nischer Arbeitermangel herrsch- 
te und die Untemehmer auch 
Probleme hatten, ständig neue 
Arbeiter anzulemen, wurden die 
Befristungen verlängert oder auf- 
gehoben. Trotzdem dachten die 
» Gastarbeiter« nicht daran, ihren 
Chefs aus Dankbarkeit für die 
Maloche die Füße zu küssen, im 
Gegenteil: Bei der Welle von wil- 
den Streiks und Unruhen, die 
Ende der 60er, Anfang der 70er 
Jahre in der BRD wie in vielen 
anderen Ländem durch die Be- 
triebe fegte, standen sie in der 
allerersten Reihe. Im Rahmender 
weltweiten großen »Krise« gegen 
die Arbeitermacht wurde neben 
vielem anderem 1974 inderBRD 
auch ein »Anwerbestop« ausge- 
rufen. Die meisten »Gastarbei- 


_ ter« blieben daraufhin erst recht 


hier (denn wenn sie weggegan- 
gen wären, hätten sie erstmal 
nicht mehr zurückkommen kön- 
nen) und holten ihre Familien hin- 
terher. 

DerBedarfan frischen Arbeiterin- 
nen bestand allerdings weiter, 
und die Einwanderung ging auch 
weiter. Die EinwandererInnen 
wurden aber gezwungen, andere 
Wege zu nehmen: Wer nicht 
»deutschstämmig«, mit einem 


»Gastarbeiter« verwandt oder 
reich war, hatte nureine Möglich- 
keit, Aufenthalts- und Arbeitser- 
laubnis zu bekommen: erodersie 
mußte politisches Asyl beantra- 
‘gen. Zwar werden die Leute auf 
derganzen Welt eingesperrt, ge- 
foltert oder ermordet, wenn sie 
sich gegen die Ausbeutung weh- 


| Immer mehr Firmen bedienen sich auf dem "Arbeiterstrich" 


ren, abernichtjedem Einwande- 
rer war das schon persönlich 
passiert. Nun schloß der Staat 
die Zwickmühle und versorgte die 
Medien (von der Bild-Zeitung bis 
zum Spiegel) mit Dauermunition 
fürregelmäßig wiederkehrende 
Hetzkampagnen, in denen die 
einwandemden Arbeiterinnen als 
»Wirtschaftsasylanten«, Schma- 
rotzer und Kriminelle beschimpft 
wurden. 


Andere Staaten wie die USA ha- 
ben in denletzten 20 Jahren et- 
was Neues ausprobiert: Statt die 
Einwanderer sorgfältig auszu- 
wählen und mit allen möglichen 
Vorschriften zu überziehen, er- 
klärtman die Grenzen einfach für 
geschlossen. Das heißt natürlich 
nicht, daß niemand mehr ins 


— 


— 


Land kommt, denn die Gründe, 
warum die Leute von da, wo sie 
sind, weggehen wollen (oder 
müssen), bestehen ja weiter, und 
das US-Kapital sucht nach wie 
vorbillige Arbeitskräfte. Aber es 
ist nicht einfach, über die Grenze 
zukommen. Undesistnnicht ein- 
fach, das tägliche Leben zu or- 
ganisieren, wenn man überhaupt 
keine Rechte hat. Diese harten 
Bedingungen erzielen mit weitaus 
weniger Aufwand denselben 
Zweck wie eine »Rotations- 
regelung«: Eskommen nur Men- 
schen im besten arbeitsfähigen 
Alter. Sie nehmen jeden Scheiß- 
job an, sie arbeiten für Niedrig- 
löhne und verdrängen die teure- 
ren einheimischen Arbeiterinnen. 
Und sie wehren sich nicht, weil 
sie in ständiger Angst leben, ent- 
deckt zu werden. 

Oder eben doch: Auch Einwan- 
dererinnen ohne Papiere organi- 
sieren sich und führen erfolgrei- 
che Arbeitskämpfe. Da Schulen 
und Krankenhäuser bisher keine 
Pässe von ihren SchülerInnen 
und PatientInnen sehen wollten, 
konnte man auch versuchen, in 
der Illegalität eine »richtige« Ein- 
wanderung mit Familienleben und 
allem Drum und Dran zu organi- 
sieren. Man lebte sich ein und 
»normalisierte« sich - und von 
Zeit zu Zeit zog der Staat einen 
Schlußstrich und legalisierte alle, 
die so und soviele Jahre Aufent- 
halt in den USA nachweisen 
konnten. Zur Zeitwerden in Wa- 
shington und in vielen Bundes- 
staaten neue Gesetze eingeführt, 
die mit Verboten und Kontrollen 
alldas unmöglichmachensollen. 
Die Richtung der Politik bleibt die 


gleiche wie bisher, aber die 
Illegalisierung wird forciert, um 
die Arbeiterklasse als ganze auf 
Trab zu bringen und alle »Ver- 
krustungen« des Arbeitsmarkts 
(sprich halbwegs verläßliche und 
erträgliche Zustände für die 
Arbeiterinnen) zubekämpfen. 


Auch Deutschland unter- 
nimmt neue Einwanderungs- 
experimente. 

So brutal die Asylpolitik der 80er 
Jahre war: Immerhin istes vielen 
Leuten gelungen, hierherzukom- 
men und im Laufe von ein paar 
Jahren Anschluß an den durch- 
schnittlichen Lebensstandard zu 
finden. Seit 1989 wird alles an- 
ders, auch in der Ex-BRD. Plötz- 
lich standen den Osteuropäerln- 
nen die Grenzen nach Westeu- 
ropa im Prinzip offen, und viele 
versuchten ihr Glück inder BRD: 
als »Übersiedler« aus der DDR, 
als »deutschstämmige Aussied- 
ler« und als Asylbewerber. Im 
Staatsapparat setzte sich der 
Gedanke durch, dieses Potential 
einerseits verstärkt gegen die 
»Verkrustungen« des Arbeits- 
markts zu nutzen und anderer- 
seits zu verhindem, daß die Leu- 
te selbst »verkrusten« und hier 
ein Bein auf den Boden kriegen. 
Seit 1990 sind nun von der 
Grundgesetzänderungbis hinun- 
ter zur Ausführungsverordnung 
eine Reihe von neuen Regelun- 
gen erlassen worden, die ein 
reich aufgefächertes Arsenal von 
verschiedenen Aufenthalts- und 


Arbeitsgenehmigungen, Ausnah- " 


men, Fristen, Zuständigkeiten, 
Querverweisen, Tatbeständen 
und Strafmöglichkeiten schaffen, 


bzw. ein Gestrüpp von rechtlichen 
Situationen, das für alle außer 
den ausführenden Bürokraten 
fast undurchdringlich wirkt, vor 
allem für die unterschiedlich Be- 
troffenen. 

DerWitz dabei ist, daß all diese 
Regelungen eigentlich nur eine 
fürchterlich komplizierte Grau- 
zone schaffen, die zum Einstieg 
in »illegale« Verhältnisse dient, 
die den »grauen« Bereich zahlen- 
mäßig weit übertreffen. Natürlich 
steht in keinem Gesetz und in 
keiner offiziellen Verlautbarung, 
daß die Schwarzarbeit gefördert 
werden soll. Natürlich wird die 
»illegale Beschäftigung« laut ver- 
urteilt, und noch der letzte 
Schreibtischmörder drückt sich 
eine Krokodilsträne für die »aus- 
gebeuteten« Schwarzarbeiterab. 
Aber Fakt ist: Der Staat betreibt 
ein Programm der kontrollierten 
Illegalisierung. 

In gewisser Weise gibt es zwei 
Grauzonen. Zum einen ist das 
alte Rotationsmodell wieder auf- 
gelegt worden: Seit dem 1.1.91 

gilt die Anwerbestoppausnahme- 
verordnung und erlaubt befriste- 
te Arbeitsaufenthalte in der BRD. 
Der größte Teil davon wird über 
Abkommenmitanderen Staaten, 
v.a. in Osteuropa, geregelt. Zum 
gibt es trotz Grundgesetzände- 
rungimmer noch die Asylgesetze. 
Obwohl man nichtmehrlegal auf 
dem Landweg nach Deutschland 
kommen und Asyl beantragen 
kann, schaffen es immer noch 
Leute, einen Antrag abzugeben 
und sich damit zumindest eine 


„befristete »Legalität« zu besor- 


gen. Wer einen Antraglaufen hat, 
muß im Lager leben und be- 


kommt nach dem Asylbewerber- 
leistungsgesetz 80 Mark Ta- 
schengeld im Monat, ist also ge- 
zwungen, sich eine Arbeit zu su- 
chen. Zu Anfang kennt man sich 
schlecht aus, und die ersten an- 
derthalb bis drei Monate hatman 
eh Arbeitsverbot - damuß man 
also die allerübelsten Jobs an- 
nehmen. 

Danach bekommt man zwar in 
der Regel eine Arbeitserlaubnis, 
aber nur jeweils’eine befristete 
und auf einen bestimmten Job 
und Arbeitgeber eingeschränkte. 
Da das Arbeitsamt die Vorschrift 
hat, Deutsche und »gleichgestell- 
te Ausländer« zu bevorzugen, 
bleiben nur die Jobs übrig, zu de- 
nen sich die »legalen« Arbeitslo- 
sen und Sozi-Empfängerlnnen 
bisher nicht zwingen lassen. Da- 
mit kalkulieren z.B. Restaurants 
und Reinungsfirmen. Sie bieten 
Arbeitsplätze im Rahmen einer 
sogenannten »geringfügigen 
Beschäftigung« für 580 Mark im 
Monat an. Natürlich kann nie- 
mand davon leben. Die »legalen« 
Stunden bis zur Abarbeitung der 
580 Mark dienen als Basis für vie- 
le »illegale« Stunden, in denen 
man dann vielleicht auf einen 
Lohn kommt, von dem manleben 
kann. Bei eineretwaigen Kontrolle 
istmanjedenfalls »legal« auf der 
Liste der Beschäftigten, und die 
reale Stundenzahl läßt sich 
schwerüberprüfen. 

Das Arbeitsamt fördert diese 
Praktiken. Laut Anwerbestopp- 
ausnahmeverordnung konnten 
„. Vorallemauf Baustellenarbeiten zialitätenrestaurants seit 1991 
selbständige Subunternehmer oftunter z.B. Köche aus dem jeweiligen 
miesesten Bedingungen Land legal in die BRD holen. In 


diesem Jahr wurde das auf zwei 
Köche pro Restaurant be- 
schränkt. Den Rest der Arbeits- 
kräfte muß der Restaurantbe- 
sitzerjetzt vom hiesigen Arbeits- 
markt besorgen. Laut Propagan- 
da war das eine »Maßnahme ge- 
gen illegale Beschäftigung«. In 
Wirklichkeit war es eine Auffor- 
derung, doch bitteschön mehr 
von den vorhandenen Arbei- 
terlnnen zu denselben beschis- 
senen Löhnen zu beschäftigen: 
fürden Anfang z.B. Asylbewerber 
auf 580-Mark-Basis. 

Viele Leute, die früher vielleicht ei- 
nen Asylantrag gestellt hätten, 
überlegen sich das aber inzwi- 
schen. Früher oder später wer- 
den auch die meisten der weni- 
gen Anträge, die man noch stel- 
lenkann, abelehnt, unddannhat 
die Polizei schon alle Daten: Fin- 
gerabdrücke, Fotos, persönliche 
Geschichte usw. fürs Ausländer- 
zentralregister. Daherleben viele 
lieber versteckt bei Freunden oder 
Bekannten, verzichten auf die 80 
Mark und die zweifelhafte »Lega- 
lität« und suchen sich einen 
Schwarzjob, bis sie vielleicht in 
eine Kontrolle geraten. Dann kön- 
nen sie immer noch als letztes 
Mittel einen Asylantrag stellen. 


Die zweite Grauzone sind die 
befristeten Arbeitsaufenthalte in 
der BRD, die die Anwerbestop- 
ausnahmeverordnung erlaubt. 
Die wichtigsten Formen sind da- 
bei »Saisonarbeit« und »Werk- 
verträge«. 

Saisonarbeiterlnnen dürfen bis 
zudrei Monaten in der Landwirt- 
schaft, in der Lebensmittel- 
verarbeitung (z.B. Gurken in Glä- 


if 


ser stopfen) und im Hotel- und 
Gaststättenbereich arbeiten. Die 
Unternehmer bestellten sich die 
Arbeiterlnnen beim deutschen 
Arbeitsamt (Zentralstelle für Ar- 
beitsvermittlung), und die Arbei- 
terlnnen finden die Jobs über das 
Arbeitsamt in verschiedenen ost- 
europäischen Ländem. Diese 
Jobs werden auch hiesigen Ar- 
beitslosen angeboten. Tat- 
sächlich sind die Löhne so nied- 
rig, daß kein Arbeitsloser mit et- 
was Verstand so einen Job an- 
nehmen würde. In Gegenden, wo 
besonders rabiate Sachbearbei- 
ter Arbeitslose z.B. in Emtejobs 
hineinzwingen wollten, waren die 
Bauem außerdem völlig fertig: Sie 
betonen immer, daß z.B. Spargel- 
stechen hochqualifiziert ist und 
nicht von jedem unmotivierten 
Deppen gemacht werden kann. 
Nach diesem erfolglosen Vermitt- 
lungsversuch gehen die Jobs 
dann an die intemationalen Ar- 
beitsämter. 

Im Prinzip ist es hier wie bei den 
580-Mark-Jobs: Neben einigen 
legalen Stunden kann man viele 
zusätzliche Stunden schwarz ar- 
beiten, was sich schwer kontrol- 
lieren läßt. 

Außerdem können z.B. Polen als 
Touristen problemlos einreisen 
und sich drei Monate in Deutsch- 
land aufhalten. Arbeiterinnen aus 
anderen Ländern kommen 
schwerer über die Grenze, aber 
wenn sie erstmal da sind, können 
sie es machen wie die Polen: 
etwa auf eigene Faust zu einem 
Arbeitgeber gehen, den sie von 
früher kennen, selbst wenn das 
Arbeitsamt sie dieses Jahr nicht 
vermittelt hat. Sie können auch 


einfach bei den Bauem Klinken 
putzen, bis sie etwas gefunden 
haben. Dem Bauer wird’s recht 
sein, denn er spart Steuern und 
Sozialabgaben. 

Viele suchen sich aber auch an- 
derswo Jobs: In vielen Städten 
gibt es Straßen, wo frühmorgens 
Männer auf dem sogenannten 
»Bauarbeiterstrich« stehen und 
warten, daß sie jemandfür einen 
Tagesjob mitnimmt. Wenn sie 
Glück haben, wird vielleicht auch 
was Längerfristiges draus. In 
Hinterhofklitschen nähen Arbei- 
terInnen Textilien, oder sie 
schnippeln im Akkord Salat für 
Restaurants. In Schlachthöfen 
arbeiten Leiharbeiterkolonnen, 
die kein Chef nach irgendwelchen 
Papieren fragt. 

An Straßenecken stehen Punks 
aus Polen und putzen Wind- 
schutzscheiben. Mit sinkendem 
Lohn wächst die Zahl der Job- 
möglichkeiten ganz erstaunlich. 
Und die Papiere sind ganz unin- 
teressant. 


Werkverträge gibt es vor allem 
auf dem Bau. Im Prinzip setzen 
die intemationalen Werkverträge 
nur das Gewirr von Arbeits- und 
Auftragsverhältnissen fort, das 
auf dem Bau eh vorherrscht: 
Nehmen wir an, ein Versiche- 
rungskonzern läßt sich ein neu- 
es Bürogebäude errichten. Die 
Bauleitung übernimmt ein Gene- 
ralunternehmer, z.B. ein Bau- 
konzem wie Hochtief oder Phil- 
ipp Holzmann. Der Generalunter- 
nehmer vergibt nun wieder die 
einzelnen Gewerke wie zum Bei- 
spiel das Verklinkem der Fassa- 
de an.andere Baufirmen. Soein 


Subuntemehmer führt die Arbei- 
ten teils direkt miteigenen Leute 
aus, teils beauftragt er Sub-Sub- 
untemehmer mit der Ausführung. 
Das sind manchmal kleine Klit- 
schen, manchmal einfach Kolon- 
nen, die nach Quadratmetern 
oder ähnlich bezahlt werden. Die 
Bauarbeiter handeln ihren Lohn 
dann nicht mit dem Baukonzem 
aus, sondem mit dem Sub-Sub- 
untemehmer. In diesem Milieu 
sind nicht nur die Löhne mies und 
die Arbeitssicherheit katastro- 
phal, sondem es gibt auch etli- 
che Pleitefirmen und andere Be- 
trüger, die die Arbeiter einfach um 
ihren Lohn bescheißen. Und der 
Generaluntemehmer wäscht sei- 
ne Hände in Unschuld. Dieser 
rechtliche Schleier zerreißt.aller- 
dings manchmal sehr schnell. 
Letztes Jahrhaben Berliner Bau- 
arbeiter, die von ihrem Subunter- 
nehmer beschissen worden war, 
einen Kran besetzt. Es dauerte 
gerade mal eine Dreiviertelstun- 
de, bevor der Generaluntemeh- 
mer auf der Baustelle auftauchte 
und die Leute persönlich auszahl- 
te - obwohl er formalrechtlich 
überhaupt nichts mitihnen zu tun 
hatte. 

Der Subuntenehmerkönnte nun 
auch eine polnische, tschechi- 
sche oder rumänische Baufirma 
mit ihren eigenen Arbeitern sein. 
Jedes Jahr dürfen osteuropäi- 
sche Subunternehmer mit so und 
so vielen Arbeiten Gewerke auf 
Baustellen in Deutschland aus- 
führen. Die BRD hat mit allen 
möglichen osteuropäischen Län- 
dem bilaterale Verträge abge- 
schlossen, die die Vergabe und 
die Form solcher Werkverträge 


(sprich Subuntemehmerverträge) 
und jährliche Kontigente regeln. 
Das größte Kontingent hat Polen. 
In einem undurchsichtigen Ver- 
gabeverfahren, an dem die deut- 
sche Baufirma, das regionale 
Arbeitsamt, die Bundesanstalt für 
Arbeit, die deutsche Botschaft in 
Polen, das polnische Arbeitsmi- 
nisterium und polnische Baufir- 
men beteiligt sind, wird dann der 
Kuchen aufgeteilt: Welche Fir- 
men bekommen wie viel vom 
Kontingent ab? Welche Arbeiter 
dürfen hoffen, daß ihr Name 
nachher auf der Liste steht? 

Die polnischen Subuntemehmer 
sind zum Teil reine Sklavenhänd- 
ler, zum Teil echte Baufirmen, die 
auch in Polen bauen. Auch letz- 
tere schicken aber meist nicht 
ihre normale Belegschaft nach 
Deutschland, sondem stellen 
dafür extra Leute mit Zeitver- 
trägen ein. Über die Einstellungs- 
kriterien wissen wirnicht viel, aber 
einige polnische Arbeiter haben 
uns zum Beispiel erzählt, daß vie- 
le Arbeitgeber Deutschkenntnis- 
se nicht gem sehen. Gem gese- 
hen wird es dagegen, wenn die 
Bauarbeiterdem Chef die Gebühr 
von 2.000 Mark bezahlen, die er 
an die Bundesanstalt für Arbeit 
abdrücken muß. Das ist verbo- 
ten. Andererseits kann der Arbeit- 
geber vom Arbeiter, wenn dieser 
im ersten Jahr »vertragsbrüchig« 
wird, Schadensersatz für Vermitt- 
lungsgebühren und verauslagte 
Anreisekosten fordem und sie 
vom Lohn abziehen. Ganz legal. 
Etwa 100.000 Arbeitserlaubnisse 
“im Rahmen von Werkverträgen 
werden im Jahr genehmigt, aber 
in Wirklichkeit arbeiten vielmehr 


Leute auf den Baustellen. Die IG 
Bau Steine Erden redetvoneiner 
halben Million »illegalen Arbeits- 
verhältnissen« pro Jahr, der Zoll 
von bis zu einer Million. Solche 
Zahlen sind natürlich Spekulati- 
on, aber Tatsache ist, daß sich 
die Werkvertragsjobs wie die 
580-Mark-Jobs und die Saison- 
jobs leicht »überziehen« lassen: 
Wo sowieso osteuropäische 
Bauarbeiter schuften, ist nichtauf 
den ersten Blick klar, wer »legal« 
und wer »illegal« ist. Das Risiko 
der »Illegalität« tragen aber die 
Arbeiter. 

Neben Osteuropäem, die unan- 
gemeldet bei einem osteuropäi- 
schen Subunternehmer arbeiten 
oder die einfach auf der Straße 
inein Auto eingestiegen sind, sind 
Arbeitsamt, Zoll, Gewerbeauf- 
sichtsamt und Krankenkassen 
abernoch vielen anderen Bauar- 
beitem auf den Fersen: 

Viele Briten und Iren arbeiten als 
selbständige Sub-oder Sub-Sub- 
Unternehmer auf dem Bau - oft 
abhängig von internationalen 
Arbeitsvermittlungsfirmen, die 
auch ihren Teil vom Kuchen ab- 
haben wollen. Mit der Vernetzung 
der Ämter in der EU wird es für 
die hiesigen Bullen immer leich- 
ter, zuüberprüfen, ob jemand z.B. 
wirklich selbständig ist und in 
England Gewerbesteuer bezahlt. 
Außerdem gibt es natürlich Leu- 
te, die zwareine Arbeitserlaubnis 
odereinen deutschen Paß haben, 
aber aus verschiedenen Gründen 
nicht offiziell arbeiten wollen: z.B. 
weil sie Schulden haben und ih- 


nen alles, was sie über die Ar-- 


beitslosenhilfe hinaus verdienen, 
sowieso weggenommen werden 


würde. Es gibt auch Leute, die 
einfach nicht so viel arbeiten wol- 
len... 


Das wäre alles kein großes Pro- 
blem, wenn es keine Razzien 
gäbe. Früheroder später würden 
die Arbeiterinnen ihren Chefs die 
Meinung sagen und sich wehren. 
Es wäre ziemlich schwer, die Löh- 
ne unten zu halten. 

Auf dem Bau finden Razzien 
hauptsächlich aus zwei Anlässen 
statt: Entweder weiß das Arbeits- 
amt, daß irgendwo eine Werk- 
vertragsfirma arbeitet, und sieht 
nach, ob tatsächlich genau die 
angemeldeten Arbeiter auf der 
Baustelle sind (oder mehr oder 
weniger oder andere). Oder es 
gab einen Tip, sprich: eine De- 
nunziation. Die Denunzianten 
sind meist entweder die Gewerk- 
schafter der IG BSE oder oft ge- 
nug die Arbeitgeber selbst. Wenn 
ein Großteil ihrer Arbeiter ein paar 
Tage vor Fertigstellung des Baus 
von der Polizei abgeholt werden, 
können sie sich die Auszahlung 
des Lohns natürlich sparen. 

An den Razzien sind etliche Be- 
hörden und ähnliches beteiligt: 
Arbeitsamt, Krankenkassen und 
Finanzamt ermitteln gegen die 
»legalen« Schwarzarbeiter« we- 
gen »Leistungsmißbrauchs« und 
Steuerhinterziehung. Die meisten 
Straf- und Bußgeldverfahren, die 
sich aus Razzien ergeben, lau- 
fen in diesem Bereich. Wenn sie 
Leute dabei erwischen, daß sie 
arbeiten und gleichzeitig Sozial- 
hilfe oder Arbeitslosenunterstüt- 


zung beziehen, fordem sie nicht 


nur (für einen von der Behörde 
willkürlich festgelegten Zeitraum) 


die Kohle zurück, sondem versu- 
chenihnen auchnnochein Verfah- 
ren wegen Betruges anzuhängen. 
Arbeitsamt und Zoll suchen »ille- 
gale Leiharbeiter« und »illegale 
ben hängt die Zahl der Festnah- 
men bei diesen Behörden nur 
davon ab, wieviel Personal sie 
selbst bewilligt kriegen. Die Aus- 
länderbehörden sind natürlich 
auch gleich dabei, um gefange- 


der zarten Aktenkofferträger ist 
meistauch die Polizei dabei. 

In deröffentlichen Propaganda ist 
immer davon die Rede, daß die 
»illegalen Arbeitgeber« bestraft 


werden sollen. In Wirklichkeit . 


passiert ihnen nicht viel: 981 mal 
wurde 1994 in Westdeutschland 
gegen Arbeitgeber wegen deril- 
legalen Beschäftigung von Leih- 
arbeiter eine Bußgeld verhängt. 


im Schnitt zahlten sie 13.000 
Mark. 742 Bußgelderwurdenge- 


gen Verleiherverhängt, im Schnitt 
11.000 Mark. 12.000 mal mußten 
Arbeitgeber 1994 wegen derille- 
galen Beschäftigung von Auslän- 
dem ein Bußgeld zahlen, im 
Schnitt knapp 1500 Mark. 

Die erwischten Ausländer dage- 
gen werden häufig ausgewiesen, 
bzw. in den Abschiebeknast ge- 
sperrt und nach mehr oder weni- 
ger langer Zeit im Knast abge- 
schoben. 

1994 wurden 53.000 Menschen 
aus Deutschland abgeschoben: 
die meisten (15.000) nach Rumä- 
nien, die zweitmeisten (6.000) 
nach Polen. Vielleicht nicht viel 
angesichts von hunderttausen- 
den .oder Millionen, die angeblich 


ohne Papiere in Deutschland le- 
ben und arbeiten. Aberdoch eine 
klare Botschaft an alle, nicht auf- 
zufallen, leise zu treten, sich nicht 
zu wehren. 


Werin solcher Situation auf die 
Gewerkschaft hofft, ist ange- 
schissen. Und zwar aus mehre- 
ren Gründen: 

Erstens organisieren Gewerk- 
schaften nicht die Kämpfe der 
Arbeiterlnnen, sondem sie ver- 
handeln pauschal mit den Arbeit- 
gebem über den Preis der Ar- 
beitskraft. Eigene Aktivitäten der 
Arbeiterinnen, die über brave 
Befolgung der Tarifmobilisie- 
rungen hinausgehen, sind von 


Oft werden die ArbeiterInnen um ihren Lohn betrogen, illegale 


Gewerkschaftsseite gar nicht 
gem gesehen. Schon weil es die 
Funktionäre arbeitslos machen 
könnte. In der letzten Metalltarif- 
runde hat die IG-Metall bei den 
Warnstreiks in Bayern z.B. ein 
spezielles Computerprogramm 
eingesetzt. Sie hatte die ganzen 
neuen »schlanken« Zuliefer- 
ketten untersucht und festgestellt, 
wo den Untemehmem ein Streik 
am meisten wehtun würde - um 
genau da NICHT zu streiken! 

Das hilft verstehen, warum die 
Gewerkschaften sich nicht gera- 
de ein Bein ausreißen, um dieje- 
nigen zu vertreten, die vorher ge- 
rade illegalisiert wurden. Streiks 
finden ohnehin so selten statt, 


ArbeitsimmigrantInnen haben kaum eine Chance, sich zu wehren 


daß noch sehr selten jemand sei- 
ne Gewerkschaftsbeiträge in 
Form von Streikgeld zurückge- 
kriegt hat. Wenn man für einen 
Streik vorsorgen will, sollte man 
das Geld lieber auf die Bank brin- 
gen. 

Zweitens spekulieren einige Ge- 
werkschafter darauf, daß viele 


ArbeiterInnen die Gewerkschaft‘ 


als günstige Rechtsschutzversi- 
cherung sehen. Sie sagen, bei 
ihnen könne prinzipiell jede und 
jeder Mitglied werden, der seine 
Gewerkschaftsbeiträge bezahlt, 
auch »Illegale«. Aber was soll je- 
mand, dem der Staat gerade per 
Gesetz alle Rechte aberkennt, mit 
einer Rechtsschutzversiche- 
rung? 

Drittens heißtes Augen auf, denn 
unsere Kollegen und Kolleginnen 
vom DGB sind nicht ohne. Sie 
selbst haben schon Razzien in- 
itiiert. Mit dem Argument, der 
Staat fördere bewußt die 
Schwarzarbeit - was ja nicht 
falsch ist -, und man müsse et- 
was dagegen unternehmen, het- 
zen sie den Kollegen, deren Aus- 
beutung sie angeblich nicht mit- 
ansehen können, die Bütteleben 
dieses Staates auf den Hals und 
sorgen dafür, daß sie eingesperrt 
und abgeschoben werden. Um 
diese » Arbeitervertreter« sollten 
wireinen großen Bogen machen! 


Wenn man aufmerksam Zeitung 
liest, stößt man zwar immer mal 
wieder auf Aktionen von 
Schwarzarbeitern wie den in- 
schen Zimmeneuten, denen ihr 
Chef den Lohn schuldig blieb und 
die ihm dann nachts den Dach- 
stuhl zersägten und einen Zettel 


hinterließen: »HugoR.: kein Geld, 
kein Dach!« Aber von Kämpfen 
von völlig Illegalisierten ist wenig 
zu hören. 


viel -bescheißen wolle. Man müß- 
te also eine Aktion machen. Ihm 
persönlich sei inzwischen alles 
egal, schlechter verdiene er sei- 


Werbung für mehr Solidarität - dieses im Original mehrsprachige 


Plakat wurde auch in der Leipziger Innenstadt geklebt 


Selbst die Halblegalen haben da 
Probleme. Ein polnischer Bauar- 
beitererzählt zum Beispiel, es sei 
völlig klar, daß ihr Chef-sie um 
einen Teil des ausgemachten 
Lohns - das war eh schon nicht 


ner Heimatstadt Wroc aw auch 
nicht. Seine Kollegenaberkämen 
vom Dorf und hätten zu Hause 
überhaupt keine Perspektive. Die 
würden nicht kämpfen. 

Arbeiterinnen, die systematisch 


entrechtet werden, haben mehr 
zu verlieren als ihre Ketten. We- 
nige Leute riskieren leichtfertig 
Knast oder Abschiebung für ei- 
nen besseren Stundenlohn oder 
bessere Arbeitszeiten. 

In Osteuropa ist ein für hiesige 
Verhältnisse mieser Lohn oft viel 
Geld. Manche Polennehmen es 
bewußt in Kauf, eine Zeitland in 
Deutschland unter völlig unwür- 


digen Verhältnissen zuleben und 


dann mit dem Geld z.B. in Polen 
eine Wohnung zu kaufen oder ein 
Haus zu bauen, um den dort ra- 
sant steigenden Mieten zu ent- 
kommen. 

Viele, die nach Deutschland kom- 
men, haben sich auch ganz be- 
wußt dafür entschieden, derkol- 
lektiven Misere zu entkommen 
und ihr Glück individuell zu ver- 
suchen. Es gibt so viele Gründe, 
zu fliehen: vom Terror von Staat, 
Militär oder Milizen bis zur Ent- 
täuschung über die Stagnation im 
Klassenkampf. Daß viele dann 
doch wieder bei der »Commu- 
nity« ihrer Landsleute landen, wo 
Jobs, Wohnungen, nützliche In- 
formationen und menschliche 
Kontakte vermittelt werden, liegt 
nicht anihnen. In einer völlig un- 
sicheren Situation bietet die 
»Community« meistens wenig- 
stens einen gewissen Verlaß. 
Wir sollten die Communities al- 
lerdings auch nicht verherrlichen: 
Inihnen wird nicht nurgegensei- 
tige Hilfeleistung organisiert, son- 
dern auch Ausbeutung und Ab- 
hängigkeit. Wer einen legalen 
Wohnheimplatz hat und eine bes- 
sere Wohnung findet, kann erste- 


-- ren vielleicht einem Landsmanri 


weitervermitteln - für einen klei- 


nen Aufpreis, versteht sich. Du 
kannst bei meinem Onkel arbei- 
ten. Der zahlt zwarnur7 Mark 50, 
aber dafür bist du ja praktisch in 
der Familie. Auf diesem Boden 
wachsen auch Mafia-Strukturen, 
die dem Staat nur recht sein kön- 
nen, weil sie mit Gewalt Hierar- 
chien dort durchsetzen, wo das 
staatliche Gewaltmonopol nicht 
hinreicht. Die Community kann 
Kämpfe organisieren, aber sie 
sorgt oft für die Selbstregulierung 
des Chaos Illegalität und funktio- 
niert als Grenzträger der kapitali- 
Nur was ist die Alternative? Die 
Altemative wäreein Kontakinetz, 
das es Arbeiterinnen verschiede- 
ner Herkunft und mit verschiede- 
nem rechtlichen Status ermög- 
licht, gemeinsame Aktionen zu 
machen und sich gegenseitig zu 
helfen. Dieses Feldistnoch fast 
völlig unausgelotet. 

Es ist leichter zu sagen, wie es 
nicht geht. Manche Leute aus 
Spektrum schlagen z.B. vor, Jobs 
zu vermitteln oder selbst Arbeit- 
geber zu werden und llegalisierte 
in sogenannten Altemativbetrie- 
ben einzustellen. Aber wir sind 
keine Chefs, und wirwollen auch 
keine linken Sklavenhändler wer- 
den! 

In den Niederlanden gibt es seit 
ein paar Jahren ein Projekt, das 
sich Stichting Opstand - Stiftung 
Aufstand - nennt. Sie hatten ver- 
hältnismäßig gute Startbedingun- 
gen: Mehrere holländische Leute 
mit Erfahrungen in antirassisti- 
scher und Dritte-Welt-Solidarität, 
die nach Wegen aus der politi- 
schen Sackgasse suchten, 


wohnten zufällig in denselben 
besetzten Häusern wie türkische 
Linke mit guten Connections in 
die Textilklitschen von Amster- 
dam. Sie fingen an, systematisch 
die Ausbeutungsbedingugnen 
dort zu untersuchen. 

Diese Klitschen liegen fast.alle im 
selben Viertel von Amsterdam. 
Alseine Textilarbeiterdemo orga- 
nisiert wurde, ging die Route an 
denganzen Coffeeshops vorbei, 
wo sich die illegalisierten Textil- 
arbetierin den Pausen treffen. im 
Verlauf der Demo wuchs die Teil- 
nehmerzahl auf das Mehrfache 
an. 

Da C&A als Großabnehmer be- 
sonders im Geschäft mit der 
Billigarbeit steckt, konnten sie die 
Unterstützung für die illegalisier- 
ten Arbeiter gut mit einer C&A- 
Boykottkampagne verbinden. 
Außerdem waren die Illega- 
lisierten mutig genug, um zum 
Beispiel in Femsehtalkshows 
aufzutreten und zu sagen: Ja, wir 
sind illegal. Aber wir haben auch 
Rechte, undkämpfen dafür! 
Diese Erfahrungen lassen sich 
natürlich nicht eins zu eins auf die 
BRD übertragen. Aberwirkönnen 
sicher davon lemen. 

Zumindest ist theoretisch völlig 
klar, daß wir Verbindungen mit 
den Arbeiterinnen der verschie- 
denen rechtlichen und sozialen 
Kategorien aufbauen müssen - 
um uns gegenseitig zu helfen, für 
unsere gemeinsamen Klassenin- 
teressen zukämpfen. Wie solche 
Strukturen genau aussehen? 
Das läßt sich nur praktisch raus- 
kriegen. Jedenfalls wird es höch- 


ste Zeit, daß wir uns miteinander 


organisieren. 


Mumia Abu-Jamal soll am 


17. August ermordet werden 
«4 @ouverneur Ridge unterschreibt Hinrichtungsbefehl 


BU a 20100 ü 


Am 1.Juni unterzeichnete der 
Gouvemeur von Pennsylvania, 
Tom Ridge, den Hinrichtungs- 
befehl zur Vollstreckung der To- 
desstrafe gegen Mumia Abu-Ja- 
mal. Ridge setzte das Datum der 
Hinrichtung auf Donnerstag, den 
17. August, 22.00 Uhr fest. Der 
Gouvemeur kam damit den An- 
wälten Jamals zuvor,die in weni- 
gen Tagen einen Antrag auf Wie- 
deraufnahme des Verfahrens- 
stellen und Jamal somit. die Per- 
spektive auf einen fairen Prozeß 
eröffnen wollten. Das Team um 
den bekannten Bürgerrechts- 
anwalt Leonard Weinglass hat 
amMontag, den 5. Juni, dem zu- 
ständigen Gericht einen über 
300seitigen Antrag auf Wieder- 
aufnahme des Verfahrens über- 
geben, in dem detailliert Fehler 
r Emmittlungen und Mani- 
pulationen des Prozesses nach- 
gewiesen werden. Gleichzeitig 
stellten die Anwälte Anträge auf 
Aufhebung des Hinrichtungsbe- 
fehlsundeinen Befangenheitsan- 
traggegen den zuständigen Rich- 
ter Sabo. Gouverneur Ridge führt 
damit seine von ihm im Wahl- 
kampf versprochene Linie fort, 
Todesurteile zügig vollstrecken zu 
lassen. Am 2. Mailieß Ridge den- 
weißen Gefangenen Keith Zettle- 
moyer hinrichten, der nach 14 
Jahren Todeszelle keine Kraft 
mehrhatte und auf alle weiteren 
Rechtsmittel verzichtete. Diese 


Hinrichtung war die erste in 
Pennsylvania nach überdreißig 
Jahren. Der Unterzeichnung des 
Hinrichtungsbefehls ging eine 
beispiellose Kampagne gegen 
Mumia Abu-Jamal voraus. Un- 
mittelbarer Anlaß war die Veröf- 
fentlichung eines Buches von 
Jamal (Live from Death Row), ei- 
ner Sammlung von 49 Essays, in 
denen er sich mit Rassismus und 
Ungerechtigkeit, dem Leben im 
Gefängnis, der Todesstrafe und 
der gegenwärtigen reaktionären 
Entwicklung in den USA ausein- 
andersetzt. Das Buch soll einem 
Autor Gehörverschaffen, den.die 
Behörden mit dem Todesurteil 


vorüber zehn Jahren zum i 


Schweigen bringen wollten. Das 
Buch soll ein Zeichen setzen ge- 


gen.die inhumaneTodesstrafe all- 
gemein und für Jamals Kampf für 
Das Buch erscheint in Kürze im 
Bremer Verlag Agipa- Press. Daß 
Jamal sich derart öffentlich. zu 
Wort meldete und selbstbewußt 
und kämpferisch gegen Rassis- 
mus und Todesstrafe auftrat, pro- 
vozierte eine reaktionäre Kam- 
page gegen ihn. Das Buch wur- 
de diffamiert, der Verlag bedroht 
und die Witwe des Polizisten, der 


Die juristischen Schritte 
sind eingeleitet, aber die 
politische Mobilisierung 
dringend notwendig 


Interview mit Len Weinglass, Rechtsanwalt 
von Mumia Abu-Jamal 


Am 1. Juni hat der republika- 
nische Gouverneur von Penn- 
sylvania den Hinrichtungs- 
befehl von Mumia Abu-Jamal 
unterzeichnet und das Hin- 


Jahren. Was werden Sie jetzt 
tun? 

Am Montag, den 5. Juni, haben 
wireinen Wiederaufnahmeantrag 
beim Amtsgericht von Philadel- 
phia gestellt. Damit hat Mumia 
zum ersten Mal seit seiner Ver- 


urteilung eine tatsächliche’ Vertei- 


digung vor Gericht. Darüber hin- 
aus haben wir einen Antrag auf 


Aussetzung des Hinrichtungs- 


i urteilt. 


befehls eingereicht sowie einen 
Befangenheitsantrag gegen 
Richter Albert Sabo, der über 
beide Anträge zuentscheiden hat. 
Albert Sabo hat Mumia im Juli 
1982 wegen angeblichen 
Polizistenmordes zum Tode ver- 
Im Wiederaufnah- 
meantrag beweisen wir u.a., daß 
Mumia nie ein faires Verfahren 
hatte. Um nurein paar Beispiele 
zu nennen: Die Geschworenen 
rien ausgesucht. Nachdem er 
Mumia für einen Teil der Ge- 
schworenenwahl ausgeschlos- 


sen hatte, sorgte Richter Sabo - 


dafür, daß eine afroamerikani- 
sche Geschworene im letzten 
Moment aus der Jury entfemtund 


durch einen weißen Mann ersetzt 
wurde, der angekündigt hatte, 
daß er Mumia gegenüber nicht 
fair seinkönne. Richter Sabo hat 
31 Todesurteile ausgesprochen 
und damit mehr Menschen zum 
Tode verurteilt als jeder andere 


Mumia hatte in dem Prozeß de 
facto keinen Verteidiger. Sein da- 
maliger Pflichtverteidiger hat eine 
eidesstattliche Erklärung abgege- 
ben, in dererzugibt, daß erin we- 
sentlichen Prozeßphasen nicht 
vorbereitet war. In dem Beweis- 
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Richter in den USA. Gleichzeitig 
sind mehr seiner Urteile aufgrund 
von Verfahrensfehlem aufgeho- 
ben worden als bei irgendeinem 
anderen Richter. Wie voreinpaar 
Jahren bekannt wurde, hatte der 
Staatsanwalt in Mumias Verfah- 
ren schon in einem anderen Fall 
einen nachweislich unschuldigen 
Mann verurteilen lassen, indem er 
entscheidendes Beweismaterial 
einfach zurückgehalten hatte. 


material, das wirmit dem Wieder- 
aufnahmeantrag vorlegen,legen 
wir dar, daß die Staatsanwalt- 
schaft AugenzeugInnen unter 
Druck gesetzt hat, die für Mumia 
aussagen wollten, und gleichzei- 
tig mehrere ZeugInnen, z.B. 
durch Vergünstigungen in laufen- 
den Strafverfahren, zu Aussagen 
gegen Mumia gebrachthat. Dar- 
über hinaus weisen wirnach, daß 
die Staatsanwaltschaft wichtige 


Beweise für Mumias Unschuld 
bewußt unterdrückt hat, z.B. das 
Ergebnis eines Lügendetektor- 
testes, den einer von Mumias 
Entlastungszeugen bestanden 
hatte. Außerdem hat die Staats- 
anwaltschaft einen gefälschten 
Personalausweis aus dem Be- 
weismaterial entfemt, mit dem 
nachgewiesen werden konnte, 
daß Mumia nicht der Todesschüt- 
ze war. Wirhaben eineListe von 
neunzehn Punkten, mit denen wir 
nachweisen, daß es zum einen 
überhaupt keinen fairen Gerichts- 
prozeß gab, und zum anderen, 
daß in einem neuen Verfahren 
Mumias Unschuld festgestellt 
werden wird. 

Sie haben auch den Antrag zur 
Aussetzung des Hinrichtungs- 
befehls gestellt. Wie lange wird 
es dauern, bis das Gericht eine 
Entscheidungüber diesen An- 
trag trifft? 

Leider kanniich diese Frage nicht 
beantworten. Zuersteinmalmuß 
RichterAlbert Sabo darüber ent- 
scheiden, ob er sich als befan- 
gen erklärt oder nicht. Sobald er 
den Befangenheitsantrag ab- 
lehnt, wird er über den Aus- 
setzungsantrag entscheiden 
müssen. Wenn er eine Ausset- 
zung des Hinrichtungsbefehls 
ablehnt, werden wir vor dem 
Obersten Gerichtshof von Penn- 
sylvania Berufung einlegen. Wei- 
tere Berufungsinstanzen sind 
dann die Bundesgerichte und zu- 
letzt der Oberste Gerichtshof der 
USA in Washington,D.C. Da die 
ganzen juristischen Schritte sehr 
zweischneidig sind, kann ich kei- 
ne definitiven Antworten geben. 
Wir sind in der schwierigen 


— 


Situation,daß Richter Sabo mp- 
mentan die absolute Kontrolle 
über den zeitlichen Verlauf beider 
Anträge hat, weil der Hinrich- 
tungsbefehl schon unterzeichnet 
ist. 

Kann der Gouverneur die Voll- 
streckung des Hinrichtungs- 
befehls auch anordnen, solan- 
ge Mumia noch Berufungs- 
Die Entscheiung über den Voll- 
zug des Hinrichtungsbefehls liegt 
allein beiden Gerichten. Wenn ein 
Richter einem Aussetzungsan- 
trag zustimmt, wird der Hin- 
richtungsbefehl des Gouvemeurs 
noch außer Vollzug gesetzt. Die- 
se Aussetzung kann von den Ge- 
richten zeitlich befristet werden, 
so daß der Hinrichtungsbefehl 
nach Ablauf der Frist wieder gül- 
tig ist und ein neues Hinrich- 
tungsdatum festgelegt wird. Das 
liegt allein in den Händen der 
Gerichte und momentan in der 
Hand von Richter Sabo. 
Solange Richter Sabo den Hin- 
richtungsbefehl nicht außer 


Vollzug setzt, bleibt also der 


Hinrichtungstermin am 17. 
August bestehen? 
Ja, aber ich bin zuversichtlich, 


. daß wirin den Berufungsinstan- 


zen einen Richterfinden werden, 
der.den Hinrichtungsbefehl aus- 
setzen wird. 

Wie geht es Mumia seit Don- 
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Ich habe mit Mumia telefoniert. Er 
wurde aus seiner Zelle im Todes- 
trakt in einen Isolationstrakt ver- 
legt, indem Gefangene, die auf 
ihre Hinrichtung warten, festge- 
halten werden. In derneuen Zel- 
le hat er garnichts mehr. Seine 


juristischen Unterlagen wurden 
einbehalten. Er hat kein Radio 
undkeinen Femseher. Erhatkei- 
nen Kontakt zu anderen Gefan- 
genen oder zur Außenwelt. Nur 
seine Anwälte sind als Besucher 
zugelassen. Grundsätzlich haben 
sich seine Haftbedingungen sehr 
verschlechtert, nachdem er im 
Januar in den Knast SCI Green 
verlegt wurde. Wir haben vor we- 
nigen Wochen eine Klage beim 
Bundesgerichtshof in Pittburgh 
eingereicht, nachdem wir feststel- 
len mußten, daß meine Anwalts- 
post an Mumia von der Gefäng- 
nisleitung geöffnet, gelesen und 


kopiert wurde. Der Knastleiter hat 
die Kopien von wichtigen Strate- 
giepapieren für das Verfahren an 
den Generalstaatsanwalt von 
Pennsyivania weitergeleitet. Nor- 
malerweise darf die Anwaltspost 
nicht gelesen werden. Seitdem 
wir diese Klage eingereicht ha- 
ben, versucht der Knast, sich an 
Mumia zu rächen. In der letzten 
Woche erhieltereine Liste mitan- 
geblichen Verstößen gegen die 


Anstaltsordnung, zum Beispiel 
daß erdurch seine joumalistische 
Tätigkeit ein „Business“ aus sei- 
ner Zelle heraus betreiben wür- 
de. 

Wer drängt denn auf Mumias 
Hinrichtung? 

Mumia ist der einzige Todes- 
strafen-Gefangene in den USA, 
der miteiner gutorganisierten, gut 
finanzierten und gut koordinierten 
Kampagne konfrontiert ist, die 
seine Hinrichtung zum Ziel hat. 
Die Polizeigewerkschaft „Frater- 
nal Order of Police“ (FOP) in 
Pennsylvania hat Kontakte zu 
anderen Polizeigewerkschaften 


inden USA, die diese Kampagne 
mitfinanzieren. Als Mumias Buch 
Anfang Mai veröffentlicht wurde, 
hatte FOP ein Flugzeug gechar- 
tert, das mit dem Spruchband 
über dem Verlagshauskreiste mit 
dem Slogan: „Dieser Verlag be- 
zahlt Cop-Killer!“. Die FOP ruft 
zum Boykott des Verlagshauses 
auf und setzt Politiker in Penn- 
sylvania unter Druck. Wir sind 
tatsächlich mit einem sehr star- 


ken Gegner konfrontiert. Kein 
anderer Todesstrafen-Gefange- 
nerist in dieserSituation. 

Und wer gehört zu Mumias 
Unterstützerlnnen? 

Unter anderem gibt es das „Co- 
mittee to Save Mumia Abu- 
Jamal“, das aus prominenten 
Persönlichkeiten besteht, die ih- 
ren Namen und ihre Unterstüt- 
zung zur Verfügung stellen. Dazu 
gehören z.B. die Schauspie- 
lerInnen Whoopi Goldberg, Ed 
Asner und Ossie Davis. Auch 
Organiationen wie die Intematio- 
nale PEN-Vereinigung und Am- 
nesty Intemational unterstützen 
Mumia. Daneben gibt es viele 
Basisorganisationen, die Mumia 
unterstützen. 

Wie reagieren die Medien in 
den USA auf Mumias Fall? 

Es hat gerade eine Serie von sehr 
negativen und geradezu feindseli- 
gen Berichten gegeben. In der 
Tageszeitung New York Post wur- 
de ein Kommentar veröffentlicht, 
der Mumias Hinrichtung forderte 
und seine Anwälte und Unterstüt- 
zerInnen lächerlich gemacht hat. 
Auch in der Presse von Pennsyl- 
vania hat es eine Reihe von Arti- 
keln mit der Forderung nach 
Mumias Hinrichtung gegeben. 
Seitdem der Hinrichtungsbefehl 
unterzeichnet worden ist, werden 
wir zumindest auch interviewt, so 
daß in den Artikeln jetzt eine ge- 
wisse Ausgewogenheit herge- 
stellt wird. 

Wie schätzen Sie die Gesamt- 
situation für Mumia Abu-Jamal 
ein? 

Die intemationale Öffentlichkeit 
muß sich immer das momenta- 
ne gesellschaftliche Klima in den 


USA vor Augen halten. Auf der 


rechtlichen Ebene haben wireine 
sehr gute Grundlage und können 
fundierte Beweise darlegen,so 
daß wir in normalen Zeiten vor 
Gericht gewinnen müßten. Aber 
im letztenMonat wurde z.B. im 
Bundesstaat Illinois ein Mann 
getötet, der die Unterstützung des 
Polizeichefs von Chicago, meh- 
rerer Richter, Staatsanwälte, 
Kongreßabgeordneter und Prie- 
sterhatte. Trotzdem wurde erhin- 
gerichtet. Vor zwei Jahren wurde 
im Bundesstaat Utah ein Mann 
hingerichtet, für den sogar der 
Papst persönlich interveniert hat- 
te. Vor einem Jahr wurde ein 
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zu spät gestellt hatte. Es werden 
Minderjährige getötet. Das gesell- 
schaftliche Klima ist extrem 
schlecht. Obwohl wir fundierte 
eigentlich gewinnen müßten,ist 
die Situation so, daß dies beim 
momentanen Stand nicht ausrei- 

chen wird. 
Interview und Übersetzung: 
Heike Klefiner, Quelle: Freedom 
Nowi, Bulletin No. 7, 6. Juni 
1995. Freedom Now! wird 
vonder Kampagne „Mumia Abu- 
Jamal” herausgegeben. 


) 
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„aber ich schreibe weiter” 
Mumia Abu-Jamal, 4. Juni 1995 


Am 3. Juni 1995, einen Tagnach 
Unterzeichnung des Hinrich- 
tungsbefehls, erhielt ich wegen 
meiner Tätigkeitals Joumalistein 
Disziplinarverfahren. Der Staat 
hat so starke Einwände dagegen, 
daß ich schreibe, was Ihr jetzt 
lest, daß sie begonnen haben, 
mich zu bestrafen, nur weil ich die 
“Kühnheit“ besitze, die Wahrheit 
zu sagen und zu schreiben, wäh- 
rendich der schlimmsten Art des 
Strafvollzugs ausgesetzt bin, die 
das System erlaubt. Mein Verge- 
hen? Das Buch Live from Death 
Row. Es zeichnetein unverstell- 
tes Bild eines Gefängnissystems, 
das sich selbst Corrections (Bes- 
serung) nennt: Aber estutkaum 
mehr, als die menschliche Seele 
zukorrumpieren; einSystem, das 
jedes Jahr Hunderte Millionen 
Dollar verschlingt, um Zehntau- 
sende Männer und Frauen zu 
. quälen und zu verstümmeln; ein 


System, das Bitterkeit und Haß tum 


lehrt; Klar, was die Regierung will, 
ist nicht nur Tod, sondern 


Schweigen. Ein korrekter Gefan- 
generistein schweigender, Einer, 
der spricht, ‚schreibtunddiesen _ 
Horror als das bezeichnet, was 
er ist, bekommt ein Disziplinar- 


verfahren. Ist das ein gerechtes 
System? Ist das ein System der 
„Besserung“? Indiesem Bundes- 
staat ist der erste Zusatzartikel 
zur Verfassung ein Nichts. Er 
wird nicht angewandt. Niemand 
- weder ein Polizist noch ein 
Schliesser - kann in Live from 


Death Row eine Lüge finden; 


trotzdem ist das Buch, wegen 
seiner Wahrheit, eine Zielschei- 
be fürden Staat und seine Lakai- 
en; es ist eine Wahrheit, die sie 
Euch nicht sehen lassen wollen. 
Überlegt: Warum habt Ihr nicht 
Derartiges im TV, Radio oder in 
Zeitungen gesehen, gehört oder 
gelesen? Zeitungen, Radio und 
TV gehören immer mehr. entwe- 
dermultinationalen Untemehmen 


„oder reichen Leuten, «eshalb 


spiegeln sie die Perspektive der 


Besitzenden wider, der Etablier- 


"ten, nicht aber die der Armen, der 


Machtlosen. In Live from: Death 
Row könnt Ihr die Stimmen der 
Menge, der Unterdrückten,der 


Verdammten und der von unten ° 
: hören. Ich bezahlte einen hohen 
i Preis dafür, sie Euch hörbar zu 


machen, und ich würde auch 
noch mehr dafür bezahlen; aber 
ich sage Euch, ich würde es noch 
tausendmal tun, egal was es ko- 
stet, weil es richtig ist. Lang lebe 
John Africa! Um John Africa zu 
Zitieren: Wenn Ihr Euch verpflich- 
tet, das zutun, was richtig ist, wird 
Euch die Kraft der Rechtschaf- 
fenheit nie betrügen. Lang lebe 
John Africa! Es war richtig, Live 
from Death Row zu schreiben, 
und es ist:richtig für Euch, es zu 
lesen, ganz gleich, was auch im- 
mer Polizisten, Schliesser, An- 
staltsleitung, Politiker oder ihre 
Mediensprachrohre Euch erzäh- 
len. Zweifellos habt Ihr an jedem 
Tag Eures Lebens von der Pres- 
sefreiheit oder der Redefreiheit 
gehört; aber was kann solch eine 
Freiheit wert sein ohne die Frei- 
heit, zulesen oder zuhören, was 
Ihrwollt? Wenn Ihr dies lest, dann 
wißt, daß ich von der Regierung 
bestraft werde,weil ich Live from 
Death Row und diese Zeilen ge- 
schrieben habe. Gleichwohl wer- 
de ich, seit ich 15 Jahre alt war, 
von der Regierung für das be- 
straft, wasich schreibe; aberich 
schreibe weiter..Lest Ihr weiter! 
(Eigene Übersetzung) 


Mn 


von Mumia Abu-Jamal 


In Sachen Tod 


Der Tod kehrt zurück nach Pennsylvania. 


Am 2. Mai 1995 machte Keith 
Zettelmoyer dunkle Geschichte in 
Amerika, als er, auf seinen eige- 
nen Wunsch, von der Regierung 
exekutiert wurde. Und das trotz 
eines Gesuches für sein Leben, 
daß die gegen die Todesstrafe- 
eingestellte Mutter des Opfer zu 
seinen Gunsten, im Rahmen ei- 
nes „Gesuches eines nahen 
Freundes“, vor dem Berufungs- 
gericht und dem Bundesgericht 
einreichte. Wer gegen das Ge- 
such arbeitete, war Zettelmoyer 
selbst, der gegen die Gewährung 
des Gesuchs war, da erdarin nur 
die Verlängerung des Unvermeid- 
lichen um einige Monate. mehr 


sah. Seitnun über 14 Jahren hat- 


te Keith Zettelmoyer 24 Stunden 


Hinrichtungszelle - d.Übers.). 
Warum sollte irgendjemand, An- 
walt, Richter oder Joumalist, 
Überraschung gegenüber einem 
Mann vortäuschen, dereine solch 
miserable Existenz beenden woll- 
te? Wie kann sich irgend jemand 
über seinen Versuch wundem, 
aus einer solchen menschen- 
gemachten Hölle zu entkommen. 
Seit fast 15 Jahren hatte Zettel- 
moyer keines Freundes Hand 
mehr berührt, hatte kein Kind 
mehr gehalten, nicht mehr das 
Gesicht seiner Mutter, seines Va- 
ters, seiner Schwester oder sei- 
nes Bruders berührt. Woher das 
Erstaunen über einen Mann, der 
einem solchen täglichen, töd- 


. des Tages 


(z.B. en; e n 
den Kontakt zu iMenschen, dieals 
eichne: 


zen, dich Bedingungen untei r- 
fen, die der Psychöfolter entspre- 
chen, und dich dann schließlich 
töten, wenn du danach verlangst? 
In Zettelmoyers Falltaten sie das. 
Soweit der Autor weiß, hatnoch 
nie ein Anwalt von diesem huma- 
nistischen,lebenden Standpunkt 
aus argumentiert - für Zettel- 
moyer stellt sich dieseFrage 
wahrhaftig. Wenn der schließ- 
liche Wunsch eines Gefangenen 
eine Frage ist, warum istesdann 
keine Frage, welche Bedingun- 
genihn zu seinem Tod brachten? 
Sind solche Bedingungen der 


Gefangenschaft ohne Belang? In 
i- veröffentlichten Berichten wurde 

ziert, Zeftelmoyer freue sich auf 
? seine Hinrichtung, da ihn das 

an schließlich „befreien“ würde. Kei- 
- nerder Berichte, die ihr Schwer- 
_ gewicht darauf legten, was Zettel- 
__moyer vermutlich wollte, hat je 
ar auch nur thematisiert, was alle 


F 
Hinrichtung Zettelmoyers damit 
rechtfertigt, was er selbst „woll- 


das gewähren? Wann wäre der 
Staat j je auf das Wollen, Wün- 


wenn er sterben will. 
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Mumias neue Adresse: Mumia 
Abu-Jamal # AM-8335 SCI 


rstützungs- 


4 (Di& Do 17-19 Uhr) 
ax 30 20 83 (bitte kennzeichnen) 


in Komitee »Right On« c/o 
ertiger Cuvıystr. 25 10999 
Fax ARI (030) 786 99 84 


pagne "Mumia Abu- 
dringend auf: 

en für die weitere Ar- 
and Spenden. Bitte 


Arbeiterinnen in Rußland auf 


der Suche nach dem Glück 
Einladung zu einer Wildcat-Veranstaltung am 20.7. in Leipzig 


Ob in der Zeitung oder in der Glotze, immer das gleiche Rußland-Bild: Mafia und Gewalt, Armut und 
Prostitution, Faschisten und Krieg. Aber ist dieses Bild tatsächlich zutreffend? Eine Antwort darauf 
wollen wir bei der Veranstaltung versuchen. Derfolgende Artikel ist als Diskussionsanregung gedacht. 
In der nächsten KlaroFix-Nummer kommt ein Artikel, der auf die Situation und Kämpfe von Frauen in 


Rußland eingeht. 


Klasse macht Krise 


Um die Situation im heutigen 
Rußland zu verstehen, ist ein 
Blick in die jüngste Geschichte 
des dortigen Klassenkampfes 
notwendig. Der Zusammenbruch 
der Sowjetunion 1991 warletzt- 


endlich Folge der Krise der 
sozialistischen Planwirtschaft 
und damit der Kämpfe der Arbei- 
terlInnen. Die hatten sich schon 
seit den 60er Jahren in den Fabri- 


ken, Bergwerken und Büros ge- 
weigert, mehr und intensiver zu 
arbeiten. Versuche des sowjeti- 
schen Regimes, diese Verwei- 
gerung über Leistungsanreize, 
Prämien usw. zubrechen, schei- 
terten. Die Produktivität blieb ge- 


ring, das wirtschaftliche Wachs-. 


tum ebenfalls. Die Arbeiterlnnen 
hatten sich auf einen Handel 
eingelassen: Sienahmeneinrela- 
tiv niedriges Einkommen und 
schlechte Lebensbedingungen 


hin, dafür war aber eine Grund- 
versorgung garantiert und die 
meisten mußten - verglichen mit 
dem Westen - relativ wenig arbei- 
ten. 

Anfang der 80er verschlechterte 
sich dje Versorgung mit Lebens- 
mitteln und Konsumgüter immer 
mehr, weil die Arbeiterinnen fast 
nur noch Schrott produzierten. 
Die Versorgung konnte zwarüber 
Importe einigermaßen aufrech- 
terhalten werden, doch diese 
Importe mußten über Kredite 
finanziert werten, die sich die 
Regierung bei intemationalen 
Banken (und später dem IWF) 
holte. So wuchs die Abhängigkeit 


vom westlichen Kapital. Die So- 


wjetunion verlor gleichzeitig im- 
mer mehr den Anschluß an die 
westlichen Staaten, konnte in der 
Rüstung nichtmehrmithalten und 
blieb bei der Einführung neuer 
Technologie (Computer) auf der 
Strecke. Bis Mitte der 80erkonn- 
te sie sichgerade noch somit den 
Einnahmen aus den Rohstoff- 
exporten über Wasser halten 
(Rohöl, Erdgas, Gold). Als der 
Ölpreis dann sank und damit die 
Einnahmen zurückgingen, muß- 
te das Regime reagieren. 


Kämpfe gegen 
Perestroika 

Ab 1985 versuchte die neue Par- 
teiführung unter Gorbatschow, 
die sowjetische Wirtschaft zu re- 
formieren. Sie nannte ihr Pro- 
gramm Perestroika (Umgestal- 
tung). Im Mittelpunkt stand der 
emeute Versuch, die Arbeiterin- 
nen zu mehr undintensiverer Ar- 
beit zuzwingen. Neue Lohn- und 
Prämiensysteme wurden einge- 
führt, härtere Strafen für Blauma- 
chen und Alkohol am Arbeitsplatz 
festgelegt. In den Fabriken wur- 
den Qualitätskontrollen gemacht 
und den Arbeiterinnen bei hohen 
Ausschußraten was vom Lohn 
abgezogen. Eine gleichzeitig 
durchgeführte Lockerung der 
Repression (Glasnost) sollte den 
Arbeiterlnnen mehr Freiräume 
geben und damit ihre Initiative für 
den Umbau wecken. Um gemein- 
same Kämpfe der Arbeiterinnen 
gegen die Maßnahmen zu ver- 
hindem, versuchte das Regime, 
die Arbeiterinnen zu spalten. Es 
führte höhere Löhne für die Fach- 
arbeiter und Techniker ein. Diese 
waren dann auch die eifrigsten 
Unterstützer der Perestroika, da 
sie was zu gewinnen hofften. 
Ungelemte, darunter viele Frau- 
en und Migrantinnen, wurden da- 
gegen schlechter bezahlt und 
zum Teil entlassen. 

Der Angriff führte zu neuen 
Kämpfen. In vielen Teilen der So- 
wjetunion entwickelten die Arbei- 
terInnen ab 1985 Streiks und 
Bewegungen, in denen sie sich 
gegen die neuen Prämiensy- 
steme wandten und höhere Löh- 
ne und eine bessere Versorgung 
mit Lebensmitteln forderten. Bei 


den Streikwellen 1989 und 1991 
waren Millionen ArbeiterInnen 
beteiligt, die sich inden Fabriken 
und Bergwerken in Streikkomi- 
tees zusammentaten und eine 
grundlegende Verbesserungihrer 
Lebenbedingungen verlangten. 
Parallel gab es Kämpfe in den 
Knästen, Brotrevolten, eine Öko- 
bewegung usw. Das sowjetische 
Regime konnte die massiven Ak- 
tionen der Arbeiterinnen nicht 
mehr kontrollieren. Es sah sich 


gezwungen, Lohnerhöhungen zu 
gewähren, finanzierte diese dann 
aber, indem es neues Geld druck- 
te. Dadurch stieg die Inflation und 
die Lohnerhöhungen waren 
schnell nichts mehr wert. Gleich- 
zeitig wurden die Renten und an- 
dere Sozialleistungen durch die 
Inflation entwertet. Die Regierung 
weigerte sich, die Renten ent- 
sprechend der Infaltion zu erhö- 
hen, sodaß die meisten Alten - zu 
70 Prozent Frauen - verarmten. 


Neue Staaten und 
Putsch Nr.1 


In vielen Regionen der Sowjetuni- 
on versuchten Funktionäre und 
Betriebsleiter die Wut und Kämp- 
fe der ArbeiterInnen gegen die 
Regierung in Moskau für sich ein- 
zuspannen. Sie gründeten seit 
Ende der 80er Unabhängigkeits- 
bewegungen und verlangten die 
Souveränität der Teilrepubliken. 
Dabei konnten sie dann - im Bali- 


tikum, im Kaukasus, der Ukraine 
und in den mittelasiatischen Re- 
publiken - auf die Unterstützung 
vieler Arbeiterinnen zählen. Die- 
se erhofften sich von einem neu- 
en Staatbessere Lebensbedin- 


gungen. 

Innerhalb des sowjetischen 
Staatsapparates gab es von An- 
fang an Widerstand gegen die 
Perestroika-Reformen, weil sie 
die Machtpositionen vieler Appa- 
ratschiks in Regierung, Verwal- 


tung, Armee und KGB gefährde- 
ten. Zwar waren sich alle einig, 
daß es Reformen geben müsse, 
um die Verweigerung der Arbei- 
terlInnen zu brechen, aber über 
die Art und Weise der Durchfüh- 
rung und die genauen Ziele gab 
es Unstimmigkeiten. Die Refor- 
mer um Gorbatschow versuchten 
immer wieder hier zwischen den 
„Radikalen“, die eine schnelle 
Einführung der sogenannten 
Marktwirtschaft wollten, und den 
„Konservativen“, die einen lang- 
samen Übergang und den Erhalt 
der sowjetischen Strukturen ver- 
langten, zu vermitteln. 1991 spitz- 
te sich die Lage zu, als die 
Arbeiterinnen (vorallem im Berg- 
bau) viele Streiks organisierten. 
Sie stellten nun auch Forderun- 
gen nach Ablösung der Regie- 
rung und Auflösung der So- 
wjetunion, weil sie erkannt hatten, 
daß die Lage sich innerhalb der 


alten Strukturen nicht verbessem 
würde. Beim Putsch im August 
1991 versuchten Konservative 
aus Verwaltung, Armee und 
KGB, die Initiative zurückzuerlan- 
gen, wurden aber von den mei- 
sten Apparatschiks, vor allem 
den regionalen Verwaltungschefs 
und Betriebsleiter, nicht unter- 
stützt. Die Radikalen um den 
russischen Präsidenten Jelzin 
nutzten die Bewegungen der 
Arbeiterinnen und diesen Putsch, 
um die KPdSU aufzulösen und 
die Sowjetunion gleich mit. Ende 
1991 gründeten die ehemaligen 
sowjetischen Republiken die „Ge- 
meinschaft Unabhängiger Staa- 
ten“ (GUS). 


Streiks gegen Schockthe- 
rapie 

Die Jelzin-Regierung legte 1992 

ein neues Programm zur wirt- 

schaftspolitischen Umgestaltung 


auf - in Rußland „Schockthera- 
pie“ genannt. Die Preise wurden 
freigegeben, Subventionen ge- 
strichen, das Land für Importe ge- 
öffnet und die Privatisierung der 
Betriebe in Angriff genommen. 
Die (gewollte) Folge war eine 
nochtiefergehende Krise als zu- 
vor. Die Betriebsleitungen began- 
nen, Profite abzuzweigen und 
Kapital ins Ausland zu schaffen. 
Sie zahlten immer häufiger keine 
Löhne mehr und schickten die 
Arbeiterinnen in Kurzarbeit oder 
unbezahlten Urlaub. Die Ver- 
armung erreichte immer mehr 
Arbeiterinnen, die so gezwungen 
wurden, Zweit- und Drittjobs zu 
machen. Viele ArbeiterInnen, 
RentnerInnen und Jugendliche, 
machten Kleinhandel, gingen auf 
den Strich oderbeteiligten sich an 
sogenannten kriminellen Beschaf- 
n. 
Die Kämpfe der Arbeiterinnen 


—. — 


gingen derweil weiter, vorallem 
in den Sektoren, in denen bisher 
wenig passiert war. 1992 streik- 
ten u.a. die Arbeiterlnnen im 
Gesundheitssektor und in den 
Schulen für höhere Löhne - bei- 
des Sektoren mit 80. Prozent 
Frauen. Aber die ArbeiterInnen 
stellten nicht mehr so weitrei- 
chende Forderungen wie noch 
1991. Die Streiks fanden oft in 
Absprache mit den Betriebslei- 
tungen statt. Arbeiterlnnen und 
Betriebsleitungen forderten ge- 
meinsam von der russischen 
Regierung die Gewährung staat- 
licher Subventionen. Die Arbei- 
terlnnen erhofften sich davon die 
Auszahlung ihrer - immer öfter 
zurückgehaltenen - Löhne. Die 
Betriebsleitungen wollten die Be- 
triebe - die Basis ihrer Machtposi- 
tion - erhalten. Die Regierung 
ging immer wieder auf die Forde- 
rungen der Arbeiterlnnen und 
Betriebsleitungen ein und ge- 
währte Kredite und Subventionen, 
weil sie keine soziale Explosion 
riskieren wollte. Gleichzeitig lieh 
sie sich weiter Geld von inter- 
nationalen Banken und dem Inter- 
nationalen Währungsfond (IWF), 
der vorallem die Interessen des 
amerikanischen, europäischen 
und japanischen Kapitals vertritt. 
Der IWF koppelte die Kredite 
zwar an Bedingungen (geringe 
Inflation, Privatisierung, usw.), 
vergab die Kredite aber auch bei 
Nichteinhaltung. Zu sehr fürchtet 
das internationale Kapital ein 
Auseinanderfallen Rußlands 
oder eine rechtsnationalistische 
russische Regierung. In beiden 
Fällen könnte es die Lage inder 
Region kaum noch kontrollieren. 


Mafia-Kapital und 
Putsch Nr.2 
Die Regierung versuchte, die 
herrschenden Funktionäre und 
Betriebsleiter als neue herr- 
schende Klasse aufzubauen. 
Das Privatisierungsprogramm 
von 1992 wurde so ausgelegt, 
daß die Betriebsleiter und die 
wenigen Reichen sich die Aktien 
der Betriebe unter den Nagel rei- 
Ben konnten. Zwar wurden 
Anteilsscheine an alle Leute mit 


russischem Paß verteilt, doch die 
waren quasi nichts wert. Die mei- 
steni verkauften sie sofort oder 
gaben sie sogenannten Invest- 
mentfonds, die sie dann in Akti- 
en anlegten. Der Schwindel mit 
den Anteilscheinen hatte aber ei- 
nen Zweck. Es wurde so getan, 
als ginge der gesellschaftliche 
Besitz (die Betriebe) an die 
Arbeiterlnnen. Die hätten sich 
nämlich vehement gegen eine 
Verteilung der Anteile an wenige 
Bonzen gewehrt. Die Verteilung 
wurde also über einen anderen 
Weg durchgesetzt. Hierbei spielt 
die vielzitierte Mafia eine Rolle. 
Mafia istaber keine Bande von 
Gangstern, sondem eine Orga- 


_nisationsform des Kapitals: die 


Mafia, das sind Händler und 
Geschäftsleute, Betriebsleiter 
und Stadtverwalter, Bullen und 
Justiz - und vor allem: die Mafia 
sitzt in der Regierung. Die Aneig- 
nung der Betriebe lief über diese 
Zusammenschlüsse: Korruption, 
Bestechung, Erpressung und 
Mord waren Mittel, um die Be- 
triebe unter die Kontrolle weniger 
zu stellen. Konkurrenten wurden 
ausgeschaltet, Beamte besto- 


chen, mißliebige Arbeiterlnnen 
beseitigt. Die Regierung konnte 
behaupten, das seien Gangster, 
die daam Werke waren, aber sie 
selbst mischte kräftig mit. 

Der Prozeß der Schaffung einer 
neuen herrschenden Klasse, die 
die Kontrolle über die Betriebe 
hat, ist noch nicht abgeschlos- 
sen. Die Auseinandersetzung um 
die richtige Strategie beim Umbau 
der Wirtschaft ging weiter. 1992 
und 1993 gab es Auseinander- 


- setzungen zwischen dem Parla- 


ment - unterstützt von Teilen der 
regionalen Verwaltungs- und 
Betriebsleitungen - und Präsident 
Jelzin, hinter dem u.a. die Export- 
lobby (Erdöl, Erdgas) stand. 


Jelzin versuchte diesen Streit für 
sich zu entscheiden, indem erim 
September 1993 das Parlament 
auflöste und es später von Pan- 
zem zusammenschießen ließ. 
Ein deutliches Signal an alle 
Regionen und die Arbeiterinnen, 
daß das russische Regime gewillt 
war, auch Waffen einzusetzen, 
um seine Interessen durchzuset- 
zen. 


Imperiale Neuordnung,... 
Schon seit 1992 gebärdete sich 
die russische Regierung nach 
außen hin deutlicher nationa- 


listisch und imperialistisch. Sie 
drohte mit dem Einsatz militäri- 
scher Mittel zum Schutz der 
„Russen“ in den anderen GUS- 
Republiken und wandte sich ge- 
gen eine NATO-Erweiterung in 
Osteuropa. Innerhalb der GUS 
engagierte sie sich in militäri- 
schen Konflikten (Moldawien, 
Georgien, Armenien, Aserbaid- 
schan, Tadschikistan) und setz- 
te die Stationierung russischer 
Truppen in diesen Republiken 
durch. Hintergrund dafür ist die 
Tatsache, daß die russische 
Wirtschaft nurüber die Reorgani- 


sierung des ehemaligen sowjeti- 
schen Wirtschaftsraumes le- 
bensfähig scheint. Rußland 
braucht die billigen Rohstoffe und 
Arbeitskräfte aus dem ärmeren 
Süden und die anderen GUS- 
Regionen als Absatzmarkt. Da 
das russische Kapital aber nicht 
in der Lage istökonomisch ge- 
gen die Konkurrenz aus dem We- 
sten zu bestehen, bleibt nur die 
militärische Durchsetzung seiner 
Interessen. 

Dabei spielt auch eine Rolle, daß 
die Regierung von anderen Tei- 
len derherrschenden Klasse (Lei- 


tungen der Rüstungsbetriebe, 
Armee ...) unter Druck kam. Die- 
se unterstützten massiv die na- 
tionalistischen rechten und sta- 
linistischen Organisationen, die 
sich gegen die „Ausverkaufs- 
strategie“ der Jelzin-Regierung 
(gegenüber dem Westen) wen- 
den. Hier treffen wieder zwei 
unterschiedliche Positionen in- 
nerhalb der herrschenden Klas- 
se aufeinander. Die „Liberalen“ 
wollen Rußland in die Weltwirt- 
schaft integrieren und sind der 
Meinung, daß das nur über die 
Öffnung des russischen Marktes 


für Importe funktioniert. Sie wol- 
len die Arbeiterinnen in Rußland 
zwingen, mehr zu arbeiten, indem 
sie mit Entlassungen und Schlie- 
Bung der Betriebe drohen. Die 
Rechtsnationalisten und Stalini- 
sten wollen die Arbeiterlnnen 
auch zu mehr Arbeit zwingen, 
aber die Betriebe erhalten und die 
Märkte schützen, da die Zer- 
störung der russischen Industrie 
den Verlust des internationalen 
Einflusses Rußlands nach sich 
ziehen würde. Rußland wäre 
dann endgültig auf dem Weg zu 
einem reinen Rohstoffexportland. 
Die Regierung versuchte, einen 
Kurs zwischen beiden Positionen 
zu fahren. 


..Spaltung der 
Arbeiterinnen... 
Innenpolitisch sicherte sich die 
Regierung mit einer nationali- 
stischen und rassistischen Poli- 
tik ab (z.B. Kampagne gegen die 
Mafia, die sie als „kaukasisch“ 
darstellte, oder die Betonung der 
„russischen Interessen“ gegen- 
überden „Ausländem“). Sie woll- 
te die Arbeiterinnen spalten, um 
eine Vereinheitlichung der Kämp- 
fe zu verhindern, und nutzte da- 
bei die Linie der „Herkunft“. Auch 
hier reagierte die Regierung auf 
den Druck der rechten und sta- 
linistischen Nationalisten. Diese 
haben sich seit 1992 eine kultu- 
relle und politische Hegemonie 
gesichert. Teile der Arbeiterinnen 
sympathisieren mit ihnen, weil sie 
sich davon eine Verbesserung 
ihrermiesen Lage erhoffen. Lin- 
ke und revolutionäre Ansätze sind 
durch die sowjetische Vergan- 
genheit für viele ArbeiterInnen 


diskreditiert. So bleiben für eini- 
ge nurdie Rechten als politische 
Perspektive. Wichtig ist aber, daß 
die meisten Arbeiterinnen sich 
ganz aus den politischen Ausein- 
andersetzungen raushalten und 
ihnen die Schiebereien in Moskau 
am Arsch vorbeigehen. Sie sehen 

"sich gezwungen, ihr tägliches 
Überleben zu sichem und viele 
kämpfen und streiken nur fürihre 
unmittelbaren, materiellen Inter- 
essen. 


„und Krieg! 
Hinsichtlich der Vertretung der 
imperialistischen Interessen 
Rußlands wurde die russische 
Regierung im Dezember 1994 
deutlicher. Zehntausende Solda- 
ten marschierten in die russische 
Teilrepublik Tschetschenien ein, 
die sich 1991 fürunabhängig er- 
klärt hatte, was von der Regie- 
rung in Moskau nicht akzeptiert 
worden war. Hintergrund dafür ist 
u.a. der Zugriff auf die enormen 
Erdöl und Erdgasvorkommen am 
Kaspischen Meer und ihren 
Transport in die westlichen Me- 
tropolen USA, EG und Japan. Die 
russische Regierung verspricht 
sich hier große Devisenein- 
nahmen, die sie für den Umbau 
der Wirtschaft braucht. Sie will 
den Transport des Öls zueinem 


Kohlerevieren: Die Regierung fen, wenn ihr in euren Kämpfen 
schießtaucheuchüberden Hau- zu weit geht! wildcat 


\ komplex, 
; _Hogefeld, Kontakt: 0611- 440664 


Aktionskreis Teststo 


21 Uhr, Zoro, Konzert, INTESTI 
DESEASE (Bel) +MUGGLES (Bai)+ 
KITO (UK)+HS.K. (UK) 

21 Uhr, naTo, Kino, PinaBausch., Die 
Klage det Kaiserin“, D/F/GB 1988 


J < 7. Donnerstas 


Frankfur/Main, 9.30, Gericht- 

kompiex, Prozeßtag gegen Birgit 

Hogefeld, Kontakt: 0611-44 06 64 

{freitags 18-20Uhr) 

20 Uhr, Conne Island, Offenes 
tifaschistisches Plenum 


20.30, Frauenkutur e.V. Lesungmit 


Kathleen Weise und Annett Kraske, 
zwei junge Leipziger Autorinnen mit 
eigenen Werken, Lyrik und Prosa 


23 Uhr, palo, Kino, „John Lürie and 


Radtour Atimetischer om 


Jazzvocalisten vom 


TEXT: amO 


Das Conne Island hatte für 
den 15.6. zueiner Diskus- 
sionsveranstaltung mit 
dem Kreuzer geladen. 
Dem Einladungstext zufol- 
ge, war die Mai Titelge- 
schichte „Connewitz - der 
| Traum istaus...“ Anlaß für 
die Diskussion. Diese sei 
des Kreuzers „letzte 
Chance: Um den gegen- 
wärtigen Appeasement- 
Zustand entweder aufzu- 
kündigen oder gar wieder 
zu einerokayen Kooperation zu bringen“. 
Die Erwartung an den Kreuzer war, „sich 
zum vorhandenen Connewitz Mythos re- 
spektabel zu positionieren - mit allen Kon- 
sequenzen“. 

Es wäre übertrieben zu sagen, der Zu- 
spruch, den die Diskussion fand, sei mas- 
senhaft gewesen, aberes waren doch die 
verschiedensten Leute gekommen. Die Po- 
diumsdiskussion begann, indem Sören von 
Conne Island, Kreuzer Chefredakteur Jörg 
Augsburg, Layouter Raban Ruddigkeitund 
ein Bewohner der Stöckartstraße in knap- 
pen Worten ihre Haltung zu den Begriffen 
Mythos und Traum darlegten. Gewinner 


An dieser Stelle 

singt der Kreuzer 
die Leier vom bösen 
Autonomen, der we- 
gen chronischer 
Ungebildetheit die 
schöne Verlags- 
buchhandlung ein- 
gehen ließ 


R TRAUM 


FOTOS: UWE FRAUNDORF 


dieser Runde war Raban Ruddigkeit mit 
seinem Hinweis schon sein ganzes Leben, 
bis auf die letzten Monate, in Connewitz 
überdem Dach des Zorro zuwohnen, aber 
eigentlich alles nur von außen mitbekom- 
men zu haben und deshalb für die nicht 
jugendliche Bevölkerung Connewitz” spre- 
chen zu wollen. 

Dann allerdings machte der Diskussions- 
leiter den nicht wieder gut zumachenden 
Fehler, Fragen aus dem Publikum zuzu- 
lassen. Natürlich wurde die angenehme 
Diskussionsathmosphäre durch eine Fra- 
ge nach der Titelgeschichte gestört. Da- 
bei war der Autor des eigentlichen „der 
Traum istaus ...“- Artikels garnicht anwe- 
send. Es war deshalb überhaupt nicht 
möglich über den Artikel zu sprechen. Der 
Kreuzer huldigt nämlich dem Autorinnen- 
joumnalismus. Raban Ruddigkeit erklärt, 
daß das bedeutet, die Redaktion bittet ei- 
nen, von dem sie annimmt, er könne Ah- 
nung haben, beispielsweise weil er wie in 
diesem Fall gerade in der Nähe wohnt, läßt 
den schreiben und ist froh. Der Diskussi- 
onsleiter wittert seine Chance und versucht 
das Ganze zurück in geordnete Bahnen zu 
lenken. Aber Teile des Publikums, nament- 
lich die sich zu Wort melden, sind nicht zu 


halten. Immer wieder hacken die auf dem 
Kreuzerherum. Ob es sowas wie joumali- 
stische Verantwortung beim Kreuzerüber- 
haupt gäbe. Dahhilft auch Ruddigkeits Ver- 
gleichnichts, eine Meinung im Kreuzer sei 
nichts anderes, als wenn der Autor sie je- 
mandem auf der Straße erzähle. Es wird 
Ihm einfach nicht geglaubt. Augsburg setzt 
auf Offensive. Connewitz sei doch egal. Er 
wisse zufällig, daß es um die Einheit und 
Mobilisierungsfähigkeit der Szene nicht gut 
bestellt sei und was bitte ist denn das al- 
ternative an den Connewitzer Ex- 
BesetzerInnen? Die suchen doch nur 
Wohnraum wie alle anderen auch. Die Leu- 
te aus den Projekten sollten doch ihm mal 
erzählen, was für Perspektiven sie für die 
nächsten fünf Jahre haben. Er sehe kei- 
ne. Nein das Publikum ist nicht nett, kommt 
Immer wieder auf den Artikel dessen Wir- 
kung und dessen fragliches Ziel zurück, 
Anstatt mit dem Chefredakteur den näch- 
sten Fünfjahrplan zu diskutieren. 

Wäre es das nicht gewesen, mit Men- 
schen, die weder wissen, was bisher an 
Arbeit geleistet wurde, die Geschichte und 
den Stand der Connewitzer kennen, noch 
ein emsthaftes Interesse bekunden, sich 


ullen 1992 eine Demo: 
> 3.000 Teilnehmerinnen auf- 


konstruktiv über Perspektiven zu 
unterhalten (mit Leutenalso die nur ein Ziel 
haben: sich zu profilieren) über die eigene 
Zukunft zu diskutieren? Es blieb der Traum 
des Diskussionsleiters. An eine Positionie- 
rung des Kreuzers auf der über eine Zu- 
sammenarbeitoder zumindestein Verhält- 
nis diskutierbar geworden wäre, war nicht 
zu denken. Ruddigkeit hielt sich bedeckt 
und Augsburg offenbarte lieber mit jedem 
Satz aufs neue, daß er ohne jeden Plan 
war. Aberwarum war das Publikum auch 
so störrig? Selbst der Hinweis, der Kreu- 
zer sei und bleibe nunmal ein kommerziel- 
les Unternehmen, half nichts. Obwohl 
Kommerzdoch alles erlauben müsse. Viel- 
leicht hängtja das wirtschaftliche Überle- 
ben des Kreuzers davon ab, ob ereine be- 
stimmte (steigende) Quote an nicht oder 
schlecht recherchierten Artikeln bringt. Im- 
merhin verdient Ruddigkeit auch noch sei- 
ne Brötchen mit dem Kreuzer, den er 
macht, weil ernie was vom Staat wollte! 
Wenn diese Veranstaltung ein Fazit zuläßt, 
dann: Keine Chance dem Kreuzer! Es gibt 
den Typen nur das Gefühl, sie hätten Plan 
von Sachen, in die sie keinen Einblick ha- 
ben. Ob das Conne Island soviel Konse- 
quenz an den Tag legt? ® 


das wird auch Br kräftig getan. 
' Anläßlich des ‚Hausbesetzerji innen/. 
‚kongresses gab s. ein allenlanges 


n 
N 


des Raumes _,. - 


Ein Stuhl Ist ein Stuhl Ist ein Stuhl 


In alten Zeiten durchreiste man in 
Japan wilde, menschenleere Ge- 
biete ohne UÜbernachtungsmög- 
lichkeiten. 

Ein Wanderer istauf dem Weg über 
Land, als die Nacht hereinbricht. 
Er sammelt Binsen, wie sie fast 
überall dichtan dichtwachsen und 
bindet sie an der Spitze zusam- 
men. Der zeltartige Raum bietet 
ihm den gewünschten Schutz. Am 
anderen Morgen löst er den Kno- 
ten, die Binsen fallen auseinander 
und liegen wieder dort, wo er sie 
aufnahm. Das nächtliche Lager 
hinterläßt eine Spur, außer einigen 
leicht geknickten Binsen und der 
Erinnerung im Gedächtnis des 
Wanderers. 

(aus: „Der japanische Tee - Weg‘) 


In der Produktion und im Gebrauch 
von, beispielsweise, Möbeln drückt 
sich unsere Zeit, unsere Gesell- 
schaft, unsere Arbeitswelt, kurz 
unsere Lebensform aus. Jedes 
Objekt ist voller Botschaften, die 
von Tradition, Funktion und Inspi- 
ration künden. Und dessen, daß 
diese Botschaften unser Empfin- 
den beeinflussen, können wir uns 
hundertprozentig sicher sein. Das 
man auf dem „Stuhl Nr. 3107“ von 
Jacobsen, dem „MR 20“ von Mies 
van der Rohe oder auf einem Sofa 


von Leonhard Glink jeweils andere 
Gedanken hat, daran dürfte kein 
Zweifel bestehen. Design ist eine 
verändernde Kraft. 

Wie viele Ideologien setzt die Ideo- 
logie des Erscheinungsbildes eben 
darauf, daß vor dem Denken die 
Wahrnehmung kommt. Indem sie 
in der heutigen Praxis der Produkt- 
gestaltung die Erscheinung der 
Dinge von den Dingen trennt, 
macht sie die Wahrnehmung zur 
Falschnehmung. Es gibt von Stuhl 
und Stehlampe bis hin zur Spra- 
che und den Systemen der Macht- 
ausübung nichts, was sich durch 
„Design“ nicht von sich selbst tren- 
nen ließe; oder warum sonst guckt 
die Oberbirne seiner Brille beraubt 
gutmütig wie der Märchenonkel 
von den Wahlplakaten? Und das 
z.B. die Telekom massenweise 
Geld zum Fenster hinauswirft, um 
hunderttausende praktischer gelber 
Telefonzellen niederzureißen und 
sie durch graurosafarbene Gebilde 
zu ersetzen, die aussehen, als wä- 
ren sie gerade aus einem Interegio 
- Zug gefallen, ist nicht unser Scha- 
den. Unser Schaden ist: Wir erken- 
nen die neuen Telefonhäuschen 
dank ihres Perfekten Tarnanstri- 
ches von weitem überhaupt nicht - 
und selbst wenn wir davorstehen, 
sehen wir statt der Zelie bloß ihr 


tes Vögelchen als Pfeife über- 
geholfen. Design ist die materiali- 
sierte Zeit in der wir leben, oder le- 
ben sollen, und es scheint, daß es 
sich um eine Zeit der Hüllen und 
Oberflächen handelt. Der Begriff 
Design meinte zu Beginn der, mit 
der Industrialisierung zusammen- 
hängenden, Zeit des Massenpro- 
duktes die Führung der Gesamtheit 
von Konzeption, Planung, Ordnung 
über die gestalterische Idee zum 
Gebrauch und nicht das heutzuta- 
ge Übliche verstecken und vertu- 
schen hinter Packung und Dekor. 
In jener Vorstellung von Formge- 
bung, in der Form sowohl letztes 
Glied als auch Resultat einer lan- 
gen Kette geistiger und kreativer 
Prozesse war, umschrieb der Ar- 
chitekt Löuis H. Sullivan (1856 - 


1924) genau diesen Sachverhalt 
mit den Worten: form follows 
function. Wohl kaum ahnte er, daß 
diese, in ihren Auswirkungen fas- 
zinierende, simple Formel heute 
meist in ihr dogmatisches Gegen- 
teil verkehrt wird; die Form als 
Zweck der Gestaltung. Eine Tat, die 
In ihren Auswirkungen den Folgen 
der Entdeckung der Kernspaltung 
öleichkommt. Mensch braucht nur 
einen Schritt in ein Kaufhaus zu 
(roten oder den Blick durch einen 
Laden für Inneneinrichtung schwei- 
fon zu lassen, um sich dessen zu 


Suergewissern. Wenn die meisten 
= Menschen heute ein Messer in die 


Hand nehmen, eine Tasse zum 
Mund führen oder sich auf einen 
Sluhl setzen, nehmen sie ein Mes- 
#0r in die Hand, führen eine Tasse 
Zum Mund oder setzen sich auf ei- 
fon Stuhl. Keinesfalls jedoch sind 
sie sich dieser Vorgänge bewußt. 
Wären sie es, müßten sie feststel- 
len, daß ihre Messer zwar zum 


schneiden, jedoch nicht zum in die 


Ruhe nachdenken müssen. Gewiß, 
mir währen wohl einige Beispiele 
in den Sinn gekommen, der Was- 
ser- und Weinkrug von Wagenfeld 
etwa, ein in der japanischen Tee - 
Zeremonie verwandter Wasser- 
schöpflöffel, Rietvelds blau - roter 
Stuhl, Keramiken von Lindig oder 
das Sitzei von Ghyczy. Aber wie sie 
alle in einem Satz unter den Hut 
bekommen? Ich habe letztens ei- 
nen Text gefunden, der die Quint- 
essenz dessen ist: „...Der Betrach- 
ter saß stundenlang vor Produkten, 
die in Ulm (gemeint ist die damali- 
ge und dort ansäßige Hochschule 
für Gestaltung, d. S.) entwickelt 
wurden. Er hat sie angestarrt, wie 
ein Andachtsbild, um ihnen ihr Ge- 
heimnis zu entlocken: Ascher, Bril- 
len, Türgriffe, Hocker, Radios, 
Waschbecken. Und er dachte, was 
bloß geht von diesen Dingen aus? 
...sie sind ohne Gemüt, ohne 
Stimmung...sie sind genau, dicht, 
sicher, nicht weiter zu reduzieren, 
letztmöglich, definitiv, sie sind in 


Hand nehmen taugen, daß sie mit Andere Stühle -andere Gedanken. sich begründet, sie sind notwen- 
Ihren Tassen zwar Flüssigkeit in Stuhl No. 3107 (oben), Sitzei von dig.“ Gutes Deign setzt sich im 
den Mund schöpfen können, aber Ghyczy (mitte) und Rietvelds Blau- wesentlichen aus drei Komponen- 
_soviellKraft darauf verwenden müs- Rot-Stuhl (unten) ten zusammen, die, graphisch be- 


son, den Henkel nicht aus den ge- 


trachtet, ein gleichseitiges Dreieck 


uetschten Fingern zu verlieren, ergeben, keine Spitze ist dominant: 
daß sie den Unterschied zwischen Tradition - Funktion - Inspiration. 
Kaffee und Tee nicht bemerken Gutes Design ist brauchbar, es ist 
oder daß sie beim sitzen auf einem notwendig. Kitsch zeichnet sich 
Stuhl Gedanken daran verschwen- durch Unbrauchbarkeit aus, er 
den, wieviele Möglichkeiten der dient sich selbst. Gutes Design ist 
Beinstellung ihnen einfallen, damit unsichtbar, Kitsch kreischt die ei- 
dieselben nicht einschlafen, statt gene egozentrische Existenz her- 
den Stuhl wenn schon dann über- aus. Gutes Design hebt sich nicht. 
haupt nicht zu bemerken. künstlich hervor, sondern erlangt im 
- Hätte mich vor geraumer Zeit je- Gebrauch seinen endgültigen 
mand aufgefordert, gutes Design Wert, es ist zwangsläufig, Kitsch 
zu bestimmen, hätte ich erst in ist beliebig. saGaz 


die.telekom .mintfarbene, telefon- 
zellen aufgestellt. ihre form ist oben 
spitz zulaufend, wie bei denen vor 
bereits einiger zeit aufgestellten in 
grau. außerdem gibt es ja noch die 
schlicht quaderförmigen in demsel- 
ben’grau, die zusätzlich mit dem 
telekomrosa versehen sind. rosa ist 
genaugenommen eine untertrei- 
bung, vielmehr handelt es sich um 
ein pink. was wiederum die asso- 
ziation an ‘punk’ weckt. und genau- 
so kreischig ist die farbgestaltung 
der neuen telefonhäuschen. die 
telekom vermittelt ein völlig neues 
lebensgefühl. cool und total easy. 
und ganz zeitgemäß, nämlich 
‘post’-modern, wird dies über ein 
neues modebewußtsein vermittelt. 
mint, pink, punk. ein gänzlich neu- 
es selbstwertgefühl entsteht. die 
zeit der einheitstelefonzelle ist vor- 
bei, was zählt ist die liebevoll ge- 
pflegte unterschiedlichkeit, das 
individuum. ich kann ein vollkom- 
men anderes telefonfeeling haben, 
als meine mittelefonistin oder mein 
mittelefonist nur fünf straßen wei- 
ter. und das im zeitalter der einheit 
der deutschen; aber nach vierzig 
jahren fiel es der post (west) wohl 
auf, wie marxistisch-leninistisch es 
im grunde ist, alle telefonzellen in 
ein und derselben farbe zu gestal- 


= ten; dazu auch noch gelb; war das 


nicht die hautfarbe von mao tse 
tung? 


am besten funktioniert es, im 
«wechsel:zu wischen; also von oben 
nach unten:und dann umgekehrt. 
dabei sollte niemand mit zeit spa- 
ren. denn sonst gehts wirklich in | 
ganz viele punker gibt es auch'in die‘'hose. wegen des vielen 
hamburg..am.millerntör, wenn.da’ "wischens ‘wird: der hintern leicht 
ein fußballspiel ist. die lassen nam- wund, deshalb ist es wichtig, min- 
lich immer ordentlich die sau raus. destens einmal täglich den po ein- 
was mich wieder einmal mehr da- zufetten. vaseline muß nicht sein. 
von überzeugt, daß das eigentlich 
revolutionäre potential in den 
fußballstadien schlummert und in 
keiner klasse. es müßte nur einem 
geschickten menschen gelingen, 
die aggression vom stadion umzu- 
lenken auf rathäuser beispielswei- 
se. vielleicht können da dem- _ 
nächst die hallenturniere statt- 4 
finden. g 
aber was interessiert mich die 
revolution, wenn ich .durchfall 
habe? so wie momentan. in sol- 
chen zeiten wird die frage nach 
der optimalen technik, sei- 
nen hintern abzuput- 
zen, um einiges bri- 
santer. die braunen 
streifen in der un-' 
terhose sind ja 
alltags schon 
ein ewiges leid. 


schwört bei durchfall auf milch. 
ormst hingegen, ein weiterer mit- 
bewohner, schimpft ständig auf den 
konsum, daß der nur saure milch 
verkaufe in seiner stählernen kuh. 
deshalb kauft est weiterhin die h- 
imlich aus der tüte. mit den tetra- 
päcks hat er jedenfalls nicht das 
ee wie 

neulich. jedoch nicht von 


schlachtdenkmaljumpingtumier 
solle. 


neulich das telefon. ich nahm ab 
und eine frau verlangte sören 
winterfeld. weit weg auf den stufen 
saß ein mann, dem ich herüberrief, 
ob er sören winterfeld sei. er war 
08 nicht. gie menschen heutzuta- 
90 sind so furchtbar einsam. izy 


Das PNG bleibt’jetzt wohl A4. Je- 
denfalls ist die aktuelle Nummer 21 
in diesem Format gehalten, was 
layouttechnisch das Heft nicht bes- 
ser gemacht hat, genau wie das 
stechend weiße Papier. Inhaltlich 
geht es dafür bewährt weiter. Label- 
berichte, Bandberichte, Interviews, 
Rezensionen, Comics und diesmal 
ohne „kein kommentar“. Bei den 
Comics ist sogar ein neuer Zeich- 
ner (P. Marcellus Hoffmann) ver- 
pflichtet worden, dessen Speziali- 
tät scheinbar ganze Seiten sind. 
Der Humor des Künstlers scheint 
allerdings etwas von der werbung 
gesteuert zu werden. Abgesehen 
davon habe ich bei Kochen mit Bio 
noch nie ein vegetarisches Gericht 
erlebt, obwohl ich Zeuge solch her- 
ausragender Sendungen, wie de- 
nen mit Blixa Bargeld und Alice 
Schwatzer wurde, von den Prinzen 
will ich hier mal nicht reden. Aber 
zurück zu den Comics. Deren An- 
teil hat sich wieder auf ein Persona- 
würdiges Maß erhöht, was nicht 
heißen soll, es wären jetzt genug! 
Etwas in der Krise scheinen der 
Autor des God Bullies-Artikels (Jen- 
sor?) und Jensor zu stecken. Letz- 
tere verlegt den Münchner Kessel 
doch glatt von 92 auf 93 und erste- 
rer schreibt Altmeister Biafra kon- 
sequent als Bifra. Bei anderen Hef- 
ten würde ich schulterzuckend dar- 
über hinwegsehen, aber vom PNG 
haben wir sowas nicht erwartet! Die 


unangefochtenen Höhepunkte sind 
aber die Analysen von Rabbi 
Rosenbaum (Joe Cockers geheime 
Gebärdensprache) und Steffen 
Fröbel (Die Bad Homburger Schu- 
le). Unseren Recherchen zufolge ist 
das PNG zwar nicht Punker- 
tauglich, aber auf jeden Fall seine 
3,-DM wert. 

Mit tieferen Enthüllungen zum Ge- 
schehen im Muldentalkreis (Wur- 
zen und drumrum) geht das Frente 
vom Mai an den Start. Dort geht's 


im Moment heftig ab, was aber im 
Heft nur vorausgeahnt werden 
konnte. Die News von rechts schei- 
nen relativ dünn gestrickt, aber viel- 
leicht unternehmen die Fascho- 


Spinner im Moment ja auch nichts. 
Layouttechnisch wirkt das Heft in- 
zwischen etwas konstanter als 
noch voriges Jahr. Die Fotos sind 
diesmal relativ gut zu erkennen 
(das mir das so bleibt!) Wer nach 
dem 8. Mai noch nicht genug über 
Revisionismus gelesen hat, hat hier 
nochmal die Chance dazu. Die Ar- 
tikel dazu nehmen mit 10 Seiten 
Gesamtlänge fast ein Fünftel des 
Druckwerks in Anspruch. Der zwei- 
te Teil zu Rechtextremismus in der 
Tschechischen Republik sowie ein 
geklauter Artikel aus ZAG zum 
Theme "Antifa-Antirassismus - 
geht das zusammen?" runden das 
Heft ab, das seine Mark wert ist, 
aber nur 80 Pfennige kostet. Am 
Ende hat der/die Leser/in noch die 
Chance, ein Schwarwel-Interview 
zu seinem peinlichen offenen Brief 
zur Distiltery-Problematik zu lesen, 
das an den interessanten Stellen 
nicht nachhakt, und in dessen Ver- 
lauf der Meister verspricht, beim 
näxten mal seinen Brief nochmal 
zulesen, bevor er ihn veröffentlicht. 
(Wir waren davon ausgegangen, 
daß er das schon diesmal getan 
hatte. Verzeiht uns den Irrtum und 
die darum so heftige Reaktion.) 

Umsonst aber deshalb nicht wert- 
los ist das Cee leh. Das Verfallsda- 
tum des hier besprochenen Heftes 
#12 fällt allerdings mit dem Er- 
scheinen dieses KlaroFixes zusam- 
men, so daß die ansprechenden 
Artikel zu den im Conne Island 
spielenden Bands, die den Groß- 
teil des Heftes ausmachen, nur 
noch für Sammler und Informa- 
tionshungrige interessant sind. 
Anders sieht es da schon mit dem 
politischen Teil ab Seite 28 aus. 
Diesmal die Abschlußbetrachtung 


zum BesetzerInnenkongreß und er- 
ste Ergebnisse desselben. Als Zu- 
gabe sozusagen dann noch einen 
kurzen Bericht von der Antifademo 
in Wurzen mit Fotos! Ebenfalls 
wohl eher zeitlos, eine kleine 
Sonntagspredigt. Zum aktuellen 
Thema „Essen im Conne Island“ 
und dem allgemeinen Verhältnis 
Betreiberlnnen und Konsumentin- 
nen, das als solches von den 
BetreiberInnen gar nicht erwünscht 
ist. Mit Konsumentinnen ganz an- 
derer Art wird im Unterhaltungsteil 
abgerechnet. Techno und Pillen - 
gehört das zusammen? Wenn es 
schon nicht getrennt werden kann, 
wie soll dann damit umgegangen 
werden? In geradezu vorbildlicher 
Offenheit wird auf Seite 11 die Po- 
litik des Conne Islands dargestellt. 
Ganz klare Minuspunkte der Num- 
mer sind das Layout a la „Hurra wir 
haben einen Computer“ und die 
diesmal ziemlich nichtssagende 
Vorderseite. 

Auch Helmuts Erben, diesmal end- 
lich mit "Punkrock Egozine" über- 
schrieben (wo hast Du das nur 
her?), hat sich andie Versprechung 
gehalten, monatlich zu erscheinen. 
Schade, daß diesmal die Helmut- 
Kohl-Kolumne fehlt, der Dicke hat- 
te wohl grad Sommerpause. We- 
sentliche Neuerung ist, daß in dem 
ASer jetzt ungefähr (genau) 4 Leu- 
te schreiben, was schon eine ge- 
wisse Abwechslung garantiert. In- 
haltlich geht's, wie schon in den 
ersten zwei Nummern, um Punk- 
rock, Punkrock und außerdem 
Punkrock in all seinen musikali- 
schen und nichtmusikalischen Er- 
scheinungsformen. Löblich ist, das 
Macher david für das Ansehen der 
Szene kämpfen will, daß aber die 


Bullen für so was die richtige In- 
stanz sind, bleibt zu bezweifeln (die 
sind nämlich immer Scheiße!). 
Neben Tatsachenberichten von 
Konzerten, Urlaubsfahrten, Fuß- 
ballspielen und "ganz normalen 
Scheißhausbesuchen" gibt es wie- 
der Platten- Tape- und Zinereviews. 
Der Biertest vom letzten mal ist 
diesmal einem Kondomtest gewi- 
chen, was sicher dem vor allem 
jüngeren Publikum schwerwiegen- 
de Entscheidungen erleichtern 
kann. Für LeipzigerInnen ist das 
Teil beim Schall und Rausch zu ha- 
ben (noch wo?) oder bei: 


David Jünger 

am grassdorfer wäldchen 16 
04425 taucha 

Ach ja, das Teil ist jetzt teurer ge- 
worden, kostet 2,50DM. 

Für nur eine Mark gibt's dagegen 
das Quarks, ein ein-Mann-Projekt, 
das mich ganz stark an das mse 
erinnert. (gleiche Schule, oder 
was?). Die Länge der Artikel hält 
sich die Wage, es gibt längere Ar- 


iikol zu den Themen 
Voganismus (ist ja in anderen 
Welten inzwischen leider ein 
wenig aus der Mode gekom- 
men), ", Kur- 
distan. Ansonsten die ganze 
Bandbreite: Sexismus, Gewalt 
nd Linke, Hare Krishna, Hei- 
mat und Linke. Das alles ist 
#0 daß auch die längeren Arti- 
kal in einem Atemzug zu schaf- 
fon sind. Die Comicseiten am 
inde sind irgendwie nicht so ge- 
Jungen, weil kaum zu erkennen. 


Kostet eine Maak und gibt’s (ja | 


wo?) - keine Ahnung. 

Der Schwerpunkt in der (schon 
vor einiger Zeit erschienenen) ak- 
tuollen Frühjahrsausgabe des 


kanischen Staaten nicht nur auf 


ükonomische Aspekte reduziert 
werden kann, sondern untrennbar 


eich verheerend. Die Menschen 
worden zu Überlebensstrategien 
gezwungen (Biligarbeit, Drogenan- 
bau/-handel...), die ihre eigentliche 
Situation nicht verbessern. 

Daß bei der Suche nach Gründen 
für diese Zustände nicht in der Ge- 


genwart stehengeblieben werden 
kann, zeigt der Artikel über die 
Wurzeln des Machismus in Mexi- 
ko: Die Mestizen (Mischlinge, 80% 
der mexikanischen Bevölkerung) 
bezeichnen sich selbst als „hijos de 
la chingada“, als Söhne der Ver- 
gewaltigten. Das geht zurück auf 
die Eroberer um Cortez, wobei die 
Geschicht der Geliebten Cortez’ 
Malinche als erste vergewaltigte 
Indigena eine große Rolle spielt 
und als Exempel unvergessen ist. 
Malinche gilt als Betrügerin, Verrä- 
terin.... Seit der Zeit der Eroberung 
sind Frauen praktisch „entwertet“ 
und für Männer ist eine Abgren- 
zung/Distanzierung von ihrer (in 
einem anderen Artikel als verehrt 
und über alles geliebt hervorgeho- 
benen) Mutter als symbolische 
Malinche offenbar nur im Machis- 
mus möglich. Als positiv werden 
die Wertvorstellungen und Ideali- 
sierungen der weißen Eroberer 
empfunden, nicht die „indigenen“. 
Dieser Identitätsfindung der Män- 
ner über die Herabwürdigung der 


Frau wird die Gesellschaft der 
Zapotekin gegenübergestellt, in der 
mit einer geschlechtlichen Arbeits- 
teilung in gegenseitiger Wertschät- 
zung und Achtung gelebt wird. 

Desweiteren enthält des Heft eine 
Beschreibung der kolumbiani- 
schen Stadt Medellin, die durch 
Gewalt, Kriminalität, Kamikaze- 
täter usw. geprägt ist von Gabriel 
Garcia Marquez; den Abdruck ei- 
nes Vortrages vom Kuba-Seminar 
in Leipzig über Kuba, die kubani- 
sche Revolution; die Eindrücke 
eines Nicaraguaners in der DDR, 
dem wiedervereinigten Deutsch- 
land und der europäischen Zivili- 
sation im Allgemeinen und als Ge- 
genstück die Erlebnisse eines Deut- 
schen in Mexiko;'einen Bericht über 
die politische Situation in Urugay; 
ein Interview mit Paulo Fischer (Ju- 
rist, FAO- Experte im Forstrecht, 
Vizedirektor der Umweltbehörde 
IBAMA in Parana, Brasilien) der 
u.a. der Meinung ist, die Abholzung 
des Regenwaldes in Amazonien 
werde stark überbewertet, prozen- 
tual fallen 140.000 ha nicht ins Ge- 
wicht... - ohne. Kommentar, Erläu- 
terung o.ä. der Quetzal-Redaktion. 
Das gesamt Heft ist geprägt von 
Sachlichkeit, die mancher wohl als 
trocken empfindet. Negativ anzu- 
merken ist, daß nichts zum aktuel- 
len Stand der Zapatistischen Be- 
wegung in Chiapas abgedruckt ist. 
Der Quetzal ist in jedem Fall sein 
Geld wert, die Artikel sind offen- 
sichtlich tiefgründig recherchiert 
und sehr informativ. 7 DM sind 
nicht billig, aber auch nicht zuviel, 
zumal der Quetzal (leider) eher sel- 
ten erscheint. (erhältlich in Welt- 
läden, Dritte Welt Zentrum) © 


- ' Tja, schon wieder ist der Sommer da. Um euch jedoch in der langen 
5 Sommerpause nicht hängen zu lassen, gibt es diesmal eine Doppelseite voller spannender Rätsel. Erstmal 
gibt's ne magic-Ecke, dann ein schlechte-Laune-Rätsel für diejenigen, die was zu tun brauchen, wenn sie an 
"der Ostsee im Zelt schon.drei Wochen im Regen sitzen. Das Lösungswort in den Kreisen von oben nach 
Unten’ ‘gelesen beschreibt die ‚Stimmunng i im Zelt. Außerdem gibt es wieder ein richtiges Kreuzworträtsel, was 
diesmal nicht so einfach ist und. für die, die Kreuzworträtsel hassen, weil sie immer nix rausbekommen, 
er können 10 Unterschiede im Bilderrätsel suchen. Na dann, viel Spaß und Tschüßie bis in zwei Monaten! 


a 


„macht böse 


ARE ER? GP ARE ERRR, ERER 7 
verdirbt die Laune über Funk 


Demo jeigisige & 
Frustauslöser vor allem bei 
Teenagern 


es Mr 
schlechte Laune, die durch 


den Magen geht 


ee BE IT ER 
schnittlauchartiger Haßbringei 


oh 0—20__23__2 


Auseinandersetzung 

had mag Da gast a 
Depressionsfarbe 

selig feine Si7u20 


Tier, das beim Schlafen schle 
Laune macht 


NR | 


RE ; beendet endgültig jeden Frust 
 »»I.höchstens, 2.Untersuchüng (chem.), 3.Nbfl. 


h ss „des Rheins, 4.Bewohner eines Erdteils (Mz.), 10__20__17__20 
u Hs n 5.dt.Dichter, 6.luftiger Körper Schlechtlaunewetter 


Waagerecht: 1.verliert oft 


viel Blut, lebt aber mun- 
tor weiter, 7.das dicke 
Ende, 8.Winkelemente, 
die ihren Anfang verloren 
haben, 9.schleimige Sub- 
stanz, 12.berliner Fein- 
schmeckermuschel, 
13,Tierknechter, der allei- 
ne keine Goldmedaille 
gewinnen kann, 15.Staat 
In der Mitte eines Konti- 
nents, ehemals Britisch- 
Honduras, 16.das ist 
falsch (ch=ein Buchsta- 
be), 17.macht Kinder- 
münder klebrig und Flek- 
ken auf der Hose, 
R0,rechter Nebenfluß der 
Donau in der BRD, 


u Ba u EEE 
lt doch keine Frage, « 


oder?, 22.erhöhte Temperatur zum Urlaubsanfang 

senkrecht: 1.früher aus Stein, dann aus Bronze und heute aus Stahl gegen Holz, 2.wenn kein Zarmehr 
da Ist, kann auch keiner mehr erlassen werden, 3.steht auf der Gewinnerseite, 4.Gesamtheit dertollen 
Sachen in den bunten Schaufenstem, 5.mit Wilhelm Il ging eine zu Ende, 6.wennes Profit abgeworfen 
hat, 10.niemand sagt so oft wie er: “Nichts geht mehr.”, 11.mit diesen zwei Eiem ist alles egal, 14.eine 
Muse, die Musik und Sangestöne liebt, 15.war sie kämpfend nicht zu erobem, wurde sie ausgehungert, 
18.früher gebräuchlich, heute schon fast ein Schimpfwort für Nichtmänner, 19.wo nichts ist, ist das 


dtregi 


Nur eingefleischte Trabbi-Fahrer/innen finden hier die 10 Unterschiede 


Mädchentreff 
M.A.G.D.A.L.E.N.A. 

über SHIA e.V., 
Hauptmannstr. 4, 

04109 Leipzig, 
TreffpunktfürMädchenund 
junge Frauen zwischen 13 


AIDS-Hilfe Leipzig 
Karl-Tauchnitzstr. 3 (Villa) 
#326120 


Arbeitskreis ee 
alität in der Evang. Stu- 
dentengemeinde 

Alfred-Kästner-Str. 11, 


04275 Leipzig, wage: a 
Beratung Frab 19.30 Uhr 
3312966 
Han . für Ausländerinnen 
heiten H 
: Kahina, autonome Flücht- 

Cam er 13 lingshilfe 

77 Leipzig, : Petersteinweg 13 
sep ann. EEREER 13-18 Uhr 


3@4785805 

Beratungs- und Notschlaf- 
stelle für Kinder und Ju- 
gendliche und junge Er- ' 


, 22119322 
und nach Vereinbarung 


Vereinigung der aus- 


wachsene . ländischen Mitbürger 
Villa Stöckartstr. 9, 

04277 Leipzig, 
Karl-Tauchnitz-Str. 3, 262714 


04107 Leipzig, 
Familienzentrum Kiebitz 
e.V. 

22114597 

-Kinder- und Jugendbüro 
32114566 
-Jugendberatungstelle 
Mo 18-22 Uhr 

: Do 10-14 Uhr 
Rechtsberatung, Beschaf- 
: fung von Wohnraum und 
: betreuten Wohnformen, 
Vermittlung von Rechts-  LLud 
beiständen, Schuldner- 043 
: beratung, Hilfe durch den 


Gesellschaft für Völker- 
.. verständigung 

'; Kochstr. 132, 

: 04277 Leipzig, 

: #3080123 

. Betreuung und Beratung 
..: von Asylbewerberinnen, 
. Sprachkurse in Arabisch, 
Spanisch und Englisch 


* zu sonstigen Problemen \ 


 Ökolöwe - Umweltbund 
B.-Göring-Str. 152, 


. “Dschungel” der Ämteretc. 04277 Leipzig, 
; Bibliothek: 
Kinder- Jugend- und Mo, Mi, Do ...10-18 Uhr 


: Eiternberatungsstelle 
des Jugendamtes - 
Tschaikowskistr. 28, . 
(04105 Leipzig, 

BR 


..14-18 Uhr 


23911067 


Telefon des Vertrauens 
@4801999. 

Mo-Fr 19- 7 Uhr 

: Sa-So 0 - 24 Uhr 


Verschwörung der Frauen 

R.: Peter Greenaway 

GB 1988 

6./7.8.19. 7. 23 Uhr 
Kommunales Kino/naTo 

„Es ist eine poetische Geschichte, 
moralisch erzählt, um den Glauben 
zu unterstützen, daß die Guten sel- 
ten belohnt werden, die Bösen mei- 
stens ohne Schaden davon kom- 
men und daß die Unschuldigen 
stets mißbraucht werden“, so 
Greenaway über diesen Film, der 
sich darum dreht, daß drei Frauen 
- Großmutter, Tochter und Enkelin 
- die alle drei den Namen Cissy 
Colpitts tragen, sich von ihren Ehe- 
männern befreien, indem sie sie 
ertränken. Der Leichenbeschauer 
Madgett und sein Sohn werden in 
die Fälle verwickelt. Dumm ist, das 
Madgett nicht schwimmen kann. 
Aber eigentlich spielt dies nur eine 
Nebenrolle, denn die Welt ist ein 
mathematisches Mysterium. Und 
wem auch dies nicht reicht, natür- 
lich ist die Musik von Michael 
Nyman und die Bilder, ja die Bil- 
der, diese barocken Lebewesen, 
vom Meister. 


John Lurie and The Lounge 
Lizards - live im Berliner Quar- 
tier Latin 

USA/GB 1991 

13./14.115./16. 7. 23 Uhr 
Kommunales Kino/naTo 

Aus drei furiosen Konzerten des 


Jazz - Kultstars Lurie und seiner 
Band hat Regisseur Garret Linn 
dieses Dokument gestrickt. Durch 
einen Intuitiv - minimalistischen 
Filmstil gehört die Aufmerksamkeit 
des Hörers/Zuschauers voll und 
ganz der Musik. Wer die passen- 
den Bilder dazu sehen will, sollte 
sich Ende Juli in der naTo Jar- 
muschs „Stranger then Paradise“ 
ansehen - die Musik ist nähmlich 
von Lurie oder den Geheimtip be- 
folgen und sich „Subway Riders“ in 
der Regie von Amos Poe rein- 
ziehen, da ist nämlich nicht nur die 
Musik von Lurie, er spielt auch noch 
mit. Wobei die Erfolgsaussichten 
diesen hervorragenden Streifen zu 
Gesicht zu bekommen nahe Null 
sind, nie gute alte Lichtwirtschaft 
ist ja nun nicht mehr. 


Performance 

R.: Nicolas Roeg 

GB 1969 

24./25. 7. 21 Uhr 

Kommunales Kino/naTo 

Mick Jagger in seiner ersten Film- 
rolle - wenn er auftritt, gehört die 
Szene ganz ihm und seiner faszi- 
nierenden Selbstverliebtheit. Er 
mimt einen Popstar, der völlig von 
der Außenwelt abgeschirmt dahin- 
döst, umgeben von zwei Playgirl, 
elektronischen Musikalien und 
halluzinogenen Pilzen. Bis plötzlich 
ein Gangster bei ihm Unterschlupf 
sucht und den psychodelischen 


Hausfrieden ins Wanken bringt. Als 
Schmakerl dazu ist der Soundtrack 
von Ry Cooder !!! 


Nightwatch 

R.: Ole Bornedal 

Dänemark 1994 

8.7. 23.30 

Ein klaustrophobischer Psych - 
Grusler, der in seinen besten Mo- 
menten durch eine beklemmende 
Intensität besticht. 

In Kopenhagen wütet ein sadisti- 
scher Schlitzer, dessen Opfer in die 
Gerichtsmedizin eingelifert werden, 
wo der junge Student Martin als 
Nachtwächter jobt. Seine regelmä- 
Bigen Kontrollgänge führen ihn 
natürlich in die weißgekachelte 
Leichenhalle, die er um an den 
Kontrollschalter zu kommen, der 
Länge nach durchqueren muß, 
was ihm und uns die Nerven rui- 
niert. Noch grausiger ist das rote 
Licht, das in Martins Kontrollkabine 


aufleuchtet, wenn einer der ver- 
meintlich entseelten erwacht und 
zum Alarmknopf greift. 


Menschen am Sonntag 

R.: Robert Siodmak 

D 1929 

2.7. 19 Uhr, 3.7. 20 Uhr 

Sie hatten noch keine großen Na- 
men: Robert Siodmak, Billy Wilder, 
Edgar Ulmer und Fred Zinnemann, 
als sie 1992 einen der bedeu- 
tensten Filme der deutschen 
Stummfilmavantgarde schufen. Mit 
halbdokumentarischen Mitteln er- 
zählen sie die Geschichte von vier 
jungen Leuten aus Berlin und ih- 
ren Erlebnissen an einem Sonntag. 


Thelost world 

R.: Harry Hoyt 

USA 1925 

2.7. 21 Uhr, 4.7. 20 Uhr 

Arthur Conan Doyles gleichnami- 
ge Erzählung bildet die Vorlage zu 


diesem Frühen Saurierfilm. Viel zu 
sagen gibts zur Story nicht, es geht 
halt um Saurier in jeder Menge, 
Wissenschaftler, Beziehungs- 
kisten. Wesentlich ist der Filmtrick, 
für den Willis O'Brien zeichnet, der 
später King Kong schuf und hier 
ganz schön einen raushängen lässt 
und tief in die Trickkiste mit 
Neuerervorschlägen greift. 


Lawrence von Arabien 

R.: David Lean 

GB 1962 

7.7. 22.30, 9.7. 15.00 + 19.00 
Peter O’Toole spielt den britischen 
Offizier T.E. Lawrence, der im er- 
sten Weltkrieg aufständische Ara- 
ber gegen die von den Briten un- 
terstützten Türken führt. Mit von der 
Partie sind Alec Guinness, Anthony 
Quinnn Jose Ferrer und rauhe 
Mengen Sand. 


